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Der langjährige Verfasser und Herausgeber der Historischen Tatsachen sowie zahlreicher wissen­
schaftlicher Bücher vor einigen Jahren, als er sich noch als Besitzer von Grundrechten wähnte. 

Nachdem bereits 5 seiner Historischen Tatsachen beschlagnahmt worden waren, wurde er am 17. 
Mai 1996 im Zusammenhang mit der Vernichtung der HT-Nr. 59, 60, 1 (neue Bearbeitung) und 64 vom 
Landgericht Bietefeld zu 15 Monaten Haft ohne Bewährung wegen ''Verharmlosung des Holocaust"und 
''Uneinsichtigkeit" verurteilt. Man hatte ihm bisher keinen falschen Satz nachweisen können. Der 
Grundrechteschutz hat indessen für ''Pseudowissenschaft" keine Gültigkeit. Ein bundesdeutsches 
Gericht braucht für die Differenzierung von Wissenschafrund "Pseudowissenschaft", somit für den 
Grundrechte-Entzug, keine Nachweise. Ein Spruch genügt und man ist in der Bundesrepublik Deutsch­
land die Grundrechte los. Da, wie uns Udo Walendy wissen ließ, am 12.6.1996 zusätzlich die HT-Hefte 
Nr. 44, 66, 67 und 68 beschlagnahmt worden sind, und er in Erwartung diese,; neuerlich auf ihn 
zukommenden Prozesse mit dem gl~lchen Anklagetenor nicht lebenslänglich wegen ''Verharmlosung 
des Holocaust"bzw. ''Volksverhet:zung" hinter Gitter gebracht werden wollte, sah er sich außerstande, 
Weiteres zu publizieren. Daher haben wir es aufuns genommen, seine wichtige Aufgabe fortzusetzen. 
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Ausgehebette Grundrechte 

Die in diesem Heft berichteten Tatsachen konnten aus 
authentischen Unter lagen zusammengestellt werden. Sie 
offenbaren Zustände und Methoden, mit denen in der Bun­
desrepublik Deutschland unabhangige u nd sachliche 
Geschichtsforschung entgegen deklarierten Grund- und 
Menschenrechten unmoglich gemacht wird, um ''deutsche 
Schuld" zu verewigen. Der langjährige Herausgeber der 
Historische Tatsachen und Autor zah lreicher weiterer 
wissenschaftlicher Bücher, Dipl. Pol. Udo Walendy, wurde 
mittels politischer Justiz zum Schweigen gebracht. Seine 
Lebensarbeit als Verteidiger der historischen Wahrheit er­
scheint uns indessen so wichtig, daß wir uns als demokrati­
sche Europäer bemühen, dieses Werk von einem Nachbarland, 
das keine Vernichtungen von wissenschaftlichen Büchern 
und Beweismitteln kennt, soweit un sere Kräfte es vermögen, 
fortzusetzen. 

Die vorliegende Ausgabe wurde juristisch von deutschen 
Anwälten dahingehend überprüft, daß keine bundesdeut­
schen Strafgesetze verletzt sind, soweit deutsche Rechtsan­
wälte überhaupt noch in der Lage sind, hierzu eine Auskunft 
geben zu können. 
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Demokratie 
Voraussetzung einer Demokratie ist, daß die Minderheit 

als Opposition unbehindert zu Wort kommt. 
F.A. Brockhaus, Wiesbaden 1973 

r---------------~-, 
1 

Kommentar zum _ 
1 

1 "Auschwitz-Lügen-Gesetz" 1 
I vom Dezember 1994 I 
I NeueJuristische Woschenschrift Nr. 15/1995: I 
I "Der Gesetzgeber hat den Rechtsgüterschutz ent- I 
I schieden zu weit ausgedehnt . .... Die Regelung kommt 1 
1 faktisch einem staatlich verordneten Denkverbot sehr 1 
1 nahe, sie stellt insofern einen Anschlag aufdiegeisti- 1 
\.ge Freiheit Andersdenkender dar!" 1 

~-----------------" 
Deutschlands neue Denkverbote 

Unter di eser Überschrift wandte sich Otto Graf 
Lambsdorff (eh. FDP-Vorsit..zender und Bundes­
wirtschaft..sminister) in der Frankfurter Allge­
meine vom 2.8.1995 gegen die neue Welle der Un­
terdrückung der freien Meinung in Deutschland 
mit den Worten: 

"Heute wehre ich mich wieder, wenn jetzt allem, was 
rechts ist, gleich die Ku-Kiux-Kian-Kappe übergestülpt 
wird und bloße rechte Worte sehr voreilig zu Benzinkani­
stern in den Händen geistiger Brandstifter werden. Ver­
stärkt durch die Diktatur der Political Correctness. triu 
Ausgrenwng an die Stelle von Auseinandersetzung. Selbst 
moderate konservative Äußerungen werden an den Rand 
des Abgrunds der öffentlichen Akzeptanz gedriickt und 
haben Schwierigkeiten, iiberhaupt diskussionsfähig ::u sein. 

Es ist zugegeben die einfachere Methode, den Bann­
strahl des Faschismus-Vorwurf~ einzusetzen, Verdam­
mungsurteile w fällen und danach den Volkszorn gegen 
dieses Übel ::u mobilisieren. Aber immer, wenn die Volks­
seele kocht, ist das Essen ungenießbar . ... 

Deshalb gilt es für die FDP und auchfür Deutschland, 
Denkverboten entgegenwtreten, sich auchgegen neue und 
nerieste Orthodoxien zur Wehr zu setzen, Maß und Mitte zu 
bewahren .... 

Demokratie gewinnt nur durch Freiheit." 
Man hörte die Worte, 

~· doch bisher blieben die Taten aus! 
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Vernichtung wissenschaftlicher Literatur 
"Das vergangene Jahr brachte einen neuen Rekord von Buchverboten und -beschlagnahmtmgen. Verleger, Redakteure, 

Herausgeber und Autoren wurden mit Strafverfahren überzogen, weil sie ihre freie Meinung sagten oder in ihren Augen gut 
begründete Aussagen zu bestimmten historischen Vorgängen machten. Seihst der Abdruck eines satirischen Gedichtes zu einer 
aktuellen innenpolitischen Frage kostete die Verantwortlichen vor Gericht viele tausend D-Mark. Aufunserem ureigenen Gebiet 
der freien Publizistik ist daher auch viel zu tun, und wir wollen aufunserem Kongreß für die grundgesetzlich garantierte Freiheit 
der Meinungsäußerung wie der wissenscllaftliclten Aussage eintreten. Man könnte in diesem Zusammenhang-- vorallem wenn man 
z.B. an die Fälle David lrving, Fred Leuchter, Hans Scllmidt, Germar Rudolf, Günter Deckert denkt --ein Wort Solscllenizyns 
hervorheben: 

'Typisch für ein marxistisches System ist es, Kriminelle zu schonen, aber politische Gegner als Kriminelle zu 
behandeln.' " · 

Das freie Forom. \1ineilungsblatt der Gesellschaft für freie Publitisllk c.V. Jan.- Märt 1996, \1ünchen. S. 3 

Frankfurter Allgemeine 17. Mai 1996: 

"Appell der 100 --Die Meinungsfreiheit in Gefahr! 
Wir, die Unterzeichneten, haben in letzter Zeit mit Besorgnis zur Kenntnis nehmen müssen, daß in Deutsc~land 

in zunehmendem Maße Sondergesetze und strafrechtliche Verfolgung gegen Verleger, Redakteure und Autoren 
--auch gegen Wissenschaftler-- wegen deren begründeter Äußerungen zu bestimmten Fragen der Zeitgeschichte 
eingesetzt werden. Insbesondere grenzt die seit einigenJahrengeübte Praxis, mit dem Prinzip der Offenkundigkeit 
alle seitens der Verteidigung vorgetragenen neuen Beweise für solche Äußerungen ohne Behandlung abzulehnen, 
an Rechtsbeugung, verstößt gegen die Menschenrechte und ist eines freiheitlichen demokratischen Rechtsstaates 
unwürdig. Dadurch werden die wissenschaftliche Forschung und die öffentliche Diskussion dieser gerade für 
Deutschland wichtigen Fragen unerträglich eingeengt, und der notwendige Prozeß der Wahrheitsfindung wird 
verzögert oder ganz behindert. Ohne zum Inhalt der strittigen Fragen Stellung nehmen zu wollen, weisen wir als 
verantwortungsvolle Staatsbürger in großer Sorge um die grundgesetzlich garantierte Freiheit der Meinungsäu­
ßerung wie die der Forschung und Lehre auf diese gefahrliehen Zustände hin und wenden uns an alle 
Verantwortlichen und an die Öffentlichkeit im In- und Ausland, dafür einzutreten, daß derartige Verletzungen 
sowohl der Menschenrechte als auch der freiheitlich-demokratischen Grundordnung in Zukunft unterbleiben. 

Prof. Dr. H. Schröcke, Am Hohen Weg 22, 82288 Kottgeisering -- und 99 weitere Akademiker." 
Monate später bereits wurden Appelle "der 500", Appelle "der 1.000" gleichen Inha lts in zahlre iche n 

anderen renommierten Zeitungen der Bundesrepublik De u tschland publiziert. 

''Razzia im Verlag W. in Vlotho" 

So schlagzeilte dieNerte Westfälische am 8. Febru ­
ar 1996. Der Leser mußte angesichtssolcher massiven 
Vokabeln aufschrecken, daß ein offenbar gefährliches, 
bisher gut getarntes Nest mutmaßlicher "rechtsradika­
ler Krimineller" in ihrer bürgerlich ruhigen Mitte auf­
gespürt wurde. Aufgeschreckt waren die Nachbarn 
schon tags zuvor angesichts zweier Mannschaftswagen 
uniformierter Polizei und etlicher ziviler Fahrzeuge, 
die vor den Verlags- und Privaträumen in eiliger Ge­
schäftigkeit vorfuhren.· Eine ~oßangelegte Untersu­
chungmit ca. 20 Beamten, teils in Uniform mit Pistolen 
und Handschellen bewaffnet, war angesetzt. 

Die Beamten überspielten--- ungeachtet des Daten­
schutzes! -- sämtliche Verlagsadressen und Computer­
programme mit Geschäftsinhalten, Korrespondenzen 
und in Vorbereitung befindliche wissenschaftliche Ar­
beiten. (Mehrere kleine und mittelgroße nationale Ver­
lage bestätigten inzwischen, daß die Staatsschutzbe­
hörden bei ihnen ebenfalls solche Adressenbestände 
und Computerprogramme überspielt h.aben, obgleich 
sie hierfür keinen gesonderten Ger ichtsbeschluß vorle-

Hi61oritJCh~ Taloa<:h~n Nr. 69 

gen konnten. Das alles rangiert neuerdings unter dem 
Rubrum "Auffinden von Beweismitteln". 

Des weiteren wurden etliche Aktenordner und Si­
cherungsdisketten beschlagnahmt, Udo Walendy zur 
erkennungsdienstliehen Vernehmung mit Aufnahme 
von Fingerabdrücken und Lichtbildern aufgefordert. 
Eine Weigerung wäre als Widerstand gegen die Staats­
gewalt geahndet worden. Der Safe wurde versiegelt, da 
er nicht unverzüglich zu öffnen war. In einer Zweitwoh­
nung wurde mit Hilfe des Schlüsseldienstes ebenfalls 
alles -- in Abwesenheit des Eigentümers -- durchsucht, 
Computerprogramme überspielt und offenbar auch Fotos 
von den Räumlichkeiten und auch aus Familienalben 
erstellt. 

Gefunden wurden einige beschlagnahmt gewesene 
Histor~che Tatsachen-He fte auch aus den privaten 
persönlichen Sammelordnern, später dem Safe ent­
nommen --, 12 Bücher "Mein Kampf', 2 "Auschwitz­
Mythos", dazu Aktenordner mit Post- und Bankbelegen 
+ Korrespondenzen. ' 

Anlaß für diese Aktion waren zwei Gerichtsbe-
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Bescblagnabmc \On Literatur '1\ar bei allen "Befreiern" ein 
wichtiger Programmpunkt. Demokratie setzte bei ihnen schon 
damals offensichtlich vorgeschriebenes Denken voraus. Doch das 
tun unsere Freunde jetzt nicht mehr. Sie selbst gestatten sich und 
anderen Freiheiten, von denen wir nur träumen können. 

schlüsse: 
Der erste bezog sich auf im Herbst in einem Büro-' 

Sonderzimmer offen auf dem Tisch deponiert gewesene 
14 SS-Liederbücher, die Herrn Walendy seinerzeit un­
mittelbar vor seiner USA-Reise geheimnisvoll zuge­
schickt worden waren und die dann während seiner 
USA-Reise anläßlich einer neuerlichen Hausdurchsu­
chung dort "entdeckt" wurden. Nationale Verleger sind 
in der BRD schon lange nicht mehr privat in ihren 4 

Indizierung ließe sich noch durch den Bundesanzei­
ger in Erfahrung bringen. Doch wer setzt die Verleger 
von Beschlagnahmen fremder Bücher in Kenntnis? 

Zu diesem Fall noch eine kurze Vorgeschichte: Im 
Herbst 1995 hatte Udo Walendy in einem kleineren 
Kreise von Lesern freimütig und rechtsstaatskonform 
darüber diskutiert, ob es ratsam wäre, da der Grabert 
Verlag das auf dem Index befindliche Buch nicht mehr 
neu herausgeben wollte, eine Neuauflage zu überneh­
men, zumal ihm die Rechte hierfür seitens der Autorin 
und des Erstverlages zugesagt worden waren und ihm 
eine stattliche Anzahl von Bestellungen vorlagen. Das 
Problem würde nur darin bestehen, daß für das Buch 
keine Werbung mehr gemacht werden dürfe. Hingegen 
dürfe der Herausgebereinen Direktversand an über 18-
jährige vornehmen. Ein zuhörender staatsschutzbe­
sorgter "Demokrat" -- die Anführungszeichen deshalb, 
weil seinangeblicher Einsatz für Toleranz und Geistes­
freiheit reine Heuchelei war-- hat offensichtlich sofort 
"Meldung gemacht". So ließ man sich etwas einfallen: 
Beschlagnahme. Außenstehende erfahren davon nichts. 
So -- dies muß vermutet werden, weil in solche Dienst­
geheimnisse kein Einblick gewährt wird --, schien es 
offenbar ratsam, nicht etwa den Walendy über die 
erfolgte Beschlagnahme zu unterrichten, sondern JA 
Jahr abzuwar ten, bis er wahrscheinlich die neuge­
druckte Auflage zum Versand auf Lager hat. So hätte 
man den "in flagranti ertappten Kriminellen" sogleich 

Walendy 
verurteilt 

Vlothoer 
Tageblatt, 
18.5.1996 

Wänden. Den Spruch "my home, my 
castle" konnten sie schonJahrezuvor 
vergessen. Der Zusender, der sich 
gewiß einer humaneren Art als der 
Briefbombe bediente, war sicherlich 
so gut informiert, um anzunehmen, 
daß diese Liederbücher, zumal sie 
mit der Nationalhymne, begannen 
und fast ausschließlich Volkslieder 
enthielten, nicht sogleich in den Pa­
pierkorb verwiesen, sondern einem 
Rechtsanwalt vorgelegt werden wür­
den. Mit dem behaupteten Verdacht, 
Walendy hätte diese Liederbücher 
neu aufgelegt, erwirkte die Staatsan­
waltschaft einen Gerichtsbeschluß zur 
Durchsuchung "zwecks Auftindung 
von Beweismitteln". Diese konnten 
jedoch nicht gefunden werden, da der 
behauptete Verdacht nicht zutraf. 

Vlotho I Bielefeld (VT). Zu 15 
Monaten Haft ist gestern der Vlo­
thoer Verleger Udo Walendy (67) 
verurteilt worden. Walendy war 
der Volksverhetzung angeklagt. In 
der . von . ihm herausgegebenen 
Schnftenre1he »Historische Tatsa­
chen« soll er die Judenvernichtung 
v~rha~mlost und behauptet haben, 
Sie se1 zum Te1l durch gefälschte 
Fotos belegt worden. Erst Anfang 
Februar diesen Jahres waren auf 
Beschluß des Amtsgerichtes Bleie­
feld die Verlags- sowiP Wohnräume 
Walendys in Vlotho und Mönchen­
gladbach durchsucht worden. Wa­
lendys Name tauchte im NRW-Ver­
fassungsschutzbericht von 1994 un­
ter »Bekannte deutsche Revisioni­
sten« auf. 

wegen "Vorrätighalten" und "Vertrieb 
ei nes beschlagnahmten Buches" ab­
führen (Handschellen waren reich­
lich mitgebracht worden) und gleich­
zeitig die wirtschaftliche Existenz 
ruinieren können,_ zumal in einem 
solchen Fall gewiß ein Gerichtsurteil 
auch gleichzeitig zur Schließung des 
Verlages erwirkt worden wäre. Die­
ses Vorgehen der staatsschutzbewuß­
ten "Demokraten" mußte als ausge­
sprochen heimtückisch empfunden 
werden. 

Es war reiner Zufall, daß für eine 
normalerweise IegitimgeweseneNeu­
auflage dieses Buches noch nichts 
unternommen worden war. Miteiner 
plötz lichen Beschlagnahme eines 
Buches, daß sich überhaupt nicht mit 
dem Holocaust, sondern mit der 

Der Großauf\A(and des "Staats-
schutzes" wurde mit eine~ weiteren Gerichtsbeschluß 
in bezugauf das Buch von Frau Ingrid Weckert "Feuer­
zeichen" begründet, für das Udo Walendy gar nicht 
verantwortlich war und das 15 Jahre unbeanstandet in 
der Öffentlichkeit verkauft wurde, bis es plötzlich am 
30.6.1994 auf den Index für jugendgefährdende Schrif­
ten gesetzt und zu einem späteren, unbekanntgebliebe­
nem Zeitpunkt beschlagnahmt worden war. 15 Jahre 
frei im Handel, plötzlich auf dem Index und dann 
geheimnisvoll beschlagnahmt, -- das ermöglichen heu­
tige Gesetze in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
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"Reichskristallnacht" 1938 befaßt, 
war nach 15Jahren unbeanstandeter Publikation wirk­
lich nicht zu rechnen. 

Dieses ganze Vorgehen der Staatsschutzbehörden 
konntegewiß nicht als "die feine englische Art" bezeich­
net werden. Es zeigt aber eine durch di e gegenwärtigen 
Gasetzein der BRD ermöglichte Methode auf, mit der 
man freie Verleger potz blitz in Kriminelle verwandeln 
kann. 

Hinzu kommen die neuerli chen Gesetzesänderun­
gen einer Verlängerung de"r bisher 'h-jährigen Verjäh­
rungszeit auf 3- 5 Jahre in den einzelnen Landespres-



segesetzen speziell nur für "Holocaust-Delik- Neue Westfälische, 18.5.1996 
te". Sie betreffen also nur Publizisten, die~--------------------------. 
man sich angewöhnt hat, als "rechtsradikale" 
zu titulieren. Die ausschließliche Begrenzung 
auf einen ganz bestimmten historischen ns­
Geschehenskomplex, der, wie die neuen Ur­
teilssprüche erweisen, gar nicht mehr sach­
lich untersucht werden darf, erweist diese 
neuen Gesetzesänderungen ebenfalls als 
rechtsstaatswidrig, garantiert doch Art. 4 
Grundgesetz die Gleichstellung eines jeden 
vor dem Gesetz. Dies bedeutet, daß jeder un­
abhängig denkende Publizist und Verleger 
nunmehr 3 - 5 Jahre mit dem Risiko einer 
Strafverfolgung leben muß für das, was er 
Jahre zuvor einmal veröffentlicht hat. Diese 
Unsicherheit und akute Existenzgefährdung 
angesichts einer grassierenden Verfolgungs­
hektik gegenüber unerwünschten Meinun­
gen und Erkenntnissen verstärken, ja mono­
polisieren die ohnehin schon vorhandene Ein­
heitsmeinung in unserer "pluralistischen Ge­
sellschaft", die zur Bewertung aller Rechts­
maßstäbe, in denen wir zu leben eingezwängt 
sind, von grundlegender Bedeutung ist. 

69jähriger schuldig der Volksverhetzung 

Auschwitz verharmlost: 
Haft ohne Bewährung 
~I o t h? (j.oh). Wegen Volksverhetzung 
rn zwer Fallen und Verunglimpfung des 
Andenkens Verstorbener wurde der 
69jährige Udo W. aus Vlotho vom Land­
gericht Sielefeld zu 15 Monaten Frei­
heitsstrafe ohne Bewährung verurteilt. 

Darüber hinaus ordnete das Gericht 
die Einziehung von vier Broschüren 
und die Vernichtung der dazugehö­
renden Druckstöcke an, die der An­
geklagte herausgegeben hatte. Udo 
w_. ist seit 1965 Inhaber des "Verlags 
fur Volkstum ·und Zeitgeschichtsfor­
schung". ln unregelmäßgen Abstän­
den veröffentlicht er die Schrift 
"Historische Tatsachen". Darin wird 
die Auschwitzlüge verbreitet, das 
heißt, die Massenvernichtung der )u-

den durch die Nazis zumindest ver­
harmlost. Der Angeklagte bestreitet 
dies und behauptet, seriöse Ge­
schichtsforschung zu betreiben, die 
von den Grundrechten auf freie Mei­
nungsäußerung und Freiheit der Wis­
senschaft gedeckt sei. 

Bereits früher waren einige der Schrif-
. ten eingezogen worden. Das Bundes­
verfassungsgericht wies 1993 .:. da­
mals noch unter dem Vorsitz des heu­
tigen Bundespräsidenten Roman Her­
zog.- die Beschwerde W.s gegen die 
Ernzrehung zurück. Obwohl der An­
geklagte bislang nicht vorbestraft ist, 
setzte das Landgericht die Strafe we­
gen seines "uneinsichtigen Verhal­
tens" nicht zur Bewährung aus. 

Ohne Gewährleistung einer freien L--------------------------_J 
Meinung für den einzelnen gibt es schon gar 
keine freie Meinung für eine Gruppe oder Partei! 

Inzwischen wurde Udo Walendy in folgende Prozes­
se vestrickt: 

2 Prozesse (infolge Presseverjährung, bisher begrenzt 
auflhJahr, seit Dezember 1994 auf3Jahre ausgedehnt) 
im Literaturyernichtungsyedahren, sog. "objekti­
ven Verfahren", in bezug auf die 

(I) HT-Hefte Nr. 59 ("Polens Umgang mit der histo­
rischen Wahrheit", beschlagnahmt am 13.7.1995) und 

(2) Nr. 60 ("Naturwissenschaft ergänzt Geschichts­
forschung", beschlagnahmt am 16.5.1995), 

Strafverlabren wegen Veröffentlichung der HT­
Hefte 

(3) Nr.1 (neu bearbeitete Ausgabe, "Kriegs-, Verbre­
chens- oder Propaganda-opfer?", beschlagnahmt am 
21.8.1995), 

(4) Nr. 64 ("Immer neue Bildfälschungen II. Teil", 
beschlagnahmt am 28.7 .1995), · 

(5) eines Artikels in dem Buch Ernst Gauss, "Grund­
lagen zur Zeitgeschichte" über Bildfälschungen, 

(6) HTNr. 52 ("We_itergehende Forschung")+ Nr. 53 
("Entstellte GeschichTe") 'sind seit längerer Zeit beim 
Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung fällig. Sie 
waren bereits am 21.4.1993 beschlagnahmt worden 
(vgl. Verfassungsbeschwerde in HT Nr. 67 S. 13), 

(7) ein mögliches Strafverfahren, das sich um die 
Ergebnisse der vorgenannten, von der Presse als "Raz­
zia" bezeichneten Untersuchung ranken dürfte. 

Statt die Forschungsergebnisse zu diskutieren, mußte 
Udo Walendy immer wieder Hausdurchsuchungen bis 
unter die Betten und Beschlagnahmungen erleben in 
einem Staat, dessen Repräsentanten sich alsjene feiern 
lassen, "den freiesten Staat" geschaffen zu haben, "der 
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je auf deutschem Boden" existierte. 
Nebenbei sei erwähnt, daß diese neuen Beschlag­

nahmefälle, wie auch einige andere, auf Denuntianten 
zurückzuführen waren, die kurzerhand die HT-Schrif­
ten der Staatsanwaltschaft zur Anzeige brachten, ohne 
dabei darzutun, daß und warum sie sich beleidigt, 
verunglimpft, verhetzt gefühlt hätten oder daß sie auf 
irgend welche falschen Behauptungen hingewiesen oder 
diese richtiggestellt hätten. Dieser Sachverhalt erlaub­
te es Udo Walendy, dem Gericht zu erklären, daß man 
nunmehr offenbar in einem Denuntiantenstaat lebe, in 
dem die Staatsanwaltschaft sogleich Strafverfahren 
einleitet, wenn ihr ein Denuntiant ohnejegliches Sach­
argumentAnzeige erstattet. Das entspricht genau dem, 
wozu mit Hilfe von Herrn Augsteins 'Ver Spiegel"­
Vnternehmen, der Staatsanwaltschaft, dem Jugendin­
formationszentrum und Stadt- sowie Kreisjugendamt 
München die Landeszentrale für politische Bildung des 
Landes Nordrhein-Westfalen mit zusätzlicher Abseg­
nung durch das Landesjustizministerium in ihrer 1995 
kostenlos zu Hunderttausenden verteilten Broschüre 
"Recht gegen Rechts" aufgerufen wurde: zur Denuntia­
tion. 

Beschlagnahmen, Literaturvernichtungsprozesse 
und Strafverfahren sind möglicht und gekennzeiochnet 
durch folgende Kriterien: 

1.) 
.. dttteh einseitige, Rechtsungleichheit schaffende, zur 

Ausschaltung unerwünschter Meinungen formulierte 
Gesetze, die den Grundrechten widersprechen. Diese 
Gesetze schränken im Bedarfsfall, die Meinungs-, Pres­
se-, Informations- und Wissert'schaftsfreiheit in wesent­
lichen Sachbereichen ein, ja heben sie damit auf. 
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2.) 
Entscheidungen der Höchstgerichtehebeln kurzer­

hand den Rest der noch verbliebenen Grundfreiheiten 
mit Sentenzen aus, denenzufolge jedem der Schutz der 
Meinungs-, Presse- und Wissenschaftsfreibei t entzogen 
wird, dessen Forschungsergebnisse unerwünscht sind. 
Der Tenor solcher Sprüche lautet in solchen Fällen, daß 
gar keine Wissenschaft, sondern "Pseudowissenschaft" 
vorliege, weil die Publikationen entweder "nicht auf 
Suche nach Wahrheit ausgerichtet" sind (so im Fall des 
Buches "Wahrheit für Deutschland", vgl. HT Nr. 67 S. 
17 ff.) oder mit "unwahren Tatsachenbehauptungen" 
versucht werde, "offenkundige Tatsachen ", die keiner 
Beweise bedürfen und für deren Nachprüfung keine 
Beweise zugelassen werden, zu "leugnen". 

3.) Wie bisherige Verfahren erwiesen haben (so auch 
im Fall Udo Walendy), braucht die Staatsanwaltschaft 
nicht in einem einzigen Fall nachzuweisen, daß dies und 
das in den Veröffentlichungen des Angeklagten aus 
diesen oder jenen Gründen falsch oder hetzerisch und 
deshalb strafbar ist. Auch das Gericht braucht dafür 
keine Nachweise. So hat das Landgericht:Bielefeld nicht 
einen einzigen Satz von der Sache her widerlegt, kein 
Dokument, kein Bueh, keinen Fachmann zur Begutach­
tung herangezogen und dennoch 15 Monate Gefängnis 
ohne Bewährung gegen Udo Walendy verhängt! 

4.) Als Zugabe bediente die Staatsanwaltschaft den 
Angeklagten mit unwahren Unterstellungen, indem sie 
ihm Sätze und Ziele unterschob, die dieser überhaupt 
nicht geschrieben, nicht einmal angedeutet hat. Zur 
guten Verpackung und Gewichtung dienten dann ca. 20 
vom Angeklagten abgeschriebener Seiten ohne Ver­
merk, was daran falsch oder strafbar sein soll. 

Bleibt hinzuzufügen, daß trotz sofortiger Einwen­
dungen der Ver teidigung gegenüber solchen Methoden, 
im Fall der HT-Nr. 1 die Staatsanwaltschaft keinen 
Deut solcher unglaublich konstruierten Behauptungen 
in der Strafklage zurückzunehmen pflegte. So trug hier 
die Staatsanwältin die unwahren Unterstellungen ohne 
den geringsten Abstrich im Schlußplädoyer unverän­
dert wie beim Verfassen der Anklageschrift vor. Zur 
Krönung dieses Vorgehens fanden diese frei erfundenen 
Textpassagentrotz dieser VorgeschichtenochEingang 
in das Landgerichtsurteil vom 17. Mai 1996, das für Udo 
Walendy 15 Monate Haft ohne Bewährung verfügte. 

Jegliche Schutzbestimmungen für die Wissen­
schaftsfre ihe it usw. wurden auf diese Weise aus­
gehebelt. 

Wissenschaft:setzt Freiheit der Forschung vor­
aus. Zu dieser Freiheit gehört eine gesic herte 
Rechtsordnung, in der die Grundrechte auch für 
den unabhängig denkenden Bürger Geltung ha­
ben. Nicht der Historiker Udo Walendy hat die 
Rechtsordnung verletzt, sondern Staatsanwalt­
schaften und Justizorgane haben sie ihm e ntzo­
gen! Gäbe es in der Bundesrepublik De utschland 
wirklich Wissenschafts-, Informations-, Lehr· und 
Meinungs-, Pressefreiheit, gäbe es keine Vernich­
tung von wissenscha ftlicher Li,teratur und damit 
Vernichtung von Beweismitteln! Es gäbe auch 
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keine Strafverfahren und Inhaftierungen von 
Historikern und Verlegern für ihre wissenschaft­
lichen Arbeiten! 

Dies hat man auch in England erkannt und sich dem 
Druck widersetzt, der von gewissen Kreisen dortauf die 
Regi erung ausgeübt worden ist. 

Jewish Chronicle (London)berichtete am 10. Mai 
1996, s. 9): 

_ "t:uropa-Kommissar Sir l..eon ßrittan (der selbst Jude ist) 
lehnt gemeinsam mit der briiischen Regierung ab, die Holo­
caust-Leugnung europaweit ;:u einer Straftat ;:u machen. 

Er sprach letzte Woche zu Führungspersönlichkeiten jüdi­
scher Gemeinden, europäischer Diplomaten und zu Mitgliedern 
des britischen Parlaments. Briuan warnte vor einem solchen 
Gesetz, weil es die Freiheit der Meinungsäußerung gefährden 
würde. 

'Wenn wir ein Gesetz haben, das den Men­
schen verbietet, Dinge zu sagen, selbst wenn sie 
offenkundig unwahr sind, dann helfe uns Gott', 

sagte Brittan . ... 
'Ich bin gegen ein Gesetz zur Bestrafung von Holo­

caust-Leugnung in der EU als auch in Großbritannien', 
bemerkte er. 
'Es ist eine Sache, zum Hqß aufzurufen und 

eine andere Sache, seine Meinung zu sagen, egal 
wie ablehnend man zu den historischen Ereig­
nissen steht.' 

/)je Haltung des ehemaligen Innenministers deckt sich mit 
der von Premierminister l ohn Major undjener von lnnemnini­
ster Michael Howard (Howard ist auch Jude). Sie lehnen es ab, 
sich ihren EU-KoLlegen anzuschließen, die Holocaust-Leug­
nung zur Straftat .:u erklären. 

In einem Brief an den Vorsitzenden des Zentralrats der 
britischen Juden argumentierte Premier Mr:zjor, daß ein solches 
Verfahrendaraufhinauslaufen wiirde, 'Meinungen zu unter­
drücken'. 

Sir Leons Ausführungen ll'aren fiir die Mitglieder des briti­
schen Zentralrars der Juden eine Enttäuschung. Der Zentrafrat 
plant eine neue Kampagne, um die britische Regierung doch 
noch davon zu überzeugen, die Holocaust-Leugnung strafrecht­
lich zu verfolgen. 

'Unserer Ansicht nach handelt es sich nicht um eine 
Sache der freien Meinungsäußerung ', 

erklärte der Vorsitzende des Zentralrats. 
'Den H olocaust zu leugnen ist ein antisemitischer 

Standpunkt, der eine Straftat darstellt', 
sagte Nagler. 
Sir Leon machte in seiner Rede deutlich, daß die EU 'alles 

aufbieten sollte, die Menschenrechte zu verteidigen und 
den Rassismus zu bekämpfen.· 

Er verspmch in Anbetracht seiner bevorstehenden China­
Reise: 

'Ich werde in Sachen Menschenrechte nicht ruhig 
sein.' 
-Auf die Notwendigkeit hin angesprochen, die jüdischen 

Interessen in Europa zu schiitzen, erläuterte der Kommissar 
seinen Eindruck: 

'Die Angelegenheiten, die eine jüdische Repräsen­
tanz erfordern, sind wichtig, aber begrenzt.' " 

Der Chef-Kommentator des Jewish Chronicle, 
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Chaim Bermant, ergänzte (S. 25): 

"Wenn das Recht auf freie Meinungsäußerung überhaupt 
etwas bedeutet, dann schließt es auch das Recht ein,falsch und 
tendenzios zu sein. Und es schließt das Recht ein, beleidigend 
zu sein. Und wenn ll'ir als Juden jet;:.t vergleichsweise sicher 
leben, dannliegt das weitestgehend daran, weil wir das Gliick 
haben, in Gesellschaften zu leben, in denen eine solche Mei­
ntmgsfreiheit selbstverständlich ist. 

Der ganze Prozeß der Geschichtsschreibung ist eine einzi­
ge Revision. Nicht nur deshalb, weilneue Pakten und Doku­
mente ans Licht gelangen, sondern weil sogar offenkundige 
Fakten neu bewertet und interpretiert werden können. Kaum 
eine Generation sieht die Ereignisse durch die gleiche Brille 
wie die andere. 

Gesetze zu verlangen, mit denen die erworbene Weisheit 
um den Holocaust fii.r immer und ewig von diesem Prozeß 
abgeschirmt werden soll, widerspricht dem Diktat der Ver­
nunft. 

Solche Gesetze sind vom Prinzip her falsch und nicht 
wirksam .... 

Jeder Versuch, die Arbeit der Revisionisten zu ersticken, 
wird beijedermann den Verdacht hervorrufen, daß es etwas zu 
verbergen gibt. Und es gibt nichts, was diese Revisionisten 
sagen könnten, das ebenso schädlich wäre wie die Unterdrii.k­
kung ihres Rechts, es sagen zu können." 

In welch tiefgreifender Weise seit der bedingungslo­
sen Kapitulation Deutschlands die Siegermächte und 
anschließend ihre Lizenzträgerund wiederum anschlie­
ßend ihre Staatsschützer kraftseit Mai 1945 monopoli ­
sierter Macht Denken und Meinung einseitig indoktri­
niert, kanalisiert und mit unentwegt ergänzten Desin­
formationen "gefüttert" haben, ist für jeden Sachkenner 
sonnenklar. Er braucht nicht mehr darüber belehrt zu 
werden, daß und wie dies mit Kriminalisierung und 
Pönalisierung des Gegners, mit lnformationsentzug, 
gefälschten und sortierten Dokumenten, steuerfinan­
zierten Instituten und ihren weitgehend einzig von den 
Gerichten zugelassenen Gutachtern, Medien, entspre­
chender Personalpolitik, international-vertraglich oder 
international-verzahnt über privatwirtschaftliche Be­
sitzumschichtungen und dann im Innenverhältnis amt­
lich erzwungenen Sprachregelungen geschah. So wur­
den Kriegspropagandathesen der Siegermächte zu "hi­
storischen Fakten" umgemünzt, alle Schuldtitel dem 
deutschen Volk aufgelastet, "Rechtsgrundlagen" dar­
aus abgeleitet, und mit darauf ausgerichtetem Eifer 
Dienstherren mit Disziplinargewalt sowie Justizorga­
ne auf Trab gebracht, um ihre gegen Nachprüfung 
abgeschotteten "Offenkundigkeiten" zum unanfechtba­
ren geistigen Besitzstand der "zivili sierten Nationen" 
erklären zu können. Wer sich nicht freiwillig zum 
Mitläufertum, am besten 150%ig, bekennt, gilt als un­
einsichtig und wird auch ohne vorherige Strafen mit 
Gefängnis ohne Bewährung selbst im Fall von "Ver­
harmlosung" der Glaubensprämissen bedacht, siehe 
den "Kriminalfall" Udo Walendy. 

Im Zuge der neuen Erkenntnislage ist es folgerich­
tig, auch die beamteten Lehrer und Hochschullehrerin 
Zeitvertrags-Mitarbeiter zurückzustufen, ein Bemühen 
von Bayern ausgehend, dessen Beunruhigungswellen 
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auch die Frankfurter Allgemeine erreicht hat (8. + 

21.5.1996): 

"Auf Grund der Besonderheilen der Aufgaben sind die 
Möglichkeiten übergeordneter Behörden und vorgesetzter Po­
litiker oder anderer Personen und Gremien, Leistungen oder 
Leistungsvermögen von Hochschullehrern auch nur annähernd 
'objektiv' zu bewerten, prinzipiell sehr begrenzt. Infolgedessen 
könnten bei mißliebigen Denkern und Lehrern verhältnismt.ißig 
leicht afl.gebliche 'Fehlleistungen' oder mangelnde Einsarifreu­
de diagnostiziert und geahndet werden. Und vielen Politikern 
dürfte die Nutzung dieser Möglichkeiten nicht schwerfallen. 
Dafür dürften sich zudem im Hochschulbetrieb auch relativ 
leicht Helfer finden lassen, die sich im Einzelfall Vorteile durch 
Mitwirkung erhoffen. 

Unabhängige Denker und Querdenker dürften dann jedoch 
kaum noch zu finden sein, weil intelligente Menschen diesen 
politisch und behördlichen Machtzuwachs erkennen und ein 
existenzielles Berttfsrisiko meiden. Positive Leistungsanreize 
können ;:war da und dort nicht zureichend locken, aber negative, 
die berufliche Existenz bedrohende Leistungsanreize können 
den Wagemut , Neuesund Unbequemes zu denken, zu lehren und 
zu publizieren, bei vielen empfindlich treffen oder nachhaltig 
zerstören . ... 

Braucht unsere Gesellschaft unabhängige Denker und Leh­
rer nicht mehr? ... Soll bei den Hochschullehrern unablzt.ingiges 
Denken und Lehren im Zweifel durchfleißige Auftragserfüllung 
ersetzt werden? Und wessen Aufträge sind dann zu erfüllen?" 

Vor Jahren hatte der Mitarbeiter des Militärge­
schichtlichen Forschungsamtes in Freiburg, Joachim 
Hoffmann, bei Auswertung vornehmlich russischer 
und deutscher Wehrmacht-Dokumente noch etwas sa­
loppere Verhältnisse: Sein Dienstherr trug ihm auf, 
seine wissenschaftlichen Recherchen so auszurichten, 
daß 

1.) die Sowjetunion als friedliebender und nicht etwa 
als aggressionslüsterner Staat aus dem künstlich ge­
setzten, aber s ich allmählich wieder auflösenden Nebel 
der Geschichte aufsteige, 

2.) ein aktives Mitwirken Stalins bei der Zerschla­
gung Polens im September 1939 abwegig sei, 

3.) Englands und Frankreichs Bemühungen zur 
Ausweitung des Krieges außer Betracht zu lassen sei ­
en, 

4.) der gewaltige Aufmarsch der Roten Armeen 1940 
an den Westgrenzen als Reaktion auf Hitlers Lebens­
raumzielsetzungen verstanden werden müsse, 

5.) Moskau keinerlei Kenntnis von Hitlers "Plan 
Barbarossa" gehabt habe (obgleich Stalin bereits 84 
Belege hierfür Monate vor Ausbruch der deutsch-sowje­
tischen Kampfhandlungen auf dem Tisch hatte), 

6.) deutsche Untaten dominieren sollten und sowje­
tische Untaten herunterzuspielen seien. 

Der Wissenschaftler lehnte diese Zumutungen ab, 
woraufihn sein Dienstherr auf Unterlassung verklag­
t(}. Da-S' Lahdgericht in Freiburg war jedoch im Sinne des 
heutigen Sprachgebrauchs "uneinsichtig" und wies die 
Klage kostenpflichtig ab, so daß Joachim Hoffmann 
seinen Beitrag unzensiert veröffentlichen konnte. Dies 
hinderte freilich seinen Dienstherrn nicht, in dem vom 
Militärgeschichtlichen Forschungsamt beabsichtigten 
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Sammelband über den Zweiten Weltkrieg mit Hilfe der 
zur Verfügung gestellten Steuermittel seine Geschichts­
klitterungen amtlich erneut unters Volk zu bringen. 

Inzwischen sahen sich offenbar einflußreiche Inter­
essentengruppen auf Grund immer weiterer wissen­
schaftlich gesicherter Erkenntnisse genötigt, den Frei ­
raum für wissenschaftliche Nachweise und Diskussio­
nen rigoros einzuengen. Liegen doch Aussagen solcher 
Leute, die sich zwar nicht auf demokratische Mandate, 
hingegen auf Sonderrechte berufen können, vor, dar­
über verfügen zu können, eine Diskussion über poli-

tisch grundlegende Themen nicht zuzulassen. 
Aus der hier kurz skizzierten Lage ist es dem bishe­

rigen Verfasser auf Grund der Beschlagnahme von 
inzwischen 14 HT-Heften, der daraus gefolgerten "Un­
einsichtigkeit" mit strafverschärfender Wirkung sowie 
der Verurteilung zu 15 Monaten Haftohne Bewährung 
durch das LandgerichtBielefeld am 17. Mai 1996, ohne 
daß, wie gesagt, ein einziger veröffentlichter Satz als 
sachlich falsch nachgewiesen worden ist, nicht mehr 
möglich, wissenschaftlich weiterzuarbeiten. 

Erst Änderungen in der Rechtsordnung und Justiz-
praxis der Bundesrepu­
blik, die sich Demokratie 
und Deutschland nennt, 
jedoch geistige deutsche 
Verteidigungsanliegen 
bekämpft und kriminali­
siert, könnten deutschen 
Wissenschaftlern in ih­
rer Heimat eine Weiter­
arbeit ermöglichen. 

Entnazifizierung in der amerikanischen Zone. 13 Millionen Deutsche mu Bten in der US-Zone 
den ber ühmt-berüchtigten Fragebogen mit 131 Rubrikenausfüllen. Allein in der US-Zone wurden 
545 Spr uchkammern mit 22.000 Laienrichtern und Schöffen tätig. -- Der Spiege/2111 996, 20.5.1996. S. 
72. -- Die Sieger setzten die Maßstäbe für d ieAuswahl der Richter und ihre Gesetzesgrundlagen. 

Der Verlag für Volks­
tum und Zeitgeschichts­
forschung in Vlotho 
(Postfach 1643) wird zu­
nächst als Versandbuch­
handlung weitergeführt. 

PTozeßdok~ente 

Um der HT-Leserschaft einen faktengetreuen Be­
richt über die letzten Prozesse gegen den Verfasser und 
Verleger der H T-Hefte zu vermitteln, erweist es sichals 
praktisch, Gutachten und verständlich verfaßte Vertei­
digungseingaben einzubringen. Si'e gewährleisten, daß 
nichts verschwiegen wird, was als Replik auf das um­
ständlicher formulierte Vorbringen der Staatsanwalt­
schaft dem Gericht zur Kenntnis gegeben wurde. 

Wenn hier nur ein Gutachten vorgelegt wurde, so 
liegt das daran, daß einige der in Betracht gezogenen 
Sachverständigen wegen Krankheit ausfielen und an­
dere nicht mehr mit den schon beschlagnahmt gewese-

nen Heften versorgt werden konnten (ob ihnen die 
Hefte trotz Beschlagnahme noch für solche Zwecke 
hätten zugeführt werden dürfen, mag hierbei offen 
bleiben). Hatte doch das Landgericht Bielefeld (ßcschluß 

vom 15.3.1996, 2. Strafkammer) selbst die Rücklieferung von 
2 Exemplaren fürdie Verteidigungmitder Begründung 
abgelehnt," der Einziehungsbeteiligte (Angeklagte) wüß­
te ja, was er geschrieben habe und könnte erforderli­
chenfalls in der mündlichen Verhandlung Einsicht in 
die beschlagnahmten Druckschriften nehmen". Damit 
freilich läßt sich kein Gutachten seitens eines unabhän­
gigen Sachverständigen erstellen. 

Eingabe der Verteidigung zum Strafverfahren 
wegen der Veröffentlichung der 

HT-Nr. 1 "Kriegs-, Verbrechens- oder Propagandaopfer?" 

An das 
Landgericht 
2. Strafkammer 
33602 Bietefeld 

Betr. AZ: 2 K.Ls W 1/96 TI 

Lemgo, den 5.5.1996 

Bezug: Anklageschrift gegen Udo B.,runo Walendy, Vlotho, Hoch­
str. 6 vom 11.4.1996 in bczug auf die Veröffentlichung der Histori-
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sehen Tatsachen Nr. I "Kriegs-. Verbrechens- oder Propagandaop­
fer?", Ylotho 1994 --. 

Die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft vom 11.4. 1996 ist 
inhaltgleich mit der Antragsschrift vom 22. 11.1995. 

Hierzu hatte ich arn 20.1.1996 Stellung genommen. Ich wiederho­
le gegen Ende meiner jet7ißen Ausführungen jene Einlassung in 
Abänderung auf die nunmehrige Anklageschrift. 
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1.) 
Was die Verjährungsfrage betrifft, so teile ich mit und füge 

eine Rechnungskopie bei, daßjene neue Bearbeitung in England 
bereits im Januar 1994 gedruckt worden war. Mein Mandant 
bestätigt, daß unmiuelbar nach Drucklegung in etwa die Hälfte 
dieser Exemplare teils von England und teils von Belgien aus 
ausgeliefert worden war. Mein Mandant macht gleichzeitig 
darauf aufmerksam, daß sich unter seinen Kunden etliche 
befinden, die ihm ausdrücklich mit Hinweis auf die zahlreichen 
Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen von Büchern und 
sogar von Adressen und eine ihnen auf diese Weise möglicher­
weise drohende Existcnt.gefährdung durch Bezug seiner Schrif­
ten die Verpflichtung auferlegt haben, von ihnen keine Nach­
weise in seinen Akten zu führen. Und wenn diese Kunden 
Überweisungen getätigt haben, so pflegten sie nicht genau das 
zu bezeichnen, was sie erhalten haben. 

Am 15.1.1995 wurden lediglich die Re!>texemplare an einen 
Teil der Kunden meines Mandanten ausgcl icfert. So viel er sich 
erinnert., hat er auch auf seinen diesbct,üglichen Rechnungen 
darauf hingewiesen, daß es sich um Restexemplare handelte. Im 
einzelnen hat sieb mein Mandant nicht um dieRechnungsbelege 
gekümmert und insbesondere keine Nachweise gesammelt, um 
sich damit für den womöglich strafant.eigenden Staatsanwalt für 
spätere Zeit ein Alibi 1.u verschaffen, was er als Wissenschaftler 
grundsätzlieb ablehnen würde. Im Augenblick kann er infolge 
der ibm beschlagnahmten Akten keinen Einblick darin nehmen. 

Auch bat mein Mandant nicht die Absicht, den englischen 
Drucker und die belgisehe Versandhandlung mit strafrechtli­
chen Zeugeneinvernahmen zu behelligen und nach Bielefeld 
anreisen zu lassen für Sachverhalte, für die man weder in 
England noch in Belgien Verständnis haben dürfte und die 
ge cbäftlichen Beziehungen meines Mandanten zu diesen Au~­
landsmärkten nur schädigen könnten. 

2.) 
Mein Mandant ist seit über 30 Jahren wissenschaft.licher 

Publizist, der wohl mehr als jeder andere ein langfristiges 
internationales Quellenstudium hinter sich und auch bewiesen 
hat, daß er auf hohem wissenschaftlichen Niveau sich der 
internationalen Sachdiskussion zu stellen in der Lage ist. Dies 
ergibt sieb allein aus dem Tatbestand, daß er in diesen über 30 
Jahren, abgesehen von einer Polemik eines Mitarbeiters des 
Instituts für Zeitgeschichte, die sachkundig von dem Historiker 
Dr. Georg Franz-Willing entkräftet worden ist, von keinem 
einzigen Fachmann angegriffen, geschweige denn in seinen 
Aussagen widerlegt worden ist. Jegliche neuen Erkenntnisse der 
internationalen Ge chichtswissenschaft haben die Veröffentli­
chungen meines Mandanten bisher bestätigt. 

Nicht nur in historischen Sachfragen hat sich mein Mandant 
umfangreich in der in- ui1d ausländischen Literatur informiert 
-- er liest Originale in englisch und russisch -- und seine 
Erkenntnisse stets unmittelbar mit den entsprechenden Beleg­
quellen versehen, sondern er war schon früht.eitig genötigt, ~ich 
umfangreich mit dem deutschen Strafrecht auseinander;uset­
zen, weil schon seit über 30 Jahren das Strafrecht in seinem 
Metier stets nur gegen Darstellungen eingesetzt worden ist, die 
der Verteidigung deutscher Anliegen dienen. 

Auch gegenwärtig ist es so, daß z.B. ein ncues Buch von 
Daniel Goldhagen "Hitlers willfährige Henker" , das von der 
großen britischen Tageszeitung The Obser~r am 21.4.1996 als 
"eine Hymne des Hasses gegen die Deutschen" charakterisiert 
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wurde, vor staatlichen Verfolgungsmaßnahmen völlig sicher 
ist, während in der Bundesrepublik Deutschland allein im 
vergangcnen und diesem Jahr ein -- im Ausland vermerkt man 
schon: "epidemisches" -- Ansteigen von Hausdurchsuchungen 
und Beschlagnahmungen wissenschaftlicher Literatur deut­
scher Autoren zu registrieren ist. Dies geht sogar so weit, daß 
plötzlich z.B. ein Buch überdieReichskristallnacht1938, das 15 
Jahre unbeanstandetund ohne sachliche Einwendungen geblie­
ben war, beschlagnahmt worden ist. Auch Autorin und Verleger 
dieses Werkes konnten eine solche Maßnal1me 15 Jahre nach 
Erscheinen nicht voraussehen und auch heute noch nicht mit 
rechtsstaatliehen Grundsätzen in Einklang bringen. 

Allen bisherigen Veröffentlichungen meines Mandanten ist 
--wie es auch der jeweils eingedruckte Eingangsverweis belegt 
--das Bemühen 'l.u entnehmen, sachlich, ohne jegliche Emotio-
nen, ohne Fantasien, in Abwägung aller unterschiedlichen 
Auffassungen anstehendeSachfragen nüchtern zu analysieren. 
Dies erfolgte jeweils nach den für die Wissenschaft gebotenen 
Prinzipien ohne Rücksicht auf im Augenblick gerade-vorherr­
schende Modemeinungen, die geschichtlich keinen Bestand 
haben oder subjektiv im Sinne bestimmter Interessengruppen 
verfaßt waren. 

Außerdem hat sich mein Mandant jeweils auch juristisch 
dallingchend abgesichert, nicht mit den Strafgesetzen in Kon­
flikt zu kommen. Wenn er letzteres auch nicht in jedem Einzel­
fall durch Einholen schriftlicher Gutachten getan hat-- wozu er 
auch nicht verpnichtet ist --, sondern dies jeweils nur in einigen 
Abständen, so ist ihm doch auch in laufenden Unterredungen 
mitJuristenund in von ihm organisierten Vortragsveranstaltun­
gen mit Juristen die Rechtslage so bekannt geworden, ;.umal er 
auch neue GesetLestexteselbststudiert hat, daß er zuweilen auch 
ohne schriftliche Gutachten glaubte auskommen zu können. 

Aus den von ihm eingeholten Gutachten (einige sind als 
Anlage beigefügt) und Gesprächen mit Juristen ergab sich 
indessen auch, daß diese Juristen selbst darüber verunsichert 
sind, ob denn die Grundrechte für deutsche Publizisten noch 
Geltung haben oder durch höchstrichterliche Interpretationen 
neuer GesetLe oder durch diese neuen Gesetze unmittelbar 
bereits ausgehebell und unwirksam gemacht worden sind. Dies 
ist genau dieS ituation, die zu diesen Prozessen hier in Bielefeld, 
in Tübingen und anderswo geführt hat. Diedeutsche Justiz muß 
darauf eine rechtsstaatgemäße Antwort finde11. Mein Mandant 
hat sieb keinen Vorwurf zu machen. Er ist seit früher Jugend so 
erzogen worden, stets die Wahrheit zu sagen und Unwahrheiten 
richtigzustellen. 

Und wenn das Landgericht daraufhin weisen sollte. daß mein 
Mandant durch die Beschlagnahme von inzwischen mehreren 
Ausgaben seiner Historischen Tatsachen darüber hätte belehrt 
worden sein müssen, daß er bereits mehrfach "beleidigt", "ver­
unglimpft", "die V6lker verhetzt" und" Offenkundigkeilen" miß­
achtet habe, so ist hierzu folgendes zu sa.gen: 

3.) 
Jeder Publit.ist, so auch mein Mandant, kann sieb auf die-­

vorrangig vor allen anderen Gesetzen und Paragraphen des 
S,traf~setzbuches gültigen -- Grundrechte der freien Meinung, 
der Pressefreiheit, der Infonnationsfreiheit, der Religionsfrei ­
heit, der Wissenschaftsfreiheit und Lehrfreiheit berufen. Gegen 
Einschränkungen dieser Rechte irn Fall von Verfassungsun­
treue. Beleidigung, Verunglimpfung, Beschimpfung, Hetze bat 
mein Mandant bi her nirgendwo ver~toßen. Was er hingegen in 
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den bisherigen Literaturvernichtungsprozessen erleben mußte, 
war, daß die Gerichte bisher kaum jemals eine wissenschaftliche 
Sacbdebatte zugelassen haben, sondern ihre Sprüche mit be­
haupteten "Offenkundigkeiten" unter Abweisung von Beweisan­
trägen des Beschuldigten begründeten. Solches konnte aus der 
vorbandenen Gesetzes- und Grundrechtslage nicht vorhergese­
hen werden. Mit anderen Worten: Niemand kann sich vor einer 
solchen, vielfach von den Gerichten vorgenommenen Spruch­
praxis schützen, es sei denn, er verzichtet selbst auf seine 
Grundrechte und damit auf seine eigene Meinung. 

So mußte mein Mandant in einem dieser Prozesse erleben, 
daß ein Vorsitzender Richter des Landgerichts Bielefeld ihm auf 
seinen Vorhalt, daß ihm eine Berichterstauung zu einem konkre­
ten und dokumentierten Sachverhalt zum Straftatbestand ge­
macht wurde, die das Gericht zu untersuchen mit der Begrün­
dung der "Offenkundigkcit" abgelehnt hatte, zur Antwort gab, 
"wir sitzen hier r1icht als Wissenschaftler, um zu prüfen, ob Sie 
richtig wissenschaftlich recherchiert haben. sondern wir sitzen 
hier als Juristen und haben uns nach den höchsten Reclusent­
scheidungen auszurichten". Dies betraf damals die Nr. 38 der 
Historischen Tatsachen. Mein Mandant. mußte es schon al; 
einen seltsamen Zustand betrachten, für etwas bestraft zu wer­
den, was gar nicht untersucht worden war. Solche Prinzipien 
können nicht rechtsstaatgemäß und richtungweisend für einen 
deutseben Publizisten sein. 

Dieser Sachverhalt verweist auf die Problematik, worauf sich 
derB ürger, und somitauch der Pub I izist, eigentlich stützen darf, 
--auf die Grundrechte der Meinungsfreiheit, Wisscnschaftsfrei­
beit, Pressefreiheit usw. oder aufhohe und höchste Richtersprü­
che, diediese Grundrechte und u.a. die Wissenschafts freiheit mit 
unverständlichen Sentenzen aushebein bzw. unwirksam machen 
und Glaubensmaximen für historische Äußerungen und Darle­
gungen verfügen, die sogar das GrundrechtaufReligionsfreiheit 
einschränken. 

In der Praxis geht die Beschneidung der Grundrechte für den 
Historiker und Publizisten noch sehr viel weiter, weil die Staats­
anwaltschaft zuweilen nicht vorherseilbare Anklagen verfaßt, in 
denen Unterstellungen des angeprangerten Textes aufscheinen 
oder mit vorliegenden Gesetzesformulierungen gar nicht kolli­
dierende Sachverhalte in das höchstrichterliche Zweifel- oder 
Leugnungsverbot sachwidrig hineininterpretiert werden. 

Beispielfall Seite 25 in d~r hier zur Debatte stehenden Ankla­
geschrift. 

Bei der Fülle der kommentarlos von der inkriminienen 
Schrift abgeschriebenen Texte wird sogar die Zitierung eines 
Schreibens des Bundesministeriums der Finanzen über die Fest­
stellung von 6- 7 Millionen Wiedergutmachungsanträgen mei­
nem Mandanten zum Straftatbestantl angelastet. Wer kann die 
Inkriminierung eines-· solchen Wnweises voraussehen, sich vor 
einer solchen konstruierten "Straftat" schützen? Wenn der Sach­
verhalt richtig ist-- und er ist richtig--, kann es sich um keine 
Straftat handeln und bat in einer Anklageschrift nichts zu 
suchen. 

Nicht anders verhält es sieb doch mit all den anderen kom­
mentarlos abgeschriebenen und zum "Straftatbestand" aufge- • 
führten Texten aus der inkriminierten Schrift! Man kann doch 
nicht einfach verfügen, intemational renommierte Historiker 
oder Politiker wie Paul Rassinier, Alexander Weisbcrg, Winston 
Churcbill, Hans Fritzsche, Charles Bewley, Charloue Bonnann, 
Stephen Pinter, Rau! Hilberg (sie alle sind in der Anklageschrift 
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strafrelevant gegen meineu Mandanten aufgeführt) oder reprä­
sentative ausländische Publikationen seien, weil mein Mandant 
sie zitiert, unter das Rubrum "Volksverhetzung" einzugliedern. 
Für die Erfassung solcher "S traftatbestände" gibt kein einziger 
Gesetzes-text und kein oberster Gerichtsspruch den kleinsten 
Anhaltspunkt her! 

Beispielfall der inkriminierte Sat7 in Historische Tatsachen 
Nr. 64: "Die Lüge11um Babi Jar sind im Heft Nr. 51 aufgeklärt". 
Hier wurde ein einfacher Sachhinweis, der weder etwas "mini­
miert'' noch verharmlost, noch leugnet, kur:terhand zum Straf­
tatbcstand erklärt und damit eine 40-seitigc wissenschaftliche 
Ausarbeitung überein ganzanderes Thema beschlagnahmt, was 
kein Rechtsanwalt in der Weltjemalshätte voraussehen können, 
geschweige denn der zum "Täter" avancierte Autor. Doch die 
Staatsanwaltschaft fordert hierfür Gefängnisstrafe und Ver­
nichtung der Gesamtausgabe an wissenschaftlieben Analysen 
von gefäl chten Bildern. Das steht doch nicht mit rechtsstaatli­
ehen Grundsätzen in Einklang' 

Was bleibt denn von der Wissenschaftsfreiheit und Reli­
gionsfreiheit und Pressefreiheit z.B. übrig, wenn in obersten 
Richtersprüchen festgelegt wird, was die letzt-endliche Wallr­
heil ist, die nicht einmal in Detailbereichen angezweifelt, ge­
leugnet, in Abrede gestellt, ja noch nicht einmal untersucht 
werden dürfe? 

Im übrigen erfaßt der im § 130 StGB verwendete Begriff 
"Leugnen" den Sachverhalt, daß eine bewußte Unwahrheit 
entgegen besserer Kennulis in Täuschungsabsicht geäußert 
wird. Man kann nur etwas leugnen, was man weiß. Man kann 
also eine Tatsache, von der man weiß, die man kennt, leugnen. 
Mankanu aber nicht etwa~ leugnen, was man als Tatsache gar 
nicht kennt oder die man als nicht existent erkannt hat und 
abstreitet. Ein Untersuchen, ein Abstreiten einer behaupteten 
OffenkundigkeiL kann somit kein "Leugnen" sein und unterfallt 
somit keiner Strafrelevanz, weil solches nicht im Ge etz defi­
niert ist. Dennoch vermischt dieStaatsanwaltschaftdiese Di ve­
rgenzen rechtswidrig zum Schaden des Angeklagten. Hiergegen 
verwahre ich mich mit Entschiedenheit. 

Das Ausgangsprinzip jedweder wissenschaftlichen Forschung 
ist nun einmal die freie Meinung und der Zweifel an vorgefaßten 
Prämissen. Wird dieser Zweifel wm Strafdelikt erklärt, wie e 
in der Bundesrepublik Praxis zu werden scheint, so sind damit 
die grundgesetzlich verbrieften Grundrechte aufgehoben, und 
zwargleich allesamt auf einmal. Wissenschaft ist zum kriminel­
len Delikt geworden. Wonach soll sich also nun ein aufrechter 
Demokrat richten, nach den Grundrechten und Gesetzen oder 
einem von einem obersten Richter verordneten Zweifelverbot? 
Wenn man sich vorstellt, daß man heute in der Bundesrepublik 
Deutschland an dem lieben Gott zweifeln, ihn verleugnen, ihn 
ogar "verunglimpfen" darf, ohne bestraft tu werden, nicht 

hingegen an einem -- ausschließli ch den Nationalsozialismus 
betreffenden -- historischen Geschehensablauf, an allen anderen 
historischen Geschehensabläufen hingegen ja, so bedeutet dies 
eine Außerkraftsetzung der Grundrechte und auch des rechts­
staatlich gewährleisteten Gleichheitsprinzips. Nicht nur, daß 
d~Erkenntnisstand der Geschichtswissenschaft ständig im 
Fluß ist und neue Erkenntnisformulierung zur selbstverständli­
chen Pflicht des Historikers gehört Der hier zum Tabu erklärte 
historische Sachkomplex ist zudem seitens der Geschichtswis­
senschaft keineswegs als abge"§chlossen zu betrachten, weil bis 
heute zu viele offene Fragen und Widersprüche, Abänderungen 
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in Größenordnungen von Millionen aufzeigen, daß ein histori­
scher Geschehensablauf nicht mit weitgehend aufZeugenaussa­
gen fußenden Darstellungen und ihrem Anspruch auf let:rte 
Wahrheit aufzuhellen ist. Im übrigen ist bisher nicht offengelegt 
worden, wer die zu glaubende Offenkundigkeil denn nun über­
zeugend, klar und umfassend definiert und belegt hat. "Offen­
kundigkeit" in sich ist kein Wahrheitsbeweis, sondern bedarf der 
Beweisdefinition. 

Diese grundsätzliche Frage steht in diesem anstehenden 
Strafprozeß zur Debatte. Insofern steht nicht nur mein Mandant 
hier aJs Angeklagter vordem Landgericht, sondern die gesamte 
Bürgerschaft der Bundesrepublik Deutschland und die histori­
sche Wissenschaft allgemein! 

2.) 
Das Bundesverfassungsgericht hat meinem Mandanten noch 

am 11.1.1994 bescheinigt (BVerfGE 5, 85 <145>), daß 
"über gute und schlechte Wissenschaft , Wahrheit oder Un­

wahrheit nur wissenschaftlich geurteilt werden könne und daß 
Auffassungen, die stch in der wissenschaftlichen Diskussion 
durchgesetzt haben, der Revision und dem Wandel unterworfen 
bleiben. Die Wissenschaftsfreiheit schützt aber auch Minder­
heitenmeinungen sowie Forschungsanslitze und -ergebnisse, 
die sich als irrig oder fehlerhaft erweisen." 

Ähnlich lautende höchstgerichtliebeS prüche dieser Art gibt 
es in Hülle und Fülle, so daß sich das Landgericht Bielefeld, 
selbst dann, wenn es erneut meinen sollte, keine wissenschaft­
liche Überprüfung der Veröffenllichungen meines Mandanten 
vornehmen zu können oder zu dürfen, sendem sich nach höchst­
richterlichen Rechtsentscheidungen ausrichten zu müssen, auf 
diese berufen kann. 

So sei zum Beleg hierfür auch das Bundesverfassungsge­
richtsurteil vom 1.3. 1978 (NJW 1978, 162 1) unter Bezugnahme 
auf seine grundsätzlichen Ausführungen irn Hochschulurteil 
(BVerfGE39,79112ff=NJW 1973, 1176)angeführt: 

"Damit sich Forschung und Lehre ungehindert an dem 
Bemühen um Wahrheit ausrichten können, ist die Wissenschaft 
zu einem von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich 
persönlicher und awonomer Verantwortung des einzelnen Wis­
senschaftlers erklärt worden. Damit wird zt,gleich zum Aus­
druck gebracht, daß Art. 5 lll GG nicht eine bestimmte Auffas­
sung von der Wissenschaft oder eine bestimmte Wissen­
schaftstheorie schützen will. Sei11e Freiheitsgarantie erstreckt 
sich vielmehr auf jede wissenschaftliche Tätigkeit, d.h. auf 
alles, was nach Inhalt und Form als emsthafter planmäßiger 
Versuch zur Ermiulung der Wahrheit am.usehen ist. Diesfolgt 
unmillelbar aus der prinzipiellen Unabgeschlossenheit jegli­
chen wissenschaftlichen Bemühens. Diese in Art. 5 111 GG 
enthaltene Wertentscheidung beruht auf der Schlüsse/funktion, 
die einer freien Wisseniehaft SO~,<,johl für die Selbstverwirkli­
chung des einzelnen als auch für die gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung zukommt. 

Eine ausdrückliche Beschränkung der Wissenschaftsfreiheit 
ergibt sich lediglich aus Art. 51112 GG, wonach die Freiheit der 
Lehre nicht von der Treue zur Verfassung entbindet. Die Ausle­
gung und Bedeutung dieses Satzes ist in der bisherigenRechtspre­
chung des BVerfG noch nicht geklärt und in der Literatur 
umstritten. 

Auch die Wissenschaftsfreiheit kann nicht grenzenlos sein; 
ein Forscherdarfsich z.B. bei seiner Tätigkeit, insbesondere bei 
etwaigen Versuchen, nicht überdie Rechte seiner Mitbürger auf 
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Leben, Gesundheit oder Eigentum hinwegsetzen. Aus den glei­
chen Gründen wie bei der Kunstfreiheit gelten bei der Wissen­
schaftsfreiheil die in Art. 5 ll und Art. 21 GG genannten 
Schranken jedoch nicht, so daß auch etwaige Einschränkun­
gen der Wissenschaftsfreiheit nur aus der Verfassung selbst 
herzuleite11 sind. Die Konflikte zwischen. der Gewährleistung 
der Wissenschaftsfreiheit und dem Schutz anderer verfassungs­
rechrlich garantierter Rechtsgüter müssen daher nach Maßga­
be der grundgesetzliehen Wertordnung und unter Berücksichti­
gung der Einheit dieses Wertsystems durch Verfassungsausle­
gung gelöst werden. 

In diesem Spannungsverhältnis kommt der Wissenschafts­
freiheit gegenüber den mit ihr kollidierenden, gleiclifalls ver­
fassungsrechtlich geschützLen Werten nicht schlechthin Vor­
rang zu. Auch ohne Vorbehalte gewährte Freiheitsrechte miis­
sen im Rahmengemeinschaftsgebundener Verantwortung gese­
hen werden (vgl. BVerfGE30, 173-193 =NJW 1971, 1645 mw. 
Nachw.). 

Die durch die Rücksichtnahme auf kollidierende Verfas­
sungw.:erte no/Wendig werdende Grenzziehung oder Inhalts­
bestimmung kann nicht generell, sondern nur im Einzelfall 
durch Güterabwägung vorgenommen werden. Dabei muß die 
Abwägung der Wertprinzipien der Verfassung, insbesondere 
der Bedewung der miteinander kollidierenden Grundrechte, 
und dem rechtsstaatliehen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
unter Wahrung der Einheit des Grundgesetzes Rechnung tra­
gen. 

Zugunsten der Wissenschaftsfreiheit ist stets der diesem 
Freiheitsrecht zugrundeliegende Gedanke mit zu berücksichti­
gen, daß gerade eine von gesellschaftlichen Nützlichkeits- und 
politischen Zweckmäßigkeitsvorstellungen befreite Wissenschaft 
dem Staat und der Gesellschaft im Ergebnis am besten dient." 

Auf eine weitere BVerfGE sei verwiesen, und zwar jene vorn 
15.1.1958 (BVcrfGE Band 7, S. 198 ff oder au~h BVerfGE 77, 
65, 74): 

"Das Grundrecht auffreie Meinungsäußerung ist als un­
mittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in 
der Gesellschaft eines der vornehmsten Menschenrechte über­
haupt (Art. II der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 
voni789). 

Für eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung ist es 
schlechthin konstituierend, denn es ermöglicht erst die stän­
dige geistige Auseinandersetzung, den Kampfder Meinungen, 
der ihr Le-benselement ist ( BVerfG!i 5, 85 <205> ). Es ist in 
gewissem Sinn die Grundlage jeder Freiheit überhaupt, "the 
matrix, the irulispensable condition of nearly every other form 
offreedom" (Cardozo). 

Aus dieser grundlegenden Bedeutung der Meinungsäuße­
rungsfreiheit für den freiheitlich-demokratischen Staat ergibt 
sich, daß es vom Standpunkt dieses Verfassungssystems aus 
nicht folgerichtig wäre, die sachliche Reichweite gerade die­
ses Grundrechts jeder Relativierung durch einfaches Gesetz 
(und damit zwangsläufig durch die Rechtsprechung der die 
Gesetze auslegenden Gerichte) zu überlassen. 
• E~rilt vielmehr im Prinzip auch hier, was oben allgemein 

über das Verhältnis der Grundrechte zur Privatrechtsordnung 
ausgeführt wurde: die allgemeinen Gesetze müssen in ihrerdas 
Grundrecht beschränkenden Wirkung ihrerseits im Lichte der 
Bedeutung dieses Grundrechts gesehen und so interpretiert 
werden, daß der besondere Wertgehalt dieses Rechts, der in der 
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freiheitlichen Demokratie zu einer grundsätzlichen Vermu­
tung für die Freiheit der Rede in allen Bereichen, namentlich 
aber im öffentlichen Leben, führen muß, auf jeden Fall 
gewahrt bleibt. 

Die gegenseitige Beziehung zwischen Grundrecht und 
'allgemeinem Gesetz' ist also nicht als einseitige Beschrän­
kung der Geltungskraft des Grundrechts durch die 'allgemei­
nen Gesetze' aufzufassen; es findet vielmehreine Wechselwir­
kung in dem Sinne stntt, daß die 'allgemeinen Gesetze' zwar 
dem Wortklut nach dem Grundrecht Schranken setzen, ihrer­
seits aber aus der Erkenntnis der wertsetzenden Bedeutung 
dieses Grundrechts im freiheitlichen demokratischen Staat 
ausgelegt und so in ihrer das Grundrecht begrenzenden Wir­
kung selbst wieder eingeschränkt werden müssen." 

In der B VerfGE 7, 198, 208 heißt es ergänzend: 

"Ohne das Recht, die eigene Meinung frei und unge­
hindert zu sagen, ist eine Selbstverwirklichung des Men­
schen nicht denkbar; persönliche und politische Freiheit 
kann es ohne Meinungsfreiheit nicht geben . ... Selbstän­
dig neben der Meinungsfreiheit, aberdoch untrennbar mit· 
ihr verbunden, steht die lnformationsfr~;iheit. Sie ist die 
Voraussetzung für die Meinungsfreiheit, denn ein sitm­
voller und verantwortungsbewußter Gebrauch der Mei­
nungsfreiheitist nurdemjenigen Bürger möglich, der sich 
vorher ungehindert Informationen verschaffen kann." 

Die BVerfGE 33, 1, 14 f erklärtjede Meinung, auch die von 
den herrschenden Vorstellungen abweichende, für schutzwür­
dig. 

Vemichtung wissenschaftlicher Literatur und ruunit Be­
weismittel widerspricht diesen höchstrichterlich festgestellt.en 
Grundsäl1en! 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28.2. 1961 
(2. Senat <Fernseh urteil>) enthält folgende Passagen: 

"Art. 5 GG enthält mehr als nur das individuelle Grund­
recht des Bürgers gegen den Staat auf Re5pektierung einer 
Freiheitssphäre, innerhalb welcher er seine Meinung unge­
hindert äußern kann. Durch Art. 5 Abs. I Satz 2 GG ist 
insbesondere auch die institutionelle Eigenständigkeil der 
Presse von der Beschaffung der Information bis zur Verbrei­
tung der Nachricht und der Meinung gewährleistet (BVerfGE 
10, 118 <121>). Dieser Verfassungsgarantie widerspräche es, 
die Presse oder einen Teil von ihr unmittelbar oder mittelbar 
von Stants wegen zu reglementieren oder zu steuern. 

Eine Einflußnahme des Staates wlire mit dieser verfassungs­
mäßigen Garantie der Pressefreiheit nur vereinbar, wenn sie 
wegen der Konkurrenz mit der Fülle der vom Staat unabhängi­
gen 2eitungen und 2eitschriften an dem Bild der freien Presse 
substantiell nichts ttndern würde. " 

Die BVerfGE 12, 45,55 bestätigtdie Gewissensfreiheit, "vor 
allem die Freiheit, entsprechend dem Gewissen zu handeln und 
so Gewissensüberzeugungen zu verwirklichen". Im übrigen 
enthält Art. 4, Abs I + 2 keinen Gesetzesvorbehalt, so daß die 
Glaubens-, Bekenntnis- und Gewissensfreiheit durch kein Ge­
setz eingeschränkt werden können. 

Dies sind genau die Grundsätze, von denen sich mein 
Mandant die 30 Jahre seiner publizistisch-wissenschaftlichen 
Arbeit hatte leiten lassen, auch bei Herausgabe der neubearbei­
teten Nr. l der Historischen Tatsachen , die hier zur Deballe 
steht. 
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Die mögliche Argumentation der Staatsanwaltschaft, wir 
habenjell.l neue Gesetze, bzw. einen neuen § 130 StGB, ändert 
an der Gesamtlage überhaupt nichts. Wenn auch das Grundge­
setz in den vergangenen Jal1rcn einige Änderungen erfahren hat, 
so betrafen sie in keinerWeise die gewährleisteten Grundrechte. 
Insofern sind auch nicht die Grundsätze der BVerfGE tangiert, 
die sowohl 

a) die V orrangigkeit der Grundrechte vor nachfolgenden 
GeselLen als auch 

b) die Beschränkung der Staatsmacht bei ihrem Versuch, die 
Grundrechte-- wie hier z.B. die Presse- und Wissenschaftsfrei­
heit -- einzuschränken oder außer Kraft zu setzen, 

festgeschrieben haben. 
Auch die Neufassung des§ 130 StGB sieht als Grundvor­

aussetzung einer "Leugnung oder Verharmlosung"-- übri­
gens auflerordentlich dehnbare Begriffe, deren juristisch 
konstruierbare Ausdehnung, wie sich aus den Anklagen der 
Staatsanwaltschaft erweist, von keinem Wissenschaftler vor­
aussehbar sind-- vor : solches müsse "in ei11erWeise" gesche­
hen, "die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören". 

Sie sieht außerdem im Abschnitt V durch Verweis auf § 
86 StGB vor, daß eine Schrift nicht den Strafgesetzen 
unterliegt, wenn s ie der Kunst oder der Wissenschaft, der 
Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vor­
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnli­
chen Zwecken dient. 

Gerade letzteres aber trifft auf die Schriften meines Mandan­
ten aus der Schriftenreihe seines wissenschaftlichen Sammel­
werkes Historische Tatsachen tu! Also auch hier ist ausdrück­
lich noch einmal festgeschrieben, daß die Publikation meines 
Mandanten mit keinen Strafgesetzen kollidiert, zumal ihm 
keinerlei Fabcbbchauptungen, Beschimpfungen, Schmähun­
gen, Verunglimpfungen, unangebrachte Emotionen, mangel­
hafte Recherchen vorgehalten oder gar qachgewiescn worden 
sind -- und dies weder seitens der Staatsanwaltschaft noch 
seitens irgendwelcher Fachwissenschaftler. Dies hat die Staats­
anwaltschaft !-.Ogar bereits durch Streichung der Strafvorwürfe 
gemäß §§ 185, 189, 194 Abs. I + 2, 52, 76 a StGB gegenüber 
ihrer Anu·agsschrift vom 22.11.1995 selbst eingestanden. 

Nicht nur, daß die publizierten Ausführungen meines Man­
danten seit ihrer Veröffentlichung "den öffentlichen Frieden" 
nicht gestört haben. Sie sind auch gar nicht dazu geeignet, ihn 
zu stören! Die Staatsanwaltschaft hat keinen Beweis dafür 
erbracht, daß solch eine Eignung vorliegen würde, wo sie doch 
auch hierfür bcwcispf1ichtig isl. 

Als Wissenschaftler ist mein Mandant schon verfassungs­
rechtlich berechtigt, Fragen .w !>teilen und Untersuchungen über 
alle Bereiche des historischen Geschehens anzustellen. Und dies 
bezieht sich auch auf Bereiche, die die bundesdeutsche Justiz 
unter Bezugnahme auf ein Bundesgerichtshofurteil seit 1979 als 
bereits "offenkundig" bekannt betcichnet, ohne jedoch bisher 
definiert zu haben, was denn nun unter diesem Begriff alles 
msammcngefaßt und verstanden sein soll. Ein bestimmter 
Umfang, Befchlswegc, Tätcrmannschaft, Zeitpunkt, Methode, 
\\L&Iche Örtlichkeiten, welche Bewcislage? Wer von den 7ahllo­
sen Schriftstellern und Publizisten dieses Geschehen so darge­
stellt hat, daß es von den Bürgern der Welt als richlig erkannt 
und glaubend übernommen werden kann? Das ist doch insofern 
schwierig, als sich der Erkendinisstand auch dieses sieb um das 
"Holocaust" -Geschehen rankende Geschichtsbild in den ver-
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gangeneu 50 Jahren unwahrscheinlich vielfältig verändert hat, 
angefangen von den ersten Publikationen der Sowjets vom 2. 
Februar 1945 in der Prawda bis zu den 4-Millionen-Gedenkta­
feln in Auschwit7. bis zum Juli 1990-- ;u diesem Zeitpunkt ließ 
der polnische Museumsdirektor Piper diese Gedenktafeln mit 
dem Bemerken entfernen, der sowjetische Diktator Stalin haue 
diese tatsachenwidrigen Darstellungen befohlen--, bis schließ­
lieb zu den neuen Publikationen von Jean Claude Pressac, der 
sich unangefochten auch in der deutschen Publizistik auf 700.000 
Auschwitz-Opfer --den "Holocaust verhannlosend" ? -- festge­
legt hat.2> Weder er noch sein deutscher Verleger sind bis heute 
straf verfolgt, diese Bücher nicht beschlagnahmt worden. Diese 
Ausgabe wurde sogar von der Lande i'entrale für politische 
Bildung, Düsseldorf, noch 1996 kostenlos vertrieben. -- Gleich­
heit vor dem Gesetz, Art. 3 GG? 

Niemand weit weit seitens der Betroffenen hat bis heute diese 
Zahlenminderung als seine Ehre verletLend augeprangen und/ 
oder privatrechtliche Beleidigungsklagen gegen die "Minimie­
rerdes Holocaust" angestrengtodereine amtliche Untersuchung 
zur Richtigstellung gefordert! 

Um es deutlich hervorL.Uheben: Die juristische Feststellung 
des Bundesgerichtshofes 1979 überdie "Offenkundigkeit " eines 
historischen Sachverhaltes steht verfassungsrechtlich .YDru 
und nicht über der Meinungsfreiheit des Art. 5 GG! 

"Das Prinzip der Gleichbeharullung vor dem Gesetz ist eine 
elementare Selbstverständlichkeit der freiheitlichen Demokra­
tie", so die BVerfGE 5, 85, 205. Im Kommentar dazu heißt es 
weiter, das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtspre­
chung den Gleichheitssatz zu einem umfassenden Gerechtig­
keitsgebot und Willkürverbot für alle Bereiche des staatlichen 
Handeins entwickelt. Der Staat darf "weder wesentlich Gleiches 
willkürlich ungleich noch wesentlich Ungleiches willkiirlich 
gleich beharuleln". So die BVerfGE 4, 144, 155. Das Willkür­
verbot gilt sogar für den Gesetzgeber selbst. Der Erlaß willkür­
licher Gesetze ist untersagt. Dies dürfte auch den neuformulier­
ten § 130 StGB betreffen, der leclig lich auf einen speziellen 
historischen Geschehenskomplex abhebt und damit Ungleich­
heit gesetzlich verankert und die Grenzen der Strafbarke it 
unübersehbar macht. 

Meinem Mandanten liegt sogar eine Fotografie einer 
mehrsprachigen Gedenktafel von Auseilwitz vor, die 4 Jahr­
zehnte an der Rückwand des Saales 3 im Block 11 des ehema­
ligen Stammlagcrs angebracht war und auf340.000Tote "in. der 
Zeit des Lagerbestehens" zu gedenken empfahl. 

InjüngsterZcit entspanntsich um Miche l KorLee und andere 
eine internationale Diskussion darüber, ob sich nicht der eigent­
liche Holocaust über weite Territorien Polens. des BaJtikums, 
der Ukraine, der UdSSR und des Balkans erstreckt habe und 
daher sehr viel mebr: Täter, nämlich die gesamte Deutsche 
Wehrmacht durchgängig darin verstJickt seien. Was also ist 
"offenkundig"? Wer sich gegen die "neuen Enthüllungen" sach­
lich zur Wehr settl, siebt wegen "Leugnung oder Verharmlo­
sungdes Holocaust" e inem Strafverfallren entgegen? Was bliebe 
dann eigentlich noch von einer Demokratie und ihren Grund­
rechten für deutsche Bürger übrig? 

Es entsprichtden Geboten der Menschenrechte allgemein als 
auch den Grundsätzen der Europäischen Gerneinschaft im be­
sonderen, daß deutsche Bundesbürger sich mit gleichen Rechten 

4> 

2) Jean Claude Pressac, "Die Krematorien von Auschwitz", Piper V.:rlag, "'un­
chen · Zürich 1995, S. 202. 
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in diese internationale Diskussion einschalten und ihre Beweise, 
Einwendungen, Erkenntnisse und Richtigstellungen öffentlich 
vortragen dürfen. Es gibt nirgendwo ein kodifiziertes Recht 
darüber, daß das deutsche Volk ein Volk minderen Rechtes sei, 
das sich nicht gegen unberechtig te Anwürfe geistig verteidigen 
dürfe. Mein Mandant hat von kodifizierten Rechtsgrundsätzen 
Gebrauch gemacht und diese keineswegs verletzt. 

Und er fühlte sich zu diesem Verhalten auch durch eine 
schrift.Iiche Bestätigung des Bundesministeriums der Justiz 
vom 25. Juni 1993 dazu besonders berechtigt, da dort festgestellt 
worden war: 

"Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die Offenkundig­
keil nicht alle Zeiten unverändert fortzubestehen braucht. 
Neue Erfahrungen oder Ereignisse können hinzukommen, die 
geeignet sind, eine abweichende Beurteilung zu rechtferti­
gen." 

Es kann jedoch nicht angehen, einen Historiker krimineller 
Strafen zu bc1.ichtigen, der sich bemüht, Unklarheiten und 
Widersprüche und Unmöglichke iten in öffentlichen Qarstellun­
gen aufzuklären und sich an der internationalen Diskussion mit 

· den gleichen, ja von ihm sogar als seriöser erachteten Recher­
chen, zu betei Iigen, wie alle anderen Publizisten auch, um "neue 
Erfahrungen und Ereignisse" einzubringen, "die geeignet sirul, 
eine abweichende Beurteilung zu rechtfertigen". 

Da jedoch die Höehstgerichte in der Bundesrepublik Deutsch­
land weder Beweisprüfungen vornehmen noch Tatsachenfest­
stellungen untergeordneter Gerichte nachvollziehen, obliegt es 
im vorliegenden Fall dem Landgericht Bielefeld, von meinem 
Mandanten vorgetragene Beweise zu prüfen und von der Staats­
anwaltschaft w fordern, daß sie die Strafrelevanz der in ihrer 
Anklageschrift kommentarlos aufgeführten Texte meines Man­
danten im e inzelnen nachweist. 

Es wurde !>Chon darauf hingewiesen, daß sich innerhalb des 
vom Bundesgerichtshof 1979 mit dem Begriff "offenkundig" 
gekennzeichneten historischen Geschehenskömplexes im Ver­
lauf der vergangenen 50 Jahre und vor allem auch nach 1979 
außerordentlich viel "neue Erfahrungen und Ereignisse" verän­
dert haben. Ein Grund mehr, sachliche Forschung zu aktivieren 
und bisherige Zeugenaussagen anzuzweifeln oder gänzlich zu 
verwerfen, wenn sie neuen Tatsachenerkenntnissen widerspre­
chen. Ein Zeuge, dessen Aussagen in einem nonnalen Prozeß 
von Tatsachenbeweisen widerlegt werden, kann keinen An­
spruch mehr auf die Richtigkeit dessen erheben, was er als 
angeblich erlebt, gesehen, getan w haben bezeichnet hat. Kein 
Richter würde beantragte kriminalistische Tatsachenbe­
weise für die Aufklärung einer Straftat in einem solchen Fall 
ablehnen. Dies darf indessen bei Beurteilung eines histori­
schen Geschehenskomplexes, der von wer weiß wie vielen 
widersprüchlichen Aussagen gekennzeichnet ist, nicht an­
ders gehandhabt werden. Widersprüchliches, naturwissen­
schaftlich Unmögliches kann nicht offenkundig sein. 

Wie leichtfertig, ja verantwortungslos, die Menschenwürde 
meines Mandanten verletzend und in Mißachtung ihrer Aufga­
be, auch Tatbestände zugunsten des Angeklagten zu würdigen, 

. Fran-Oberstaatsanwältin Hundertmark Strafklagen begründet, 
erweist sich nachhalt.ig auf der Seite 2 ihrer Anklageschrift, um 
nur ein einziges Beispiel zu erwähnen: Dort unterstellte sie 
meinem Mandanten, er hätte "an vielen Stellen" ge chrieben, 

"daß vor allem jüdische Alltoren das »Märchen« von der 
Ermord11ng von Millionen Juden aufgebracht hätten. Die syste-
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marisehe Judem·ernicltttmg sei von den Juden behauptet und 
mißbraucht worden, um den Staat Israelgründen zu konnen, ihre 
Position in der Welt zu stärken und die BundesrepublikDewsch­
land insbesondere finanziell knebeln zu können." 

Diese Falschbehauptung war von Frau Oberstaatsanwäl­
tin Hundertmark frei erfunden worden und zeugt von ihrer 
Leichtfertigkeit unter Mißbrauch ihres Amtes, meinen unbe­
scholtenen Mandanten als Menschen und Wissenschaftler 
einem Anklageverfahren zu unterwerfen! 

Denn genau diese Fonnulierung benötigtsie für die Strafver­
folgung. Ohne eine solche Fonnulierung hängt ihre gesamte 
Strafklage völlig in der Luft. 

Nun hatte ich bereits in meiner Entgegnung auf die Antrags­
schrift zur Einziehung der inkriminierten Druckschrift vom 
20.1.1996 in deutlicher Formulierung darauf aufmerksam ge­
macht (siehe weiter unten), daß mein Mandant weder "an vielen 
Stellen", noch überhaupt je einen solchen Satz geschrieben hat! 
Schon die geringste Sorgfaltspflicht hätte ausreichen müssen, 
diesen Vorwurf gegen meinen Mandanten daraufllin noch ein­
mal zu überprüfen und ggfs. mit genauen Textverweisen zu 
belegen. Doch nichts dergleichen ist geschehen. Sie erhebt 
diesen Vorwurf erneut in ihrer Anklageschrift ohne den gering­
sten Abstrich und Beleg. 

Frau Oberstaatsanwältin Hundertmark dürften zudem inzwi­
schen zwei neue amtliche Stellungnahmen bekanntgeworden 
sein. 

a) Der Fernsehsender 3-Sat sendete am 10.3.1996 um 19.10 
Uhr ein Live-Interview mit Bundesjustizminister Dr. E. 
Schmidt-Jortzig, in dem dieser erklärte: 

"Wir werden -- und das finde ich einigermaßen bedrückend 
-- binnen kurzem von den USA wegen unserer Bestrafung der 
Auschwitzlüge eine förmliche, hm, na, nicht 'ne Anklage, eine 
förmliche Riige überdie VereintenNationen bekommen, weil wir 
auf diese Art und Weise Meinungsfreiheit einschränken." 

Er hätte sich noch deutlicher ausdrücken können. Denn was 
unsere gegenwärtige Lage kenrlt.eichnet, ist doch nicht allein 
eine "Bestrafung der Auseil witzlüge", sondern die Tatsache, daß 
unbescholtene Publizisten und Wissenschaftler -- sogar einrei­
sende USA-Bürger -in Mißachtung der in der westlichen Welt 
geltenden Menschenrechte mit Geld- und Gefängnisstrafe be­
droht oder sogar bestraft werden (wurden,-- siebe die Fälle Fred 
Leuchter, Hans Schmidt + ,Gennar Rudolf, Ernst Köge!). Und 
dies weil man ihre Äußerungen oder sogar wissenschaflliche 
Gutachten, Untersuchungen, Hinweise, Richtigstellungen, Ver­
weise auf den internationalen Diskussionsstand, die nicht als 
"Leugnen", sondern als" Berichte", als "Beiträgefiirneue Erfah­
rungen und Ereignisse, die geeignet sind, eine abweichende 
Beurteilung ~LI rechtfertigen" (ein legitimes Anliegen laut dem 
bereits zitierten Schieiben des Bundesministeriums der Justiz!) 
zu bezeichnen sind und die womöglich gar nichts mit Auschwitz 
direkt, sondernmit der Kriegsverbrechensthematik allgemein zu 
tun haben. Solches gehört normalerweise zu einem selbstver­
ständlichen Untersuchungsgebietdes Historikers. Doch dies soll 
nur wegen unerwünschter Erkenntnisse nicht zur öffentlichen 
Diskussion zugelassen werden. 

Hinzu kommt die für einen Rechtsstaat unwürdige Vernich­
tung wissenschaftlicher Literatur, wobei die Vernichtungsab­
sicht ohnehin nicht erfolgversprechend sein kann, denn was 
einmal gedruckt und weltweit verbreitet worden ist, kann sowie­
so nicht mehr aus der Welt geschallt werden, zumal mit der 
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neuen Elektronik (imemet) ohnehin jede Zensurmaßnahme 
international unterlaufen werden kann. Nicht der Autor, Gut­
achter, Publitist verspielt bei einem solchen Vorgehen der 
Staatsmacht seinen Ruf, sondem der Staat selbst. Ließe man die 
öffentliche Diskussion zu. würdeman alsodie Grundrechte auch 
für die!-.en Personenkreis achten. so hätten doch die Fachwissen­
schaftler jede Chance, in Zusammenarbeit mit den internationa­
len Medien, durch schlagende Sachargumente den Ruf jener 
Publizisten ein für allemal zu ruinieren, womitder beabsichtigte 
Zweck, "falsche" Sachdarstellungen zu verdrängen, überzeu­
gend zu erreichen wäre. 

b) Vizekanzler und CDU/CSU Fraktionsvorsitzender im 
Bundestag, Wolfgang Schäuble, erklärte laut Frankfurter All­
gemeine Zeitung vom 24.4.1996: 

"Ich will zur Strafbarkeit der Auschwitzliige ... nur folgendes 
sagen: Man känn/e, wenn man in einem abstrakten Raum wtire, 
natUrlieh trefflich darüber streiten, daß es unter juristischen 
Gesichtspunkten eigentlich Unfug ist, Meinungsfreiheit zu ver­
bieten .... Aber hier und heute ist es richtig, selbst mit Gesetzen, 
die man unter reinjuristischen Gesichtspunkten als problema­
tisch empfinden kann." 

Hier wird mit anderen Worten von quasi amtlicherZentrale 
aus Bonn deutlich 7um Ausdruck gebracht, daß aus nicht näher 
spezifizierten vermeintlichen politischen Gesichtspunkten rechts­
staatliche Prinzipien unseres demokratischen Staates außer 
Kraft gesetzt werden sollen. die selbst in Bonn "unter juristi­
schen Gesichtspunkten" als "problematisch" empfunden wer­
den. Es wird von der Entscheidung des Landgerichts Bietefeld 
abhängen -- weil die zahlreichen naturwissenschaftlichen und 
historischen Publikationen meines Mandanten ihm inzwischen 
einen intemationalen Ruf eingetragen haben --, ob künftig in der 
Bundesrepublik Deutschland im Sachkomplex "freie Wissen­
schaft" unabhängige Rechtsentscheidungen im Sinne rechts­
staatlicher Prinzipien oder politische Opportunitäten, damit 
Gewährleistung der Grundrechtsfreiheiten oder deren Abschaf­
fung, zu erwarten sind. Da die Grundrechte selbst den Gesetz­
geber binden, verpflichten sie auch die Gerichte. 

Bevor ich an dieser Stelle meinen Schriftsatz vom 20.1. 1996 
in dieses Strafverfaluen einbringe, möchte ich auf die öffentli­
che Diffamierung meines Mandanten aufmerksam machen und 
diese rügen, die laut Neue Westfälische vom 30.4.1996 der 
Presscdet.ement des Landgerichts, Heinrich Osthus, zu verant­
worten hat, als er der Presse mitteilte, der Angeklagte habe in der 
Ausgabe Historische Tatsachen Nr. 64 behauptet, "daß die 
systemarische Verfolgung wuf Vemichtung von Juden-- jeden­
falls in Teilen-- »nur du reit eine Bildfälschung belegt« worden 
sei". Er mußte wissen, daß diese Behauptung falsch und diskri­
minierend ist (Zeitungsartikel ist als Anlage beigefügt). Mein 
Mandant verwahrt sieb auf das entschiedenste gegen diese 
öffentliche Diskreditierung seitens des Pressedezemeuten des 
Landgerichts-- die meinen Mandanten ja auch in diesem Prozeß 
betrifft -- und sieht sich in die Position eines offenbar für 
vogelfrei erklärten Angeklagten gedrängt. Es wird dem Landge­
richt obliegen, diesen Eindruck aus der Welt zu schaffen. 

Auch bleibt zu rügen, daß mein Mandant in seiner Verteidi­
gung dadurch behindert worden ist, daß ihm laut Gerichtsent­
scheid vorn 15.3.1996 die Rücklieferung von jeweils 2 der 
beschlagnahmten Historischen Tatsachen-Hefte mit dem Ar­
gument verweigert wurde, erwüßte ja, was er geschrieben habe. 
Dadurch war er jedenfalls nicht in der Lage, sich noch von 
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unabhängigen Wissenschaftlern kurzfristig Gutachten darüber 
einzuholen, daß seine Veröffentlichungen den Kriterien wissen­
schaftlicher Arbeiten entsprechen. So mußte er sich in seinem 
diesbe1üglichcn Bemühen mit der Antwort eines renommierten 
deutschen Historikers (Dr . .Joachim Hoffmann, langjähriger 
wissenschaftlicher Direktor des Militärgeschichtlichen For­
schungsamtes der Bundeswehr in Freiburg, Autor der Buches 
"Stalins Vernichtungskrieg") zufriedengcben, der ihm am 
7.4.1996 schrieb: 

"Allgemein möchte ich bemerken, daß eine sorgsame und 
gründliche Text-, Zahlen- und Sachkritik nicht nur zu den 
Rechten, sondern zu den Pflichten des Historikers gehört. Die 
historisch-kritische Geschichtsschreibung hätte sonst aufgehört 
zu bestehen. Gerade wer über die Geschichte des Zweiten 
Weltkrieges gearbeitet hat, weiß, wie notwendig und auchschwie­
rig es ist, historische Tatsachen von propagandistischen Über­
treibungenoder Entstellungen zu unterscheiden. Undwas Bilder 
angeht, so sindfalsche oder irreführende Unterschriften, sei es 
herrührend aus bösem Willen oder schlicht nur aus Unkennmis, 
selbst in seriösen Publikationen Legion. · 

Ihr Herr Rechtsanwalt hat das, was hier zu sagen ist, in 
wirklich eingehender und überzeugender Weise ailseinanderge­
setzt.lchglaube, seine Ausführungen werden ihre Wirkung nicht 
verfehlen. Unter normal und vernünftig denkenden Menschen 
müßte das jedenfalls so sein. " 

Ergänzend darf noch hinzugefügt werden, daß meinem 
Mandanten seine Rechtsüberzeugung zuguteLUhalten ist, daß er 
von dem überzeugt war und ist, was er wissenschaftlich recher­
chiert und publiziert hat. Dies kommt um so mehr zum Tragen, 
als ihm bisher keinerlei Sachfehler nachgewiesen worden sind. 

(eh. Geschäftsnummer 2 KLs W 3/96 II) 
1. 
Die Anklageschrift geht von der Einsicht aus, daß mein 

Mandant mitdieser Schrift, die er verfaßt und vertrieben hat, die 
von der Staatsanwaltschaft als historisch erwiesen be:t-eichnete 
Tatsache, daß während der NS-Herrschaft auf Betreiben der 
damals politisch Verantwortlichen Millionen jüdischer Men­
schen systematisch ermordet worden seien, zu-widerlegen versu­
che. 

Mein Mandant macht demgegenüber jedoch geltend, daß er 
in seiner Eigenschaft als wissenschaftlich ausgebildeter Histori­
ker mit dieser Schri ft ausschließlich objektiv und wissenschaft­
lieb nachzuweisen sich bemüht hat, daß es in der hierw vorlie­
genden internationalen Literatur außerordentlich viele unter­
schiedliebe und nicht miteinander übereinstimmende Aussagen 
und Behauptungen gibt, ohne deren Klärung die Wissenschaft zu 
keiner eindeutigen Beantwortung der in diesen Sachkomplex 
gehörenden vielfältigen Zusammenhänge kommen kann. Dieser 
Aufgabe hat sich mein Mandant unterzogen. Vorweggenomme­
ne Postulate aufzustellen, etwas leugnen zu wollen, was nach 
Sachstand nicht zu leugnen ist, diese Metbode widerspricht der 
Auffassung meines Mandanten als Wissenschaftler grundsätz­
lich. Sie ist meinem Mandanten auch mit kei nem einzigen Satz 
nach zu weisen. 

Da auf Grund eines Zeitraumes von Jahrt.ehnten stets neu 
entdeckte und entwickelte Erkenntnisse der Öffentlichkeit be­
kannt geworden sind, kann der Wissenschaftler nur dann seiner 
ethischen Verpflichtung zur Überprüfung- eines historischen 
Sacbkomplexes nachkommen, wenn er auch die neuesten inter-
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nationalen Erkenntnisse mit verarbeitet. Die Quellenliteratur, 
die mein Mandant in seiner Publikation hinter seinen Darlegun­
gen jeweils vermerkt hat, legt davon Zeugnis ab, daß er das 
Thema auch von der Methode her sachgerecht angepackt und 
auf den neuesten Wissensstand gebracht hat. Über die Richtig­
keit oder Unrichtigkeit des Inhalts muß nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts wissenschaftlich geurteilt werden. 
Das setzt Beweisführungen zum Inhalt voraus. 

Aus der Anklageschrift ergibt sieb, daß Frau Oberstaatsan­
wältin HundertJnark nicht in einem einzigen Fall auch nur 
versucht hat, inhaltliche Aussagen meines Mandanten in der 
inkriminienen Schrift von der Sache her zu widerlegen. Mein 
Mandant geht daher davon aus, daß das angestrebte Straf- und 
Verbotsverfahren für die vorgenannte Schrift keine Rechts­
grundlage hat. 

2. 
Die Schrift meines Mandanten soll deswegen strafbar sein 

und verboten werden, weil sie angeblich "die Judenvernichtung 
leugnet". Doch dies ist nirgendwoexpressis verbis geschehen! 
Die Staatsanwaltschaft hat diese" Straftat" nicht nachgewiesen! 
Das Ziel meines Mandanten war vielmehr, nicht etwa die im 
Dritten Reich unstreitig erfolgte Judenverfolgung zu leugnen, 
sondem die Zahl von "mehreren Millionen Toten" aus diesen 
Verfolgungen wissenschaftlich und somit historisch zu überprü­
fen und die in der Öffentlichkeit vorhandene diesbezügliche 
Literatur als Belegquellen heranzuziehen. Prüft man diese von 
ihm als seriös herangezogenen Belegquellen, so ist keine einzige 
Quelle unter diesen, von denen man sagen könnte, sie sei 
unwissenschaftliche Hetzliteratur oder von der Sache her unbe­
deutend. Eine Untersuchung historischer Sachkomplexe nach 
wissenschaftlichen Maßstäben kann nicht zu einer "Leugnung 
der Judenvemichtung" führen. Letzteres wäre ein Abstreiten 
wider besserer Kenntnis. Würde er solches gewollt haben, hätte 
er sich die Arbeit zur Suche nach Aufklärung ersparen können. 

3. 
Die Anklageschrift enthält keinerlei Hinweis zur Feststel­

lung einer wie auch immer gearteten Schuld meines Mandanten 
hinsichtlich eines Straftatbestandes. Es wird lediglich pauschal 
ohne jeden Versuch einer Subsumtion festgestellt, daß es sich bei 
dieser Druckschrift um eine solche handele, die ein Vergehen 
gem. §§ 130 Abs. 3 i.V.rn. Abs. 4 + Abs. 2, 74 d StGB darstelle. 
(In der Antragsschrift vom 22.11.1995 hieß es hierzu noch: 
"deren vorsätzliche Verbreitung in Kenntnis ihres Inhalts die 
Tatbestände der§§ 130Abs. 3 i-V. m. Abs. 4 + Abs. 2, 185, 189, 
194 Abs. 1 + 2 StGB erfüllen würde")-- Geheimnisvoll bleiben 
die Gründe für diese plötzliche Minderung der früher behaupte­
ten Straftatbestände --.Wodurch das bewirkt sein soll, wird-­
abgesehen von der im Punkl6. gerügten Unterstellung eines nie 
von meinem Mandanten geschriebenen Zitate -- nicht gesagt. 
Wie schon ausgeführt, fehlt dazu jedwede Subsumtion. 

In der Anklageschrift wird meinem Mandanten nichteinmal 
vorgeworfen, die vorliegende Schrift in diesem Sinne vorsätz­
lich verbreitet zu haben. 

Verfasser von Anklageschriften früherer Zeiten waren noch 
verpflichtet, einen solchen Nachweis in jedem Fall dadurch zu 
führen, mit den Worten: "indem er ... " zur Darstellung der 
Sachverhalte überzuleiten, aus denen ein Verschulden entnom­
men werden konnte, ja sogar rn~te. Diese Verpflichtung ist 
auch für gegenwärtige Anklageschriften geboten. 

Doch wie der Fall hier liegt, ist noch nicht einmal der 
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Versuch unternommen worden, die vorgetragenen Beschuldi­
gungen gegen meinen Mandanten wenigstens in etwa mit den 
behaupteten Straftatbeständen t.U subsumieren. Die bloße Be­
hauptung, die Druckschrift meines Mandanten würde die ge­
nannten Stralbestimmungen tatbestandsmüßig erfüllen, reicht 
in keinem Fall zu eine r Konkre tisierung des strafrechtlichen 
Vorwurfs aus und ist daher nicht geeignet, die Rechtsgrundlage 
für das angestrebte Strafverfahren gegen meinen Mandanten 
darzustellen oder gar abzugeben. 

4. 
Auch anderweitige Ermiulungen konnten das Fehlen der 

Beweisführung für die behauptete Stralbarkeit des Inhalts, des 
Stils oder der Unter uchungsmethode in der beanstandeten 
Druckschrift nicht wettmachen. Da kann es auch keinen Nutzen 
haben, in die Anklageschrift ein Zitat mit sogleich mehreren 
Fundstellen einzubringen, wenn nicht nachgewiesen werden 
kann, daß hierdurch ein Straftatbestand erfüllt worden sein soll. 

So bleibt es lediglich bei e iner Fülle von Zitaten aus der 
vorgenannten Schrift, ohne daß dazu eine wie auch immer 
geartete strafrechtliche Relevalli' beigesteuert wird. 20 Seiten 
Anklageschrift, auf denen lediglich von meiflem Mandanten 
abgeschrieben worden ist, entfallen somit. Dort behauptete 
Tatsachen sind sachlich nicht angefochten worden. Wissen­
schaftliche Einzel-untersuchungen, die jedem Krirn inalisten, 
StaatSanwalt und Richter zur Aufklärung eines Kriminalfalles 
zur Pflicht gemacht werden, kann meinem Mandanten nicht als 
Straftatbestand angelastet werden. 

Festzuhalten bleibt jedenfalls -- worauf auch die Anklage­
schrift auf Seite 10 eingebt --, daß laut nachgewiesenen jüdi­
schen Angaben die Anzahl aller jüdischen Kriegstoten im 
deutschen Herrschaftsbereich ke ineswegs 1,5 Millionen über­
stiegen hat (Jewish JointDistribution Cornmittee). Diese Anga­
be widerleg t aber eindeutig gerade den Vorwurf gegen meinen 
Mandanten , er habe mitder vorliegenden Schrift "die erwiesene 
historische Tatsache, daß währeruf der NS-Herrschafl auf Be­
treiben der damals politisch Verantworrlichen Millionen jüdi­
scher Menschen systematisch ermordet wurden" (Anklage­
schriftS. 2) in Abrede stellen wollen. Es kann ja wohlhier in der 
Bundesrepublik nichtstrafbar sein, eine beteits vor Jahren in den 
USA von amtlicher jüdischer Seite verbre itete Untersuchung 
und das entsprechende Zahlenergebnis in einer wissenschaftli­
chen Abhandlung heranzuziehen! Und so wie dies bei dieser 
Be legquelle nicht su·afbar sein kann, so kann es dies auch nicht 
hinsiebtlieb ande rer international unbeanstandeter Publikatio­
nen. 

5. 
Bei allen weiteren in der Anklageschrift vermerkten Zitaten 

meines Mandanten ist weder ersichtlich noch versucht worden 
zu klären, inwieweit er sich tnit diesen Angaben strafbar ge­
machtbaben soll, fehlt doch bei allen der Versuch einer Subsum­
tion entsprechender Strafvorschriften. 

Daher ist es mir nicht mögl ich, zu diesen Zitaten strafrecht­
lich relevant Stellung zu nehmen. 

Der Unterzeichnende ist bereits in seiner Referendarausbil­
dungsstation bei der StaatsanwaltSchaft in den 50iger Jahren in. 
der Bundesrepublik DeutSchland immer wiederwegen der grund­
und menschenrechtlieben Bedeutung auf die genaue Einhaltung 
der Bestimmungen der Strafprozeßordnung im jeweiligen Straf­
verfahren aufmerksam gemacht worcfen. Hierbei wurde auch 
und gerade auf den Grundsatz des "fair trial" als sogar interna-
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tionalcm Rechtsanspruchjedes Angeklagten im Strafverfahren 
hingewiesen, der schon seit der Europäischen MenschenrechtS­
konvention vorn 4.11.1950 in Art. 6 inzwischen sogar völker­
rechtlich kodifiziert ist und damit über Art. 25 GG bei uns 
verfassungsrechtlieben Grundrang hat. Ich weise für den vorlie­
genden Fall hierauf noch einmal ausdrücklich bin. 

E~ ist nicht 'lU erkennen, inwieweit überhaupt eine stralbare 
Handlung durch die vorliegende Druckschrift angenommen 
werden kann, wenn es hier an der Voraussetzung für jede 
Anklageschrift, der Subsumtion der betreffenden Strafvorschrif­
ten im Einzelfall gegen meinen Mandanten vollkommen fehlt. 

Dasgiltsowohl fürdie Beschuldigung, diese Schrift verstoße 
gegen§ 130 Ab!.. 3 i.V.rn. Abs. 4 + Abs. 2 StGB als auch gegen 
§ 74 d StGB. 

6. 
Auf Seite 2 ihrer Anklageschrift unterstellt die Frau Ober­

staatsanwältin Hunderunark meinem Mandanten, er hätte "an 
vielen Stellen" geschrieben, 

(1) "das Märchen von der Ermordung von Millionen Juden 
hätten vor allem jüdische Autoren aufgebracht ... una sei 
mißbraucht worden ... ", 

(2) "um die Bundesrepublik Deutschland insbesondere fi­
nanziell knebeln zu können". 

Einen solchen Satz hat mein Mandant weder "an vielen 
Stellen", noch überhaupt je geschrieben! 

Auf Seite 17 zitiert sie einmal "Märchen", jedoch in dem 
Zusammenhang: 

"wobei Fakten beliebig mit Märchen vermischt zu werden 
pflegen". 

Das ist ja wohl etwas gänzlich anderes. Dieser Satz meines 
Mandanten läßt sich in der Tat mit einer Fülle von Beispielen 
belegen. Jeder Historiker ist damit konfrontiert' Insofem kann 
eine solche Behauptung auch nicht strafbar sein. 

Frau Oberstaatsanwältin Hundertmark unterstellt meinem 
Mandanten auf Seite 2 ihrer Anklagcschrifi weiterhin in einsei­
tiger Diktion, mein Mandant zitiere aus Schriften anderer 
"Apologeten", ohne zu erwähnen, daß das Gros seiner Beleg­
que llen genau aus dem anderen Lager stammt. Diese Einseitig­
keit der Anklage setzt sie verstürkt fort durch einseitige und auf 
ihren Bedarfzugespitzte Fonnulierungen ohne Belegstellen aus 
der Druckschrift meines Mandanten und erweckt damit einen 
völlig falschen Eindruck von der Druckschrift. 

Die Unter tellung falscher Behauptungen in der Anklage­
schrift zwecks strafrechtlieber Verfolgung meines Mandanten 
und zwecks Vernichtung wissenschaftlicher Literatur rüge ich 
biennit jedenfalls auf das schärfste . 

7. 
Immerhin sei erwähnt, daß sie meinem Mandanten nicht 

vorgeworfen hat, "den öffentlichen Frieden gestört" zu haben. 
Somitkommteine wesentliche Bedingung des§ l30StGB nicht 
zum Tragen, ohne die auch die anderen Verweise auf "V erbarm­
losen" und "Leugnen" nicht zur Anwendung kommen können. 

8. 
- -Icll bcamragc aus den vorgenannten Gründen, die Eröffnung 
des beantragten Strafverfahrens gegen meinen Mandanten ab­
zulehnen, weil ein die Grundregeln des "fair trial" entsprechen­
des strafrechtlich relevantes Bild von e iner konkreten Schuld 
meines Mandanten u.a. auch wegen Subsumptionsunterlassung 
nicht e rsichtlich ist. 

Rechtsanwall 
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Eingabe des Verteidigers zur Beschlagnahme der 
HT Nr. 64 "Immer neue Bildfalschungen II. Teil" 

Prof. Dr. jur. Hans· Werner Bracht 
AmFlüt5 

An das 
Landgericht Bielefeld 
2. Strafklammer 
Niederwall 71 
33602 Bielefeld 

32657 Lemgo 
Lemgo, den 27.1.1996 

Geschaftsnummer: 2 Kls. W 4/96 II (46 Js 374/95} 
ln der Strafsache gegen meinen Mandanten, Herrn Udo Walendy 

aus Vlotho, nehme ich für meinen Mandanten zu der Anklageschrift 
der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Bielefeld vom 7.11.1995 
wie folgt Stellung: 

Die Anklageschrift bezieht sich auf die von meinem Mandanten 
verfa/3te und herausgegebene Druckschrift Historische Tatsachen 
Nr. 64 mit dem Titel "Immer neue Bildfalscl.mngen II. Teil". 

t. 
Auf Seite 10 der Druckschrift ist oben ein Bild abgedruckt, 

das auf Seite 11 in veränderter Retusche nochmals erscheint. 
Mein Mandant hat diese Szene als frei erfunden bezeichnet. 

Zu dieser Feststellung war er nach eingehender Überprüfung 
dieser Bildszene im Vergleich mit Vergrößerungsausschnitten 
(so auch S. 9) und publizierten Versionen in einer Reihe von 
Publikationen mit unterschiedlichen Bildtexten gelangt. 

Die Staatsanwaltschaft setzt sich nicht mit der Frage ausein­
ander, ob das Bild nun, wie mein Mandant dargelegt hat, eine 
Fälschung ist oder nicht. Sie behauptet nicht, er hätte etwas 
Falsches geschrieben. Statt dessen unterstellt ~ie ihm etwas, was 
er gar nicht geschrieben hat: Er "ziehe den Schluß, daß miuels 
dieser Bildfälschung versucht werde, die systematische Juden-

Späterer Einschub: 
Der Spiegel vom 20.5.1996 hat dieses Bild erneut als 

authentisches Foto eines historischen Vorganges in 
Deutschland aus der Vorkriegszeit publiziert, so, als 
habe es nie einen Fälschungsvorwurf gegeben: 

"Verhaftete Juden, Zuschauer 1938 in Baden-Baden nach 
dem Pogrom" · · Der Spiegel2111996, 20.5.1996, S. 58. 

Das ßild ist hier verbessert retuschiert wiedergegeben in 
Gesichtern, Mänteln und Schatten gegenüber fr üheren Vorlagen. 
Das Mädchen links mit den unmöglichen Füßen und einem miß· 
gliickten Fußgänger mit Kind wurden am lmkcn Bildrand abge­
schnitten. 
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vemiclztung zu belegen". Aus dieser sachwidrigen Behauptung 
folgen die Staatsanwaltschaft erneut sachwidrig, daß "dadurch 
dewlich 1rerde, daß der Angeschuldigte diese systematische 
Vemichtung leugnet". 

Diesesachwidrige Formulierung in einer Strafanklage weise 
ich im Namen meines Mandanten mit gebührender Schärfe 
zurück! 

Frau Oberstaatsanwältin zitiert selbst den Text meines Man­
danten, in dem es heißt, es werde mit solchen "Gafferszenen 
versucht, 

a) die Einzigartigkeit der Verbrechen zu begründen, 
b) die Authentizität der von ihnen ansonsten vorgetragenen 

Ereignisse zu untermauem und 
c) solche Verfolgungsszenen in die Vorkriegszeit zu verla­

gern". 
Hierdurch erweist sich, daß mein Mandant keineswegs aus 

die~er Bildfälschung -- oder auch anderen -- gefolgert hat, 
dadurch werde versucht "die Judenvernichtung zu belegen", 
sondern es werde versucht, diese mit solchen Bildern und 
vorgenannten Bemühungen "zu untermauern" und "in die Vor­
kriegszeit zu verlagern". Das ist etwas ganz anderes. 

Dadurch, daß mein Mandant solche Bildfälschungen analy­
siert, kann jedoch nicht geschlußfolgert werden, daß er damit 
"die systematische Vernichtung leugne" -- sch ließlich hat eine 
solche ganz andere Zusammenhänge, die aus einem angebli­
chen Vorkriegsbild gar nicht erfaßt werden können. Es kann 
allenfalls daraus gefolgert werden, daß er sich bemüht habe, die 
Authentizität oder Fälschung dieses Bildes und des damit zum 
Ausdruck gebrachten historischen Ereigniss~s ~:u ermiueln. 

Die Folgerung der Staatsanwaltschaft, "der durchsclmittli­
che Leser" könne aus der Schrift dieses oder jenes herauslesen, 
bat sie nicht mit einem einl'igen Satz begründet. Unbewiesene 
Behauptungen weise ich jedoch im Namen meines Mandanten 
zurück. Im übrigen wendet sich die Druckschrift meines Man­
danten nicht an den "durchschnittlichen Leser", sondern an die 
Fachwissenschaft. 

Die von meinem Mandanten gesett.ten Anführungszeichen 
können ihm nicht 7ur Last gelegt -· geschweige denn als 
"Verschärfung des Straftatbestandes" bewertet-· werden, da er 
als Historiker bei einer solchen Analyse genötigt ist, die aus den 
anderen Publikationen, in denen solche Bilder mit angeblich 
historisch verp11ichtenden Aussagewerten erschienen sind, als 
Behauptungen der anderen Publizisten kenntlich zu machen. 
Dies geschieht naturgemäß mit Anführungszeichen. 

Aus der Anklageschrift ist nicht zu entnehmen, ob die 
Staatsanwaltschaftnun bereits das Inabredestellen der Authen­
tiLit.ät der Bilder als Straftatbestand aufgefaßt wissen will oder 
nicht. Denn sie bat dazu, überhaupt zu den gesamten Bildern 
und Texten meines Mandanten, nichts ausgesagt. So hat sie noch 
nietw-einmal behauptet, diese Bilder seien authentisch. 
' Da aus den Bildtexten eindeutig hervorgeht, daß es sich um 
eine Vorkriegss1ene handeln soll und aus dieser Zeit nun 
wirklich keine Fonnulierung abgeleitet werden kann, mein 
Mandant "leugne damit die .!utlenvernichtung ", ist nicht er­
sichtlich, :tu mal --wie gesagt -- zur Sache selbst keine Einwen-
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dungen seitens der Staatsanwaltschaft vorliegen --, wie mein 
Mandant hiermit einen Straftatbestand erfüllt haben soll. 

2. 
Bei der strafrechtlichen Wertung des von der Staatsanwalt­

schaft hervorgehobenen Bildes und Textes aufS. 28 unten in der 
vorliegenden Schrift fallt auf, daß auf dem Foto lediglich 
wartende Menschen abgebildet sind. Aus keinerlei Anzeichen 
auf diesem Bild ist jedenfalls ersichtlich, daß diese Menschen 
tatsächlich, wie bei H. Günter Dahms behauptet, "unmittefhar 
vor ihrer Ermordung durch den deutschen SD" aufgenommen 
wurden und wo und wann dies geschehen ein soll. Zweifellos 
ist ein Historiker berechtigt zu untersuchen, ob Text und Bild 
miteinander übereinstimmen oder nicht, ob Beweise dafür er­
bracht sind oder nicht. 

Die Anklageschrift geht mit keinem Wort darauf ein, wie 
mein Mandant sich mit dem Abdruck dieses Bildes stra1bar 
gemacht haben soll. Es wird ihm in diesem Zusammenhang 
lediglich ein einziger Satz vorgehalten: "Die Lügen um Babi Jar 
sind im Heft Nr. 51 aufgeklärt." Es wird ihm umerstellt und 
strafrechtlich angelastet, mit diesem Satz "den Holocaus1 ge­
mindert" zu haben. 

Folgt man den Ausführungen der Staatsanwaltschaft, so 
könnte man folgem, als verfüge sie kraft Amtes, daß jegliche 
gegen Deutschland und die deutsche Wehnnacht, SS usw. 
vorgetragenen Anschuldigungen ohne jegliche Prüfung als hi­
storische Tatbestände zu bewerten und sachgerechte Untersu­
chungen strafbar seien, die zu dem Ergebnis führen, daß es sich 
um Lügen handelt bzw. "der Umfang des Holocaust vermindert" 
werde. Eine solche Methode würde unser Grundgesetz aushe­
beln, siemachtjede Wissenschaft zunichte, deren Wesensmerk­
mal die kritische Forschung ist. 

Ob etwas geschehen ist oder nicht, ist mit wissenschaftlicher 
Sorgfalt zu untersuchen und das Ergebnis der Öffentlichkeit zu 
überstellen. In der öffentlichen Sachdiskussion kann sich dann 
entscheiden, ob die vorgetragenen Argumente und Beweise 
richtig oder falsch sind. Doch die Staatsanwaltschaft bat nicht 
eine einzige von meinem Mandanten vorgelegte Beweisunterla­
ge geprüft, ja noch grotesker: sie bestätigt sogar aufS. 10 + 11 
ihrer Anklageschrift, daß die Untersuchungen meines Mandan­
ten über Babi Jar in HT-Hefl Nr. 51 von der Staatsanwaltschaft 
Bielefeld geprüft und nicht für strafrelevant und somit auch 
nicht für fehlerhaft befunden worden sind ! 

Dennoch verfügt sie kurzerhand, daß zwar nicht der 1992 
geführte Nachweis von Lügen, jedoch der 1995 veröffentlichte 
Hinweis, daß "die Lügen aufgeklärt sind", den "Umfang des 
Holocaust vermindere"! Es ist eine Feststellung ohne jegliche 
Veränderung eines Sachverhaltes. 9 ine Begründung ihrer Dif­
ferenzierung ist der Anklageschrift nicht 1.u entnehmen. 

Wenn die im Hf-Heft Nr! 51 nachgewiesenen Lügen über 
Babi Jar nach eigenen Aussagen der Staatsanwaltschaft nicht 
strafrelevant sind, kann nicht plöt7licb I - 2 Jahre später die 
Bezugnahme auf einen früher wissenschaftlich nachgewiesenen 
Sachverhalt strafbar sein. 

Abgesehen hiervon: Als ob über Babi Jar keine Lügen 
verbreitet worden sind! Selbst wenn er-- wie es der Angeschul- ~ 
digte getan hat -- dann 1995 mit einem kurzen Satz fests tellt, 
"die Ltigen sind aufgeklärt", wäre daraus allein ja noch nicht 
einmal zu folgem, daß davon auch wahre Geschichten über Bai 
Jar betroffen sind . Wie kann also die vorgenannte Behauptung 
meines Mandanten einen "wahren, historisch feststehenden 
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Sachverhalt vermindern" und somit etwas zum Strafdelikt er­
klärt werden. was gar nicht Gegenstand seiner Aussage war? 

Was die angehliehe Strafwürdigkeit des "Mindems" anbe­
u·ifft, so muß festgestellt werden, daß jeder Historiker demnach 
schon bei Beginn einer Untersuchungen Staftäter wäre, denn er 
beginnt ja seine Arbeit mit der Überprüfung eines Sachverhal­
tes, den er zunächst anzweifelt, was nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft bereits strafwürdig sei. Die Realität ist je­
doch, daß wissenschaftliche Forschung gar nicht anders betrie­
ben werden kann, als vorgesetzte Prämissen zu untersuchen und 
nicht etwa ein Ergebnis vorwegzunehmen. 

Im übrigen ist wissenschaftliche Forschung grundgesetzlich 
geschützt und hat auch stets den geistigen Erkenntnisbereich in 
derWeil verändert. Soz.B. sindtrotzdes neufonnulierten § 130 
StGB in Auschwitc 1990 die Gedenksteine zur Erinnerung an 
die "4 Millionen" mit dem Hinweis abmontiert worden, eine 
solche Behauptung sei vom kommunistischen Diktator Stalin 
erzwungen worden und hälle nicht dem historischen Sachver­
halt entsprochen, sandem diese Zahl belaufe ich .auf l - 1,5 
Millionen, btw. nach Jean Claude Pressac auf ca. 700.000. 
Hiermit wurde ohne deutsches Zutun "der Holocaust" in einem 
viel größeren Umfang "vermindert", als dies für Zahlen in Babi 
Jar 7utreffen könnte, ohne daß dies in der Welt als "Volk verhet­
zung" registriert worden ist. 

Dieses Beispiel wurde deshalb hier eingebracht, um darzu­
tun, daßdieserFall auch der Staatsan wailschaft 7u denken geben 
müßte, ob nicht im Fall Babi Jar (Ukraine) Gleiches geschehen 
sein, also Stalin diktiert haben könnte, und ob sie nicht heute 
einen deutseben Wissenschaftler füretwas zu bestrafen gedenkt, 
was sich morgen als sachgerechte und richtige Recherche er­
weist, bzw. schon längst erwiesen hat? 

Weder in bezug auf Heft Nr. 51 "Babi Jar" noch in der 
vorliegenden Anklageschrift geht die Staatsanwaltschaft auch 
nur mit einem Wort darauf ein, was der Beschuldigte denn nun 
falsch oder volksverhetzend dargestellt haben soll. Sie tut das 
deshalb nicht, wei l sie kein solches Wort oder keinen solchen 
Satzgefunden hat. Es geht aber nicht an, einen Wissen chaftler 
deshalb bestrafen zu wollen, weil der Staatsanwaltschaft oder 
irgendeinem Politiker ein wissenschaftliches Forschungsergeb­
nis unerwünscht ist. 

Im übrigen hat der Direktor des Militärgeschichtlichen 
Forschungsinstituts des Bundesarchivs in Freiburg, Joachim 
Hoffmann, in seinem 1995 in \lfünchen erschienenen Buch 
"Stalins Vernichtungskrieg 1941 - 1945" nicht nur analoge 
Ergebnisse im Fall Babi Jar wie der Angeschuldigte Walendy 
veröffentlicht (S. 185), sondern auch mit zahlreichen anderen 

Späterer Einschub: 
Der Spiegel Nr. 18/1996, S. 156: 

Ukraine: Erstarkter Antisemitismus 
"Das Juden-Massaker von Babi Jar, das deutsche Besat­

zungstruppen am 29. und 30. September 1941 bei Kiew begin­
gen. wird in jüngster Zeit in mehreren nationalistischen Zeitun­
gen der Ukraine geleugne1. /Jabi Jar sei eine »Ausgeburt der 
srffvjetlschen Propaganda<<; Zeugen, die damals die Erschie­
ßung von 33.771 Menschen überlebten, werden als »Büllel des 
Geheimdienstes NKWD« diffamiert. Die revisionistischen Pres­
seorgane frommein dafür, das ukrainische Volk vom Vonvurf 
der >>Blutriinstigkeit und Barbarei für die Beteiligung an der 
Judenvernichtung« reinzuwaschen . ... " 

\. 
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Einteluntersuchungen in vielerlei Hinsicht "den Holocaust 
minimiert", ohne daß bisjetztjemand aufden Gedanken gekom­
men ist, ihn deshalb der Strafjustiz zu überantworten. Jedenfalls 
fordere ich für meinen Mandanten gleiche Rechtsstellung, wie 
sie auch andere Publizi~ten und Wissenschaftler genießen. 

Schließlich ist die Freiheit der Wissenschaft grundgesetzlich 
garantiert, und selbst das Bundesverfassung::.gericht hat eindeu­
tig erklärt, 

"Über gute und schlechte Wissenschaft, Wahrheit und 
Unwahrheit von Ergebnissen kann nur wissenschaftlichgeur­
teilt werden (BVerfGE 5, 85 <145>). Auffassungen, die sich in 
der wissenschaftlichen Diskussion durchgeser::.t haben, bleiben 
der Revision und dem Wandel unrerworfen. Die Wissenschafts­
freiheit aber schiit::.l auch Milu/erheilenmeinungen sowie For­
schungsansätze und -ergebnisse, die sich als irrig oder fehler­
haft erweisen." 

Im übrigen definiert der neufonnulierte § 130 StGB nirgend­
wo einen "Umfang des Holocausi'', der "nicht gemiruiert" oder 
der ab einer bestimmten Größenordnung "nicht gemindert" 
werden dürfe. Es steht dort auch nicht, <laß aus vorgenanntem 
Grund deshalb kein Sachkomplex mehr untersucht werden 
dürfe, den irgendwer in diesen "Umfang des llolocaust" einge­
fügt behauptet. Im Gegenteil steht dieser § im grundsätdichen 
Zusammenhang mit dem Grundgesetz, das im Art. 5 der Wis­
senschafteinen Grundrechtsschutz, also die Freiheit garantiert, 
sachgerecht auch diesen Komplex untersuchen zu können! 

Strafbar für den Angeschuldigten hätte allenfalls sein kön­
nen, wenn die Staatsanwaltschaft nachgewiesen hätte, in dem 
Heft seien hetzerische und fab;che Aussagen gemacht worden. 
Doch solche hat sie nicht vorgetragen, weil sie diese nicht 
gefunden hat. 

3. 
In den nachfolgenden Seiten der Anklageschrift (S. 7 wird 3/ 

4 der Seite wiederholt, was aufS. 2 bereits vorgetragen war) bis 
Seite 14 wird der Be~chuldigte lediglich zitiert, ohne daß 
irgendein Vorwurf erboben wird, dies oder das sei falsch oder 
heu.erisch. Eine sachliche Entgegnung ist somit nicht möglich. 
Die Einfügung solcher "Anklageseit.en" oh ne den geringsten 
spe1ifizienen Vorwurfhat offensichtlich nur propagandistische 
Bedeutung zur Diffamierung des Angeschuldigten. Diese Me­
thode rüge ich im Namen meines Mandanten. 

Am Ende der Seite 14 folgert die Staatsanwaltschaft, die 
langjährig der Öffentlichkeit bekannte Sachkenntnis "könne 
den Angeschuldigten nicht enr/asren ". Auch dies behauptet sie 
ohne jeden Beweis! Warum kann Sachkenntnis keine Entla­
stung sein? Zur Sache gab es keine einzige Einwendung! Mit 
dem Hinweis, "der Angeschuldigte könne sich damit nicht 
entlasten", ist noch kein Argument oder gar Nachweis verhun­
den, was er denn nun Strafbares getan hahen so11! 

4. 
AufSeite 14/ 15 der Anklageschrift folgt erneut eine willkür­

liebe Unterstellung der Staatsanwaltschaft, nämlich die, daß der 
Angeschuldigte mit der Veröffentlichung ein "besrimmtes Ziel 
verfolge", und zwar "ausschließlich". 

Dieses "ausschließliche Ziel" definiert sie jedoch als 2 Ziele: 
1 .) "den Umfang der ns-Verbrechen herabzurnirtdern" (auch 

hier spricht sie nicht von "verharmlosen" im Sinne einer pau­
schal abschätzigen Bewertung) und 

2,) "die systematische Judenvernichttlhg ::.u leugnen". 
Für diese Ziele-Unterstellung führt die Staatsanwaltschaft 
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ebenfalls keinen einzigen Beleg an, sondern ihrer forschen 
Behauptung folgt flugs darauf ihre Forderung, das Hauptverfah­
ren zu eröffnen. 

Seit wann darf die Staatsanwaltschaft, die verpflichtet ist, 
alle für den Ange~chuldigten aussagenden Sachverhalte eben­
falls 7U berücksichtigen, mittels einer unbewiesenen "Ziele­
Unterstellung" einen unbc~choltcnen Wissenschaftlerder Straf­
verfolgung ausliefern? 

Dies wäre ja das gleiche, als würde sie einen Werkzeugkof­
fer, den sie bei einem Bürger gefunden hat und der für alles 
mögliche zu verwenden ist, mit 20 kommentarlos abgeschriebe­
nen Seiten der Gebrauchsanweisung für die einzelnen Werkzeu-

Der Spiegel 2111996. 20. Mai 1996: Titelseite, unbeanstandet 
trotz "Kennzeichen verfassungsfeindlicher Organisation", weil 
Fotomontage mit Auschwitz-ßirkenau im Hintergrund und 
weiträumige Besprechung des auf einer "mit einem Preis als beste 
politik-wissenschaftliche Arbeit ausgezeichneten Dissertation" an 
der Harvard-Universität/USA aufbauenden Buches von Dr. Dani­
el J onah Goldhagen (36) mit der These der "Kainszeichenträger 
aller Deutschen", -- und weil Der Spiegel seine sei bstgestellte 
Frage bejahend beantwortet hat. 

Die Welt klassifiziert dieses Buch als "ein wissenschaftliches 
Werk", Die Zeit als "brillwnJ". Und dies angesicbts auch der 
Tatsache, daß Goldhagen, dessen Vater 25 .Jahre an der Harvard­
Universitäl iiber den Völkermord lehrte, wörtlich schrieb: 

:.:.Vergasen war eine Nebenerscheinung des Abschltlchtens der 
'Juden durch die Deutschen." (Der Spiege/2111996 S. 77) 

Da der "souveräne" Bundes-Demokrat kraft RichtersprUche 
keine Anschuldigungen gegen Deutschland mehr bezweifeln, un­
tersuchen, minimieren dnrf, bleibt ihm nur, als Mitglied minde­
ren Rechts in der europäischen Staatengemeinschaft mit 
permanentemStaunen und Schweigennbzuwarten, wiesich unter 
Mitwirkung von Dan iel Goldhagen und seinesgleichen die 
"Offenkundigkeiten" ändern. 19 



geals "Beweis" dafür ausgeben, daß dieser Bürgermit Anschaf­
fung dieses Werkzeugkoffers "das ausschließliche Ziel" gehabt 
habe, eine Bank zu überfallen. Und bieraus wiederum würde sie 
ihre Forderung ableiten, ihn wegen Banke inbruchs zu besiia.fen, 
obgleich die "Tat.ha.ndlung" überhaupt nicht vorliegt. 

Weder hat mein Mandant im vorliegenden Fall an-klingen 
lassen, es sei sein Ziel zu "mindern" oder zu "leugnen", noch hat 
er dies expressis verbis getan, noch hat die Staatsanwaltschaft 
ihm dies nachgewiesen. Die "Tatbandlung" für diese Ziele gibt 
es nicht,-- von "ausschließlich" angesichts 40 Seiten anderwei­
tiger wissenschaftlicher Untersuchungen schon gar nicht erst zu 
reden. Der Angeschuldigte hat streng wissenschaftlich Bildana­
lysen durchgeführt, nichts anderes. Wenn ein Ziel seiner Arbeit 
zu erkennen ist, dann dies, die Wahrheit über die konkreten 
Untersuchungsfälle heraus:wfinden und der öffentlichen Dis­
kussion zu unterbreiten. 

5. 
Zum§ 130 StGB ist noch folgendes auszuführen: 
1.) Im § 130 steht nichts von der Strafwürdigkeit einer 

"Minderung des Umfangs", sondern von einer "Verharmlo­
sung". "Verharmlosen" istjedoch nichtmit "mindern" gleich7u­
setzen. "Verharmlosen" impliziert eine pauschal abschätzige 
Bewertung, aufkeinen Falljedoch eine akribisch wissenschaft­
liche Analyse, wie sie der Angeschuldigte der Öffentlichkeit 
vorgelegt hat. 

2.) Laut § 130 muß eine "Leugrumg oder Verhannlosung in 
einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 
stören", bekannt gemacht worden sein. 

Die Staatsanwaltschaft hat dem Angeschuldigten einen sol­
chen Vorhalt nicht gemacht, geschweige denn nachgewiesen, 
daß seine Veröffentlichung "geeignet sei, den öffentlichen 
Frieden zu stören". 

Aus diesen beiden Punkten 1.) und 2.) ergibt sich, daß§ 130 
StGB für die SIIafklage nicht herangezogen werden kann. 

6. 
Eine in einer Anklageschrift angegebene Strafvorschrift 

kommt nur dann ihrem siiafprozessualen Zweck entgegen, 

wenn sie auch deutlich macht, inwieweit der Angeschuldigte 
tatsächlich auch bestimmte und im e inzelnen anzuführende 
Handlungen ("indem er ... ") begangen hat, die gegen diese 
Vorschriften verstoßen haben sollen und müssen. Andernfalls 
istder tiagendc SIIafprot.essuale Rechtsgrundsatz des "fair trial" 
nicht gewährleistet, wie er gerade in Art. 6 Abs. 1 der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention vom 4.11.1950 zum Aus­
druck gebracht wird, der über Art. 25 GG inzwischen geltendes 
Bundesrecht ist und ihm im Rang sogar noch vorgeht. Dieser 
Grundsatl. ist hier nicht beachtet worden, womit demgemäß 
gegen Art. 25 GG verstoßen worden ist. 

Die Anklageschrift wirft meinem Mandanten lediglich in 
den beiden hier vorgetragenen Fällen (S. 10 + 28 der Druck­
schrift) eine strafbare Handlung vor, ohne jedoch zugleich 
irgendeine Subsumtion zu irgendeiner Strafvorschrift vorzu­
nehmen. Dieses V erfahren ist auch hinsichtlich der verfas­
sungsrechtlichen Bedeutung des Art. 5 Abs. 3 GG, also des 
Wissenschaftlichkeitsprinzips, auf das sich mein Mandant mit 
besonderem Nachdruck beruft, sogar eindeutig als verfassungs­
wigrig anzusehen. 

Ein eventueller Hinweis -- der in der Anklageschrift t.war 
noch nicht vorgeiiagen worden ist-- auf die Notwendigkeit, daß 
auch die Freiheit der Lehre nicht von der Treue zur Verfassung 
entbindet, kommt hier jedenfalls schon deswegen nicht zum 
Tragen, weil im vorliegenden Fall weder Gesetze der Bundesre­
publik Deutschland noch das Grundgesetz beeiniiächtigt wor­
den sind. 

7. 
Nach alledem ist die in der Anklageschrift behauptete SIIaf­

rechtliche Relevant der beiden dort genannten SIIafrechtsfälle 
(angeführte Bilder+ Texte der Seiten 10 + 11 + 28 der Druck­
schrift) und der von der Staatsanwaltschaft pauschal unterstell­
ten, aber nicht belegten "ausschließlichen Ziele" meines Man-
danten nicht gegeben. . 

Es wird daher ersucht, das Verfahren wegen eben dieser 
fehlenden strafrechtliche n Relevanz einzustellen. 
Rechtsanwalt. 

Der Vorsitzende des Landgerichts Bielefeld lehnte im Strafverfahren gegen den Verf. die 
Anhörung des Sachverständigen Dr. Georg Franz-Willing zum nachfolgenden Gutachten mit 
der Begründung ab, weil dieser dem Verfasser wissenschaftliche Qualifikation bescheinigt 
hat. 

An das Landgericht 
2. Strafkammer 
33602 Bielefeld 

Dr. Georg Franz-Willing 
Nellenbach-Str. 17 
88662 Über lingen, den 10. Mai 1996 

Gutachten 
über die Historische Tatsachen 

Nr. 1 (neue Bearbeitung), 59, 60 und 64 
Zu meiner Qualifikation als Gutachter bemerke ich, daß ich wissenschaftlich ausgebildeter Historiker bin. 

Meine Dissertation "Erzherzog Franz F erdinand und die Pläne zur Reform der Habsburger Monarchie" wurde in 
der Schriftenreihe des Südostinstituts, München, Nr. 35, 1943 veröffentlicht. Mein Werk umfaßt bisher 12 Bücher, 
u.a. die Werke "Kulturkampf' und "Liberalismus" (1954,. 1955), "Neuesie Geschichte Chinas" (1975), "Die 
technische Revolution im 19. Jahrhundert-- Der Übergang zur industriell en Lebensweise" (1988). Hinzuzuzählen 
ist eine Reihe wissenschaftlicher Aufsätze zur Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts. Ich war Mitarbeiter 
mehrerer wissenschaftlicher Institute, außerdem bin ich Mitglied mehrerer wissenschaftlicher Gesellschaften, 
darunter der "Ranke-Gesellschaft für"Geschichte im öffentlichen Leben". Derzeit bifl ich als freiberuflicher 
Historiker tätig. 
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Das Gutachten bezieht sich auf die obengenannten Ausgaben der wissenschaftlichen Schriftenreihe Histori­
sche Tatsachen, die ich seit ihrem Bestehen mit großem Interesseverfolge und durchgearbeitet habe. Der Autor 
Udo Walendy hat in diesen Veröffentlichungen mit erstaunlicher Fleißarbeit eine Fülle wesentlicher historischer 
Fakten zusammengetragen. In keiner Fachzeitschrift habe ich bisher eine berechtigte oder überhaupt eine 
Bachkritik seiner Publikationen vernommen. Mir selbst war es ebenfalls nicht möglich, ihm irgendwelche Fehler 
nach zu weisen. 

Zur Frage der Wissenschaftlichkeit. Methodik: 
Walendy geht auch bei diesen Untersuchungen (auf seine vorangegangenen Bücher, die mir ebenfalls bekannt 

sind, trifft dies ebenfalls zu) methodisch richtig, chronologisch und nach Sachgebieten gegliedert vor. Er stützt sich 
aufumfassendes Material an Akten und Literatur in- und ausländischer Art. Nicht nur, daß er die Originalquellen 
durchgearbeitet hat, er hat sie auch in wissenschaftlich-methodischer Art und Weise miteinander verglichen, auf 
Widersprüche hingewiesen und diese mit anderen qualifizierten Belegen richtiggestellt Er hat stets den neuesten 
internationalen Wissensstand vermittelt, d.h. sich der internationalen Diskussion gestellt und keineswegs ihm 
nicht genehme Themen aus Aussagen auszuklammern versucht. Waren ihm, wie z.B. auch in HeftNr. 59 deutlich 
wird, Problemfragen-- wie hier die Veröffentlichungen der Polnischen Exilpresse während des Krieges-- unklar 
bzw. in der bisherigen Fachliteratur so gut wie gar nicht behandelt worden, so scheute er nicht, eigens nach London, 
in anderen Fällen in die USA, zu reisen und sich nach den Originalen zu erkundigen. Auch diesen Bachbereich hat 
Walendy jedoch außerdem auf Grund seines langjährigen Studiums mit dem Erkenntnisstand anderer Historiker 
und Publizisten verglichen und wissenschaftlich korrekt verarbeitet. Meines Erachtens ist eine solche. Analysen­
arbeitgar nicht sachgerechter durchzuführen. Ich bescheinige Herrn Walendy für die Arbeit dieses gesamten 
Heftes hohe Qualitätsarbeit. 

Dasselbe muß gesagt werden für die neue Bearbeitung des Heftes Nr. 1 sowie die Nr. 60. Die Ausweitung seiner 
Analysenarbeit auf naturwissenschaftliche Bereiche ist Herrn Walendy auch hier fachkundig gut gelungen, was 
wohl auch daraufzurückzuführen ist, daß seine eigentlichen Bücher schon aus den 60er Jahren, "Die Weltanschau­
ung des Wissens", sich ausschließlich mit Naturwissenschaft befaßt haben. 

Das Heft Nr. 64 über immer weitere Bildfälschungen ist methodisch und inhaltlich eine wissenschaftlich 
einwandfreie Analysenarbeit, die auf seinen bisher der Öffentlichkeit seit 1967 vorgestellten Publikationen, die 
ebenfalls seither noch von keinem einzigen Fachmann angegriffen oder gar widerlegt werden konnten, aufbaut. 

Insgesamt darf festgestellt werden, daß alle die hier angeführten Ausgaben den Ansprüchen hoher wissen­
schaftlicher Qualifikation entsprechen. 

Georg Franz 

Revisionsbegründung (eine von zwei) zum LG-Urteil 
für 15 Monate Gefängnis ohne Bewährung 

An das 
Landgericht Sielefeld 
II. Strafkammer 
Niederwall 71 
33602 Bielefeld 

Lemgo, den 8. August 1996 

Gescbäftszeichen: 2 Kls 46 Js 374/95 STA Sielefeld - W 4/ 
96 li 

Betrifft: Historische Tatsachen Nr. 1 "Kriegs-, Verbre­
chens- oder Propaganda-opfer?" und Nr. 64 "Immer neue Bild­
falscbungen II. Teil~ 

Die von mir am 20. Mai 1996 eingelegte Revision gegen das 
in dieser Sache am 17.5.1996 ergangene Urteil begründe ich, 
nachdem mir der Urteilstext am 12.7.1996 zugestellt worden 
war, wie folgt: 

A. Das Urteil wird insgesamt, also in bezug auf d ie 
Veröffentlichung beider vorgenannten Hefte, angefochten , 
und dessen Aufhebung beantragt. Weiterhin wird Frei­
spruch wegen erwiesener Unschuld beantragt. 

Diese Revision wird mit fehlenden Voraussetzungen für die 
Anwendung der§§ 130 und 189 StGB sowie mit Verletzung des 
Gesetzes begründet, das nicht richtig im Sinne von § 337 Abs. 
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2 SlPO angewandt worden ist. 
Außerdem werden Verfahrensverstöße gemäß § 264 StPO 

gerügt. 
In beiden Fällen der dem Urteil zugrundeliegenden Ausga­

benHistorische Tatsachen Nr. I und Nr. 64batsich das Gericht 
nicht an die von der Anklage inkriminierten Textpassagen 
gehalten, sondern, ohne dies in der Hauptverhandlung zur 
Sprache zu bringen, Texte verurteilt, gegenüber denen der 
Angeklagte sich nicht haue verteidigen können. Durch diesen 
Sachverhalt ist§ 264 StPO verletzt worden. 

Zum Vergleich der Texte, die angeklagt waren und jener, 
die, ohne angeklagt gewesen zu sein und die in der Hauptver­
handlung auch gar nicht zur Sprache gekommen waren, wird 
der Einfachheit halber auf die Texunarkierungen verwiesen, die 
dem Revisionsantrag des Rechtsanwalts Hajo Herrmann in 
d~elbcn Angelegenheit beigegeben sind. 

Die Revisionsbegründung folgt nunmehr für die beiden 
Hefte gesondert in der Reihenfolge der vorgetragenen Urteils­
gründe. 

B. Erfüllung der objektiven Tatbestandsmerkmale von§ 
130, Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 und 3 StGB. 
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I. Die Schrift Historische Tatsachen Nr. 1 
(1.) Zur Frage der Presseveijährung 
wird festgestellt: 
Auf Seite 7 --wiederholt auf Seite 65 --der Urteilsschrift ist 

falsch ausgeführt, 
"Der Angeklagte harre der Firma keinen Auftrag erteilt, die 

Zeitschrift zu verteilen und an bestimmte Kunden zu versenden." 
Richtig ist, und dies ist vom Angeklagten in der Hauptver­

handlung deutlich zum Ausdruck gebracht worden: Der Ange­
klagte hatte es der Finna freigestellt, die Zeitschrift an Interes­
senten 7U versenden, ebenso Herrn Vcrbckc in Belgien. 

(2.) Mit der Druckschrift Historische Tatsachen Nr. 1 -­
"Kriegs-, Verbrechens- oder Propagandaopfer?" soll der Ange­
klagte gegen§ 130 Abs. 4 i. V .m. Abs. 2 und 3 sowie gegen§ 189 
StGB verstoßen haben, wobei in diesem Fall das Vergehen 
gegen§ 189 StGB als verjährt gilt. Der Angeklagte wurde wegen 
Volksverheizung zur Gefangnisstrafe verurteilt. 

Dabei hat nach Ansicht der Verteidigung das angefochtene 
Urteil nichteinmal festgestellt, daß die objektiven Tatbestands­
merkmale der dem Angeklagten vorgeworfenen Straftaten ver­
wirklicht worden sind. In der Tat hat der Angeklagte den 
objekliven Tatbestand dieser Bestimmungen nicht erfülit. 

(3.) Das angefochtene Urteil pat den Strafausspruch wegen 
Volksverhetzungaus § 130 Abs.4 in Verbindung mit Abs. 3 und 
2 StGB entnommen. Danach wird bestraft, wer eine unter der 
NS-Herrschaft begangene Handlung des Völkermordes nach§ 
222a StGB in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen 
Frieden zu stören, öffentlich billigt, leugnet oder verharmlost. 

Zum objektiven Tatbestand hat das angefochtene Urteil 
ausgeführt, mit Herstellung und Vertrieb der Drucksache Histo­
rische Tatsache Nr. 1 "Kriegs-, Verbrechens- oder Propagan­
daopfer?" sowie mit Herstellung und Vertrieb der Druckschrift 
Historische Tatsachen Nr. 64 "Immer neue Bildfalschungen 11. 
Teil" habe der Angeklagte diese Straftatbestände erfüllt. 

Das angefochtene Urteil gehtdavon aus, daß der Angeklagte 
mitder DruckschriftHistorische Tatsachen Nr. 1 die Tatsache, 

"daß während des Dritten Reiches auf Betreiben der damals 
politisch veramwortlichen Nationalsozialisten mehrere Millio­
nen Juden in Europa systematisch verfolgt und emtordet wur­
den, zumindest in erheblichem Umfang verharmlost". 

Dies soll nach Darstellung des angefochtenen Urteils da­
durch geschehen sein, daß 

a) der Angeklagte bestreitet, 
"daß mehrere Millionen Juden, insbesondere 6 Millionen, 

während des Dritten Reiches auf Betreiben der Nationalsozia­
listen ermordet wurden", 

b) der Angeklagte 
"wahrheitswidrig behauptet, daß Weitjudentum habe 

Deutscillaruf den Krieg erklärt, und die Juden seien damit als 
Angehörige einer feiruilichen Macht anzusehen gewesen. Nach 
Ansicht des Angeklagten sei daher die Internierung der Juden 
nach internationalen Völkerrechtsregeln rechtmäßig gewesen", 

c) der Angeklagte 
"wahrlzeitswidrig behauptet, die Internierung der Juden in 

Konzentrationslagern sei zu dem Zweck erfolgt, sie zur Arbeit, 
vor allem zur Arbeit in der Rüstungsindustrie, einzusetzen urui 
nicht, um sie dort zu ermorden, Ermordungen von Juden in 
diesen Lagern seien nur durch Exzesse untergeordneter Char-
gen erfolgt", .... 

d) der Angeklagte 
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"wahrlteitswidrig behauptet, eine systematische Judenver­
nicluung sei von Juden behauptet und mißbraucht worden, um 
den Staat Israel gründen zu können, ihre Position in der Welt zu 
sttirken und die Bundesrepublik Deutschlandfinanziell knebeln 
zu können", 

e) der Angeklagte behauptet, 
"es gäbe keine authentischen historischen Dokumente für 

die Einrichtung von Gaskammern in Konzentrationslagern". 
Hieou führt das angefochtene Urteil auf S. 9 - S. 31 

zahlreiche Zitate an, die Gegenstand des Strafverfahrens waren. 
Die Aneinanderreihung dererwähnten Zitate hatjedoch keiner­
lei Subsumtion im konkreten Fall erkennen lassen, die für den 
vorgebrachten Strafvorwurf gegen den Angeklagten auf Grund 
der Bestimmungen des§ 130 StGB erforderlich gewesen wäre. 

V ersteht sieb die gesamteSchriftenreihe als ein Historisches 
Sammelwerk, so sind die Einzelausgaben in einer Form ange­
legt, historischeSachkomplexe nach den üblichen bistorisehen 
Untersuchungsmethoden zu sezieren. Hierzu gehören interna­
tionale Quellenforschung, Vergleiche der international vorlie­
genden Publikationen ebenso wie Recherchen nach neutralen, 
vorurteilslosen, emotionsfreien Kriterien der Logik und der 
daraus zu entwickelnden Darstellungen nach Auffassung des 
Verfassers. Diese fürdie Wissenschaftallgemein üblichen Vor­
gehensweisen hat der Angeklagte grundsätzlich, und zwar in 
jeder seiner Ausgaben, eingehalten. Zur wissenschaftlichen 
Erarbci tung eines Themas gehört e in skeptisches Herangehen 
an jegliche behaupteten Ein:re lhciten. Jeder Autor, der mit dem 
Anspruch auftritt; historisches Geschehen zu schildern, hat sich 
einer sachlichen Kritik zu unterziehen und istlediglich nach den 
Maßstäben Lu bewerten, ob seine Darlegungen den von den 
Naturgeset7en gegebenen VoraussetLungen. den Grundsätzen 
der Logik entsprechen und ob sie in den Details mosaikartig in 
das erwiesene Gesamtgefüge hineinpassen. Unwissenschaftlich 
ist, schon LU Beginn einer Faktenanalyse von einer ~u Beginn 
gesetzten Prämisse auszugehen, die nicht angezweifelt, mini­
miert, verhannlost, in Abrede gestellt werden dürfe, weil die 
politischen Entscheidungsträger hierfür Strafgesetze vorgese­
hen haben. Wie immer solche Strafgesetze aussehen mögen,-­
sie können und dürfen ohne Grundgesetzänderungen nicht 
Grundrechte des Bürgers aulbeben, sie stehen unter und nicht 
über den Grundrechten! 

Es geht auch nicht an, dem Angeklagten, der sich sein ganzes 
erwachsenes Leben bindurch mit wissenschaftlichen Arbeiten 
befaßt hat (schließlich hat er zusätzlich zu den hier bekannt 
gemachten Historische Tatsachen Ausgaben 5 Bände einer 
naturwissenschaftlichen Untersuchung, dazu 3 Bücher histori­
schen Inhalts geschrieben und publi;.icrt, die sämtlich unbean­
standet geblieben sind) kurzerhand den grundrechtlich gesi­
cherten Wissenschaftsschutz und auch das Recht auf Meinungs­
freiheitdadurch zu entziehen, indem ein Gericht ohne nacbzu­
voll;iehende Beweise ihm erklärt, keine Wissenschaft betrie­
ben, sondern unwahre Tatsachenbehauptungen aufgestellt zu 
haben. Hierauf wird noch zurückl.ukommen sein. 

Punkt (4) =folgt auf Seite 14 
Zu.den"\'l'erutteilungsgründen wird zunächst in der Reihen­

folge der Urteilsschrift Stellung genommen. 
]. 

Auf Seite 8 der Urteilsschrift werden dem Angeklagten 
"wahrl!eitswidrige Tatsachenfeststellu1igen" vorgeworfen: 

Es sei wabrheitswidrig, daß das Weltjudentum Deutschland 

\. 
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den Krieg erklärt habe und daß die Juden demzufolge als 
Angehörige einer Feindnation anzusehen gewesen seien. Der 
Angeklagte Walendy hat jedoch die Beweise auf den Tisch 
gelegt: 

a) Originalabdruck aus Daily Express, London vom 24. 
März 1933 "Judeadeclares Waron Germany". (HTNr. 39 S. 40) 
Niemand hat bisher behauptet, auch das Urteil nicht, die abge­
lichtete engli ehe Titelseite von Daily Express sei eine Fäl­
schung. Der Angeklagte hatte sich die Vorlage für diese Ablich­
tung sogar vom Londoner Verlag persönlich besorgt, um sicher 
zu gehen. 

b) Präsident der Jewish Agency und der Zionistischen Wel­
torganisation, Chaim Weizmann, überreichte 6 Tage vor Kriegs­
beginn der britischen Regierung den Beschluß des Weltjuden­
kongresses vom 25.8.1939, daß "die Juden hinter Großbritan­
nien stehen und an der Seiteder Demokralien kämpfen werden". 
(Jewish Chronicle, 8.9.1939, bestätigt von H.G. Adler, "Die 
verheimlichte Wahrheit- Theresienstädter Dokumente", Tü hin­
gen 1958, S. 321 - 322). Die Beweisführung lag auf Seite 6 der 
Druckschrift vor. Das Urteil hat sich mit dieser Beweisführung 
nicht auseinandergesetzt, dabei sich 'auch nicht bemüht, sie 
womöglich 7U widerlegen. 

c) In seinen Memoiren "Trial and Error -- The Autobiogra­
phy of Chaim Weianann", New York 1949 S. 417 schrieb 
Chaim Weizmann: 

"Inden Kampfgegendie Na;:i Monsterkonnte niemand tiefer 
verstrickt sein, in ihm konnte niemandfanatischer bestrebt sein, 
zur gemeinsamen Sache beiwsteuern, als die Juden." 

d) Nana Sagi in ihrem Buch "Wiedergutmachung für Israel 
-- Diedeut eben Zahlungen und Leistungen", Stuttgart 1981, 
weist auf Seite 27 darauf hin: 

"Jüdische Ansprüche auf Entschädigung müssen auf Aner­
kennung der Tatsache beruhen, daß die Juden einer seit 1933 
mit Deutschland im Krieg befindlichen Nation angehören." 

Professorin Nana Sagi hat dieses Buch in Zusammenarbeit 
mitdem Institut für Jüdische Zeitgeschichte an der Hebräischen 
Universität Jerusalem geschrieben. Sie wurde unterstützt von 
Mitgliedern der Claims Conference. 

e) Rolf W. Schloss schrieb in seinem Buch "Laß mein Volk 
ziehen", München - Wien 1971, S. 82: · 

"Es ist wahr, daß die Behörden 1942 das antifaschistische 
jüdische Komitee gründeten (in Moskau, -- d. Verf), dessen 
Hauptaufgabe es war, die Unterstützung der Juden der angel­
sächsischen Länder für die Sol~jetunion im Krieg zu gewinnen. 
Als man dies aber rar, erkannte man damit an, was über Jahre 
von der bolschewistischen Theorie geleugner wurde, d.Jz. das 
Vorhandensein besonderer Solidaritätsbande zwischen den 
Juden der verschiedenen Länder." 

Der ehemalige Präsident des Jüdischen Weltkongresses, 
Nahum Goldmann, bestätigte in seinem Buch "Das Jüdische 
Paradox", Köln - Frankfurt!M 1978 S. 230: 

"Während des Krieges gab es einenjüdischen Gemeindesitz, 
nämlich das von 1/ija Hitrenburg geleitete Antifaschistische 
Komitee, mit dem der Jüdische Weltkongreß ständig in Verbin­
dung stand." 

Diese Quellen -- es gibt eine Vielzahl weiterer! -- sind · 
unwiderlegbar. Dagegen gibt es nicht eine einzige Quelle, die 
bezeugen könnte, daß irgendeine jüdische Organisation in der 
WeiL sieb nicht als Kriegsteilnehmer verstanden hätte. 

Es widerspricht wissenschaftlichen.Örundsätzen und rechts-
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staatlichen Prin7ipien, mittels eines Richterspruchs ohne jegli­
che Bewei führung Gegenteiliges von Tatsachen zu verfügen 
und einen hiervon betroffenen Angeklagten mit einem solchen 
Spruch ins Gefängnis zu verweisen. 

Bei Beurteilung dieser Thematik in Verbindung mit den 
Proteß- und Urteilsgründen, in denen nichts anderes als "Ver­
harmlosung, Minimieren und Leugnen" Gegenstand einer 15-
monatigen Gefangnisstrafe ist, muß bedacht werden, daß vom 
Angeklagten t.U berücksichtigen und zu befürchten war, inwie­
fern bereits ein "Anzweifeln, Minimieren oder gar Leugnen" des 
von Anfang an, vorrangig vor allen anderen, angeregten und 
durchgeführten Kampfeinsatzes der schon seinerzeit internatio­
nal organisiert auftretenden Judenheit von jenen nicht bereits als 
Beleidigung und Verunglimpfung ihrer Verstorbenen hätte 
aufgefaßt werden können bzw. aufgefaßt werden würde, zumal 
diese noch heute besonderen Wert auf Beachtung dieses Sach­
verhalles legen. So hätte sich bereits dies "Anzweifeln, Mini­
mieren oder gar Leugnen" wiederum womöglich in einem 
Strafverfahren gegen den Angeklagten auswirken können. 

Was also darf ein Historiker? 
2. 
Das Landgericht bat auf Seite 8/9 des Urteils den Angeklag­

ten mit einem von der Staatsanwaltschaft frei erfundenen Text 
verurteilt. Dieser von der Staatsanwaltschafterfundene und vom 
Gericht wörtlich übernommene Text lautet 

"die systematische Judenvernichtung sei vonJudenbehaup­
teT und mißbraucht worden, um den Staat Israel gründen ::u 
können, ihre Position in der Welt zu stärkenund die Bundesre­
publik Deutseitland vor allem finanziell knebeln w können. " 

Es wird-- hier 7um wiederholten Male!-- in aller Deutlich­
keit darauf verwiesen, daß bereits die Frau Oberstaatsanwältin 
Hunderunark dem Angeklagten unterstellt hatte, einen solchen 
Satz -- sogar "an vielen Stellen" -- geschrieben zu haben, 
wogegen die Veneidigung bereits in ihrer Eingabe vom 20. 
Januar 1996 in aller Schärfe Einspruch erh0ben und festgestellt 
hatte, "da(~ mein Mandant einen solchen Satz weder »an vielen 
Stellen« noch überhaupt geschrieben bat"! Ungeachtet dessen 
hat die Staatsanwältin in der Hauptverhandlungam 17. Mai ihre 
Anklage erneut mit dieser Unterstellung begonnen, wogegen 
sich mein Mandant sofort erneut in aller Schärfe gegen eine 
solche Falschbehauptung und Verunglimpfung verwal1rt hat. 
Mehrfach wurde die Staatsanwältin aufgefordert, diesen be­
haupteten Sav zu belegen, wo denn mein Mandant ihn geschrie­
ben haben soll. Vergebens. Die Staatsanwältin konme diesen 
Sat7 nicht nachweisen. 

Es muß jeden Glauben an eine Rechtsstaatlichkeil erschüt­
tern, wenn nach dieser Vorgeschichte das Urteil selbst diese 
mehrfach gerügte Unterstellung erneut vorträgt und den Ange­
klagten mit einer solchen nachgewiesenen Falschbehauptung 
verurteil!! 

3. 
Das Uneil verfügte auf Seite 9 die Behauptung des Ange­

klagten zum Straftatbestand, es gebe keine authentischen histo­
rischen Dokumente für die Existenz von Gaskammern in Kon­
~ltra.tionslagern. 

Die Klärung dieses Sachslandes ist nur wissenschafllich 
möglich, nicht durch ein Strafurteil eines Gerichts. In der 
wissenschaftlichen Literatur einschließlich den neuen Ausga­
hcn von Jean Claude Press~ ("Auschwitz -- Technique and 
operation of the gas chambers", New York 1989, und "Die 
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Krematorien von Auseilwitz -- Die Technik des Massenmor­
des", Zürich 1995) sind bisher solche Dokumente nicht vorge­
legt worden. Die Feststellung dieses Tatbestandes kann nicht 
stratbar sein. Das Urteil bat solche Dokumente ebenfalls nicht 
benannt. 

Geschichtswissenschaft und damit der Rechtsstaathören auf 
zu existieren, wenn Gerichtekraft Strafurteilen verfügen, was 
gewesen oder was vorhanden ist oder nicht und wenn sie 
verfügen, daß dies und jenes nicht Gegenstand einer wissen­
schaftlichen Untersuchung sein darf, selbst jedoch keinerlei 
Beweise für den von ihm behaupteten ·"wahren Sachverhalt" 
vorlegt und beantragte Sachgutachter und Gutachten ablehnt. 

4. 
Die Seiten der Urteilsbegründung 9 - 31 = 23 Seiten entzie­

hen sich einer Stellungnahme, da sie von meinem Mandanten 
kommentarlos abgeschrieben sind. Was an diesen Ausführun­
gen strafbar sein soll, blieb der Verteidigung unerfindlich. 

Die Urteilsgründe in bezug auf die Historische Tatsachen 
Nr. 1 setzen sich erst auf Seite 52 der Urteilsschrift fort. 

5. 
Hiernach (S. 52 der Urteilsschrift) soll die Strafbarkeit aus 

dem Gesamtinbalt, der Aufmachung, der einseitigen Gewich­
tung und Wertung der wiedergegebenen Zeugenaussagen und 
Ausführungen anderer HistOriker hervorgehen. 

Insbesondere soll strafbar sein, sich mit den eingehenden 
Recherchen des ehemaligen .französischen KZ-Insassen Paul 
Rassinier befaßt zu haben, dessen umfangreiche Bemühungen, 
einen Augenzeugen für die Gaskammern zu finden und zu 
interviewen, erfolglos geblieben waren. Rassinier durfte das 
anstandslos schildern; seine Darlegungen durften jahrzehnte­
lang unwidersprochen international verbreitet werden und ge­
hören inzwischen zum internationalen Standardwissen in die­
sem Sachbereich. Nunmehr soll plötzlich die Rückblende 
meines Mandanten auf diesen Sachverhalt stratbar, ja gefäng­
nisreif sein, wobei ihm Hervorhebung und Fettdruck strafver­
schärfend angerechnet werden, weil das Urteil dem wissen­
schaftlich untersuebenden Angeklagten daraus eine "Verharm­
losung des Holocaust" konstruiert. Nicht die veröffentlichten 
Ausfühnmgen zählen offenbar oder allein, sondern die Druck­
type, die Aufmachung, die "optische Hervorhebung". 

Strafbestimmungen für ein bestimmtes design, das ein Ver­
leger einzuhalten hat, gibt es jedoch nicht. Der Wissenschaftler, 
Verleger, Autor hat ein Gr~ndrecht, seiner Auffassung freien 
Ausdruck zu geben, sofern er niemanden verunglimpft, belei­
digt, verächtlich macht, gegen niemanden hetzt. Nirgendwo hat 
sich mein Mandant solcher bezeichneten Vokabeln oder eines 
solchen Stils bedient. 

Zu den veröffentlichten Einzelheiten hat das Urteil keine 
Einwände erhoben, d.h. nichts für ~acblich falsch erkannt. 

6. 
Auf Seite 52 macht das Urteil dem Angeklagten zum Straf­

delikt, festgestellt zu haben, 
"daß die Zahl der jüdischen Verluste bereits vor Kriegsende 

auf 6 Millionen festgeschrieben worden sei, obwohl sie auf 
keinerlei gesicherten Erkenntnissen, sondern ausschließlich 
auf Kriegspropagandaberichten beruhte." 

Diese Feststellung meines Mandanten ist sachlich kon·ekt 
und von ihm in Details nachgewiesen. Der ehemalige Direktor 
des Militärgeschichtlichen Forschungsarntes..des Bundesarchivs 
in Freiburg, Joachim Hoffmann, hat in seinem neuen Buch 
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"Stalins Vernichtungskrieg", München 1995, diesen Sachver­
halt --unabhängig von meinem Mandanten -- bestätigt und als 
Urheber dieser Zal1l den Sowjetpropagandisten Ilija Ehrenburg 
persönlich namhaft gemacht. Der Wichtigkeit für meinen Man­
danten halber sei Joachim Hoffmann auf Seite 303 wörtlich 
zitiert: 

"Allgemein muß es aber zu denken geben, wenn nachweislich 
niemand anderer als der Menschheitsverbrecher llija Ehren­
burg schqn am 4. Januar 1945 von 6 Millionenjüdischer Opfer 
des Nationalsozialismus gesprochenund diese Größenordnung 
in die sowjetische Auslandspropaganda eingeführt hat. Wie, so 
ist zu fragen, kam er darauf? Das Konzentrationslager Au schwitz 
mit -- so wurde berichtet -- 4 - 5 Millionen Todesopfern ist von 
sowjetischen Truppen doch überhaupt erst am 27. Januar 1945 
eingenommen worden'" 

Diese Ausführungen werden weiter bestatigt durch eine 
kürzliche Veröffentlichung des Leiters der JerusalemerGedenk­
stätte Jad Vashem, Shmuel Krakowski in der lllustl'ierte Neue 
Welt vom Dezember 1991: 

"Bisher habe es nur wenig Material über die Judenvernich­
ufng von den von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebieten 
der Sowjetunion gegeben . .. 

Trotzhunderter Bücher und Dokumentationen war die Ge­
schichte des Holocaust in der Ost-Ukraine, im Osten von 
Bjelorußland und in den besetzten Teilen der russischen Repu­
blik ein weißer Fleck in den Geschichtsbüchern . ... " 

Wenn so etwas von amtlich-jüdischer Seite im Jahre 1991 
der Welt mitgeteilt werden konnte, so ist ersichtlich, daß die 
Kenntnisse dieses Sachkomplexes im Jahre 1945 noch viel 
lückenhafter waren. Überall in der Literatur wird bestätigt, daß 
eigentliche Kenntnisse über dieses Geschehen erst nach Kriegsen­
de zusammengetragen worden sind. 

Es ist für einen Rechtsst.:'lat untragbar, einen Historiker für 
eine sachlich korrekte Feststellung bzw. in der Mehrzahl ausge­
drückt, für sachlich korrekte Feststellungen ins Gefängnis zu 
verweisen und alle bisherigen Publizisten, die ihm erst die 
Grundlagen für seine Feststellungen durch ihre Veröffentli­
chungen geliefert haben, wie selbstverst.:'indliche, normale Hi­
storiker zu behandeln, die im Rahmen der Grundrechte auf 
Meinungs- und Wissenschafts- und Pressefreiheit an der inter­
mtionalen wissenschaftlichen Diskussion teilnehmen. 

7. 
Wenn das Urteil auf Seite 52 dem viel belesenen Angeklag­

ten den Begriff "Geschichten" im Zusammenhang mit der 
Judenvernichtung vorwirft, so sei festgestellt, daß er diesen 
Begriff der diesbezüglichen Literatur, vornehmlich beim ehe­
maligen Präsidenten des Jüdischen Weltkongresses, Nahum 
Goldmann, aus dessen Buch "Das Jüdische Paradox" (Köln -
Frankfurt 1978, S. 180) ent.lehnt hat. Dieser hat dort unmißver­
ständlich in diesem Zusammenhang "erfolgreicher jüdisch/ 
israelischer Politik" davon geschrieben, (dort in Groß- und 
Fettdruck: "Wie man mit Geschichten erzählen Millionen ver­
dient"). Dieinternationale Literaturist voll vondieser Wortwahl 
"Geschichten" im Rahmen dieses Geschehenskomplexes. Diese 
Ausdr~ksweise beruht auf dem tatsächlichen Sachverhalt, daß 
si~h der gesamte Geschehenskomplex dessen, was neuzeitlich 
unter dem Begriff "Holocaust" zusammengefaßt ist, aus vielf:il­
tigsten Geschichten von Zeugen, vermeintlichen Zeugen und 
Darstellungen von Historikern odetvermeintlichen Historikern 
oder auch aus Geschichten, die in Dokumenten oder venneint-
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Iichen Dokumenten stehen, zusammenset7t. 
Dem Angeklagten solches als Strafdelikt anzurechnen hie­

ße, ihn aus dem allgemeinen Rechtsgefüge aller anderen Publi­
zisten herauszukatapultieren und ihm Rechte zu entziehen, die 
alle übrigen wie selbstverständlich genießen. 

8. 
Auf den Seiten 52 und 53 verfügt das Urteil ohne Berücksich­

tigung der vom Angeklagten auf 40 Seiten mühevoll durchgear­
beiteten 106 internationalen Quellen, daß ein Ziel nicht etwa 
die Klärung der untersuchten komplexen historischen Gesche­
hensabläufe sei, sondern 

"anhand einer Unmenge von Zahlen, die z. T. auf Bevöl­
kerungsstatistiken und z. T auf groben Schätzungen beruhen, 
die nicht nachvollziehbar sirul, zu beweisen, daß so viele euro­
päische Juden zwischen 1939 und 1945 ausgewandert oder 
evakuiert worden seien oder den Krieg und die Internierung in 
Konzentrationslagern überlebt hätten, daß nicht mehrere Mil­
lionen, sorulem allenfalls einige hunderttausend Juden, wäh­
reruf des Dritten Reiches getötet worden sein könnten. Er 
unterstellt, daß die ausgewanderten u.nd evakuierten Juden 
offiziell zu den Opfern gezählt worden seien." 

Daraus folge, so das Urteil, strafbare, gefängnisreife Ver­
harmlosung. 

Unter dem Begriff "Verhannlosen" ist schließlieb alles und 
jedes zu subsumieren, was nicht unkritisch auch absurdeste 
Darstellungen akzeptiert. Werden dann die vorgeworfenen "ver­
harmlosenden" Aussagen noch nicht einmal konkret benannt, 
wie im vorliegenden Fall, um so abwägen zu können, ob 
konkrete Aussagen für einen Wissenschaftler sträf1icb falsch 
oder doch sachlich richtig sind, so ist einer Willkürjustiz doch 
Tür und Tor geöffnet! Das Urteil hat weder den Begriff "Ver­
harmlosen" definiert, noch ihn auf einen konkreten Text der 
Druckschrift bezogen. So fehlen auch hier wieder die objektiven 
Tatbestandsmerkmaledes § 130 Abs. 4 i. V .m. Abs. 2 und 3 sowie 
des§ 189 StOB. 

Beachtlich dürfte die Feststellung des Urteils sein, daß sich 
der Angeklagte nicht leichtfertig nur weniger Zahlen bedient 
bat, sondern einer "Unmenge". Demzufolge muß er ich doch 
wohl dabei sehr viel Mühe gemacht habeo. Wenn bei dieser 
"Unmenge" auch "Schätzungen" enthalten sind, "die nicht nach­
vollziehbar sind", so fällt das nichtauf den Angeklagten zurück, 
sondern auf jene, die sich in der internationalen Literatur 
solcher "nicht nachvollziehbarer Schätzungen" bedient haben 
und die unberücksichtigt zu lassen dem Angeklagten den Vor­
wurf ungenügender Recherebe eingetragen hätte. Jedenfalls sei 
mit Nachdruck festgestellt, daß sieb der Angeklagte an keiner 
einzigen Stelle selbst als "Schätzer" betätigt hat! Im Gegenteil 
hat er deutlich sich selbst gegen unzuverlässige Schätzungen 
verwahrt, wie die Überschrift auf Seite I 0 seiner Druckschrift 
ausweist: "Unzuverlässige »Schätzungen«" 

Auch ist Tatbestand, daß in den überwiegenden internatio­
nalen statistischen Untersuchungen, die über das anstehende 
Thema vorliegen, jene Kategorien von Menschen ausgespart 
geblieben sind, die der Angeklagte unter Nennung von Roß und 
Reiter als Evakuierte, Ausgewanderte und dergl. benannt und in 
bekannten Zahlen erfaßt hat. 

Auch hier gilt das Zuvorgesagte: Dem Angeklagten kann 
kein Strafdelikt daraus erwachsen, was er sachlich richtig 
festgestellt hat. ~ 

Wenn er somit auf Grund "einer Unmenge von Zal7len" zu 
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einem Ergebnis gekommen ist, das weit unter 6 Millionen 
Mordopfern liegt, so befindet er sich damilin absoluter Überein­
stimmung mit allen gegenwärtigen internationalen Feststellun­
gen auf diesem Gebiet. Man denke nur an die Abtragung der an 
die "4 Millionen" erinnernden Gedenktafeln in Auseilwitz 1990 
durch das offizielle Polen mit dem Hinweis, jene Zahl sei vom 
Diktator Stalin entgegen der geschichtlichen Wahrheit diktiert. 
worden -- ähnlich wie die Lüge von der deutschen Schuld am 
Mor~ der 15.000 polnischen Offiziere im Wald von Katyn und 
andernorts. 

Man denke auch an die Untersuchungsergebnisse des als 
Starhistoriker hochgelobten Jean Claude Pressac, der in seinem 
Buch "Die Krematorien von Auseilwitz -- Die Technik des 
Massenmordes", Verlag Piper München- Zürich 1995, -- Son­
derauflage für die Landeszentralen für politische Bildung ! --auf 
Seite 202 feststellt: 

"Gesamtzahl der Toten in Auschwitz: 631.000- 711.000." 
Davon sind nicht einmal alles Juden. Dieses Buch ist später 

erschienen als die Ausgabe Nr. 1; es stand also meinem Mandan­
ten bei Veröffentlichung der Nr. 1 noch nicht zur Verfügung. 

Das Beachtliche dieses Buches von Jean Claude Pressac ist 
darüber hinaus, daß seine Veröffentlichung nicht nur nicht für 
StJafbar, volksverhetzend, den Holocaust minimierend oder 
verharmlosend usw. erklärt worden ist und der Verfasser des­
halb nicht ins Gefangnis soll, sondern weil ganz im Gegenteil 
die Landeszentralen für politische Bildung in der Bundesrepu­
blik dieses Buch offenbar in einer Auf1age von über Hunderttau­
send Stück kostenlos verschickt haben. Wie ist dieser Sachver­
halt mit der Verurteilung des Angeklagten wegen "Verharmlo-
ung, Minimierung des Holocaust" zu vereinbaren? 

9. 
Auch die anschließenden Äußerungen des angefochtenen 

Urteils werden von dem Vorwurf hinsichtlich des nicht sub u­
mierten Tatbestands de Strafvorwurfs ausdrücklich mit um­
faßt. 

Danach wird (S. 52 des Urteils) durch 
"die Wortwahlund den Zusammenhang mit der Ausführtmg, 

daß der 'iüdisclte Verlustbeitrag' von6 Millionen ausschließlich 
auf Kriegspropagandaberichten beruhe", 

"gefolgert", 
"daß der Angeklagte die Ermordung von mehreren Millio­

nen Juden im Dritten Reich zumindest anzweifelt urul den 
Umfang verharmlosen will". 

Damit widerspricht sich das Urteil selbst, denn bereits auf 
Seite 52 oben wird im Urteil angeführt, der Angeklagte habe" die 
ystematische Verfolgung und Vernichtung von Juden durch die 

Nationalsozialisten" nicht ausdrücklich geleugnet. Wie kann 
der Angeklagte dann aber in der Sicht des Urteils doch wieder 
"die Ermordung von Millionen Juden angezweifelt" haben? 
Indem er sie anzweifelt, würde er bereits "die Tatsache" als nicht 
erwiesen erachten, was bekanntlich bei dem heuligen Sprachge­
brauch mit "leugnen" gleichgesetzt werden würde. 

Die "Folgerung" des Urteils istzudem falsch: Der Angeklag­
te hat sachlich richtig festgestellt, daß die "6 Millionen auf 
Krtegspropagandaberichten" beruhen, weil zuvor keine einge-

, henden Untersuchungen durchgeführt worden waren. Gefolgert 
hat er daraus weiter nichts. Folglich kann auch das Urteil daraus 
keine Folgerungen, schon gar keine strafbewehrenden Folge­
rungen, ableiten, die sich zudedi nicht auf seine Texte, sondern 
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auf seinen nirgendwo definierten "Willen" beziehen. 
10. 
Ebenso unverständlich bleibt der Widerspruch des Urteils, 

wenn es auf Seite52/53 zwar bestätigt, daß der Angeklagte "die 
systematische Verfolgung und Vemichtung von mehreren Mil­
lionen Juden durch die Nationalsozialisten" wenn auch nicht 
ausdrücklich leugnet, so doch "anzweifelt und den Umfang 
verharmlosen will", 

dann aber fortfahrt, er habe 
"die historisch erwiesene Tatsache der Ermordung von 

Millionenluden durchdie Nationalsozialisten immer wiederals 
Greuelpropaganda, Lügenparole oder tilmlich" bezeichnet, 
obgleich der Angeklagte dies in dieser Worltusarnmenstellung 
nichtgetan und das Urteil ihm auch nicht nachgewiesen hat. (I rn 
Punkt 12. wird darauf zurückzukommen sein). 

Solche Fehlinterpretationen können immer nur dort entste­
hen, wo der alte strafrechtliche Grundsatz von der strafrechtli­
chen Relevanz der Überprüfung nur des Eintelfalles zugunsten 
einer Interpretation des "Gesamteindrucks" ohne jede Subsum­
tion fallengelassen wird. 

11. 
Das Urteil führtauf Seite 53 als Strafdelikt fürden Angeklag­

ten "die rhetorische Frage" an, ob es so abwegig sei zu glauben, 
daß etliche Leute, deren Namen auf Grund zahlreicher Namen­
sänderungen bei der Einwanderung in die USA 'gestorben' 
seien, in den behaupteten 6 Millionen Opfern von Europa 
enthalten seien oder nicht auch Auswanderungsquoten in die 
Zahlen der Vernichteten womöglich eingeflossen seien. 

Diese Fragekann nicht strafrelevant sein und den Angeklag­
ten ins Gefängnis verweisen, zumal angesichtsder Tatsache, 
daß seit Jahren offiziell bekannt und ohne jedes Dementi hinge­
nommen worden ist, daß der Leiter des Instituts für Zeitge­
schichte, Prof. Dr. Martin Broszat, als Gutachter vor dem 
Frankfurter Schöffengericht am 5. Mai 1979 unter Eid (AL.: 50 
Js 12 828/79 919 Ls) festgestellt hatte, daß die "6 Millionen" 
ohnehin "eine symbolische Zahl" sei, und im übrigen der 
Angeklagte auf Seiten 9 + 10 der Druckschrift konkrete Nach­
weise für Namensänderungen und deren Fundstelle erbracht 
hatte. Schon vorher hatte der Angeklagte in der' Ausgabe HT N r. 
52 Seite 40 diese noch ausführlicher zitiert; er hatte sich somit 
vorher vergewissert, daß es stimmt, was er publizierte. 

12. 
Die Urteilsformulierung auf Seite 53, mein Mandant hätte 

die Ermordung von 
"mehreren Millionen Juden immer wieder als Greuelpropa­

ganda, Mythos, Vernichtungsgeschichte und Lügenparole" 
bezeichnet, konme nach erneuter intensiver Durchsicht der 

Druckschrift Nr. 1 nicb.t nachvollzogen werden. Der Begriff 
"Greuelpropaganda" wurde 2 X verwendet, der nicht inkrimi­
nierte und auch nicht strafrelevante Begriff "6-Millionen-Ge­
scbichte" I x und derebenfalls nichtgerügte Begriff "allzu viele 
Lügen" 1 x. Die Begriffe "Vernichtungsgescbicbte und Lügen­
parole" finden sieb in der Druckschrift überhaupt nicht, gani' im 
Gegensatz zum Urteil, demzufolge sie "immer wieder" vermerkt 
worden seien: 

S. 3: "Tarstichlich ist Greuelpropaganda nichts Neues. Sie 
IUlt jeden Konflikt im 20. Jahrhundert beg!eiret." 

Der weitere Bezug des Textes verweist auf den Ersten 
Weltkrieg und fährt fort: "' 

"Statt dessen hat die Greuelpropaganda gegen die Deut-
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sehen an Giftigkeit und Vielgestaltigkeit ihrer Kataloge des 
Schreckens zugenommen." 

S. 4: "Bei diesem Bemiilzen wird seit dem Zweiren Weltkrieg 
die 6-Millionen-Geschichte im Sinne eines religiösen Mythos 
rassischer Solidarität für die Juden eingesetzt. Für die anderen 
Völker hingegen hat sie genau Gegenteiliges bewirkt: Zum 
Kampftun ihre Selbstachtung und Selbstbestimmung wurdensie 
unfähig gemacht." 

Hierz.u darf noch angemerkt werden, daß sowohl diese 
Wortwahl als auch die Gesamt-aussage zal1lreicher jüdischer 
Autoren schon aus den siebziger Jahren, neuerdings u.a. Prof. 
Michael Wolffsohn, Dozent an der Bundeswehrhoch chule in 
Fürstenfeldbruck, der darüber zahlreiche Berichte in der Welt­
pres~e geschrieben hat, entnommen sind. Eine Wiederholung ist 
z.B. seinem Artikel in der Frankfurter Allgemeine vorn 24.1 .1995 
S. 8 "Deutsche und Juden sind aneinandergekettet" erschienen. 
Der aus Israel stammende und eit einiger Zeit in London 
lebende Prof. Israel Shahak hat darüber ein gamc Buch ge­
schrieben: "Jewish History, Jewish Religion -- The W~ight of 
l)treee Thousand Years", London 1994. 

8.3~: "Moskau ließ bislang lediglich --jedenfalls 1988 --für 
seine russischen Leute die Gescltichtspriifimgenan den Schulen 
wegen »allw vieler Lügen in den Geschiclttsbiichern« ausfal­
len." 

Diese Textpassage ist weder von der Anklage, noch vom 
Urteil berührt worden. 

In den vorgefundenen Fällen stehen sie nicht, wie das Urteil 
behauptet, im Zusammenhang mit der "Ermordung mehrerer 
Millionen Juden", schon gar nicht "immer wieder". 

13. 
Der im Urteil Seite 53 gerügte Begriff "Chronisten der 

Vemichtungstbese" hat nichts Abwertendes, schon gar nichts 
Strafbares, an sich, wie das Urteil unterstellt. Er faßt lediglieb 
sachlich neutral jene Historiker und jene zahlreichen mit unge­
nügenden Kenntnissen ausgestatteten Joumalisten oder auch 
Buchautoren unter einer einheitlichen Definition zusammen, 
die mehr oder weniger einseitig den Geschehenskomplex "Ho­
locaust" abhandeln. 

Laut B rockhaus Konservationslex ikon von 1908 heißt "The­
se" bzw. griechisch "Thesis" = "Ein zum Beweis aufgestellter 
Satz". "Chronisten einer These" sind somit Personen, die mit 
vielen, womöglich sogar tagesbezogenen Untersuchungen ihre 
Ergebnisse "zum Beweis aufgestellt haben". Was soll an diesem 
Begriff srafbar sein? 

In anderen Lexika wird "These" definiert als "Behaupung, 
Leitsatz, Lehrsatz". "In der Dialektik ist die These die Anfangs­
behauptung, der die Antithese gegenübergestellt wird." Auch 
diese Definitionen las en nichts Strafbares aus dem Begriff 
"Chronisten einer These" erkennen. Und eine "Vemichtungstbe­
sc" ist eine These, diedie Vernichtungsthematik zum Inhalt hat. 

14. 
Am Ende der Seite 53 wiederholt das Urteil die bereits 

eingangs zum wiederholten Male gerügte Falschbehauptung, 
der Angeklagte mache deutlich, 

'"!!aß die systematische Judenvernichtung von den Juden 
behauptet und mißbraucht worden sei, um den Staat Israel 
gründen zu können, ihre Position in der Welt zu stärken und die 
Bundesrepublik Deutschland insbesondere finanziell knebeln 
zu können." 

Diese trotz mehrfacher Zurückweisung selbst vorn LG Bie-



lefeld wiederholte Falschbehauptung wird auch nicht dadurch 
richtig, wenn das Ureil diesmal anschließend ausführt: 

"Das ergibt sich ausfolgendem: er bezeichnet die jüdischen 
Opfer des Dritten Reiches als Kriegsopfer, die als Mordopfer 
ausgegeben worden seien." 

Diese ohnehin falsche "Folgerung" aus einem vom Ange­
klagten gar nicht geschriebenen Satz ist eine völlig sinnent tei­
lende Fonnulierung dessen, was der Angeklage geschrieben hat, 
nämlich dies: 

"Der angebliche Umfang der jüdischen Verluste, die nicht 
als Kriegsopfer, sondern als Mordopfer ausgegeben wurden, 
ließ schnell die Sympathienfiir das jüdische nCllionale Heimat­
land ... wachsen." (S. 3 der Druckschrift) 

Nicht der Angeklagte hat, wie die unterstellte Fonnulierung 
des Urteils Glauben machen will, einen gravierenden Sachver­
halt verHUscht (er habe Mordopferals Kriegsopfer ausgegeben), 
sondern er hat berichtet, daß gegen und nach Kriegsende--auch 
auf diese Zeit batsich der Angeklagte bezogen-- inderallgemei­
nen Publizistik, Literatur und auch im Nürnberger Tribunal 
keine Differenzierungen hinsichtlich der jüdischen Verluste 
vorgenommen worden sind, sondern daß man sie gr}lndsät:dich 
als Mordopfer gekennzeichnet hat. Selbst in der gegenwärtigen 
internationalen Literatur findet man eine Fülle von Belegen 
dafür, daß jüdische oder auch nichtjüdische Partisanenopfer 
nicht als Kriegstote benannt werden, sondern als Mordopfer. 
Nicht mein Mandant ist der Initiator solcher Definitionen. Er 
stellte lediglich als Prüfer der Sachlage fest, daß andere so 
verfahren sind und beute noch so verfahren. Solches kann für 
ihn nicht strafrelevant sein. 

Richtig ist, daß das gesamte Heft darauf abgestellt ist, zu 
untersuchen, wie die Opfer des Krieges einzuordnen sind: in 
Kriegs-, Propaganda- oder Verbrechensopfer. Allein aus dieser 
Themenstellung ergibt sich bereits, daß mein Mandant 3 Kate­
gorien von Opfern als Realitäten feststellt. Nirgendwo ist ein 
Versuch von ihm zu erkennen, diese Kategorien zu verfalschen. 
[m Gegenteil, er will sie klären. Sich gegenVerfälschungseiner 
Texte durch das Urteil zu verwahren, ist sein legitimes Recht. 

15. 
Auch die nachfolgenden Ausführungen des·Urteils über die 

Stärkung des jüdischen Volkes und die Wiedergutmachungs­
zahlungen von mehr als 100 Milliarden DM oderdie Vorkriegs­
unterstellungen einiger jüdischec Propagandisten über die Aus­
rottungsahsichten der Nationalsozialisten (S. 4 der Druck­
schrift) können keine Beweise für den oben angeführten Satz 
sein. Die diesbezüglichen Darlegungen, die der Angeklagte 
zudem auf konkret nachgewiesene Einzelfälle bezogen hat, sind 
von dem oben zitierten Satz völlig unabhängige, mit Quellenbe­
legen bewiesene Sacbdar~tellungen, die das Urteil stillschwei­
gend übergangen, aber nicht widerlegt hat. 

Auch hier gi lt: Richtige Sachdarstellungen können nicht 
strafbar sein. 

16. 
Das Urteil formuliert wiederum den Text des Angeklagten 

verHUschend auf Seite 54: 
"Der Angeklagte bezeichnet die vorwiegend von Juden 

verfaßte Literatur über die Konzentrationslager im Dritten 
Reich diffamierend als »Sensationsliteratur« ... " 

In Wirklichkeit hat der Angeklagte auf Seite 26 11. Spalte 
geschrieben: 

"Die Mehrzahl der nach dem Krieg aujlJli.ihenden Sensati-
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onsliteratur iiber die Konzentrationslager stammt ausjiidischer 
Feder .... " 

Er setzt seinen Text mit konkreten Beispielen fort. 
Die beiden Sätze weichen in einem entscheidenden Punkt 

von einander ab: Der Angeklagte hat nicht die Literatur über die 
Konzentrationslager pauschal bezeichnet, sondern lediglich 
einen Teilsektor dieser Literatur, nämlich die nach dem Krieg 
aufblühende Sensationsliteratur, die sich also von der ernst zu 
nehmenden Literatur abhebt. Er hat damit quasi auf den Unter­
schied hingewiesen, der auch zwischen der Sensationspresse 
und der seriösen Presse selbst verständlich bekannt ist. Der 
Angeklagte hatgerade diesen Unterschied zudem mit konkreten 
Eint.elbeispielen belegt und sich dagegen verwahrt, unrealisti­
sche Behauptungen aus besagter Sensationsliteratur unkritisch 
als geschichtswissenschaftliehe Wahrheiten zu übernehmen. 
Ein legitimes Anliegen, das sich nonnalerweise jeder Historiker 
zu eigen zu machen hat. Solches kann nicht strafbar sein. Auch 
in diesem Fall ist die sinnentstellende Zitierung des Angeklag­
ten schlicht unfair. 
' 17. 

Die Folgerungdes Urteils (S. 54)ausdieserzum Nachteil des 
Angeklagten veränderten und sinnentstellenden Satzfonnulie­
rung wird durch die nachgeschaltete Fonnulierung noch weiter 
zur Falschanklage ausgeweitet: 

"Er spricht den publizierten Erlebnisberichten, Tagebü­
chern und sonstigen literarischen Werken, die von Insassen der 
Konzentrationslager verfaßt worden sind, damit pauschaljegli­
chen Authentizitätswert ab." 

Nirgendwo hat mein Mandant "den" -- also "allen" -­
publizierten Erlebnisberichten ... "pauschal" jeglichen Authen­
tizitlitswcrt abgesprochen, sondern er hat sich stets konkret mit 
genau benannten Personen und ihren Publikationen befaßt und 
sich ausschließlich dazu geäußert, dies allerdings fundiert, mit 
Belegen, wiedies in der Wissenschaft üblich und notwendig ist. 

Mit diesem fa lsch formulierten "Zitat" und den zusätzlich 
falschen "Folgerungen" konstruierte das Urteil einen nicht 
vorhandenen Straftatbestand, der die wissenschaftliche Arbeits­
weise meines Mandanten entstellt und seine Menschenwürde 
verletzt. 

18. 
Die vom Urteil auf Seite 55 zum Straftatbestand erhobenen 

Verurteilungsgründe verweisen auf"einen relativ großen Raum", 
den der Angeklagte dem französischen Prof. Rassinier einge­
räumt habe, ohne sich genügend mit Zeugenaussagen sachlich 
auseinanderzusetzen. 

EinWissenschaftler hat das Recht, seinen Untersuchungsge­
genstand selbst festzusett.en und nach dem Wert auszugestalten, 
den er auf Grund der Sachlage für angemessen hält. Einen 
Straftatbestand daraus abzuleiten, daß dieser oder jener Sach­
verhalt oder Zeuge zu viel oder zu wenig Beachtung gefunden 
hat, widerspricht jeglichen Grundsätzen des Rechtsstaates und 
der wissenschaftlichen Arbeitsweise. 

19. 
Dem Angeklagten wird aus Seite 55 zum Strafdelikt ge­

mach(irn Zusammenhang mit den Nürnberger Prozessen von 
"präparierten Zeugen" und unrealistischen "eidesstattlichen 
Erklärungen" und "pauschal unterFolterzustandegekommenen 
Geständnissen" und "crpreßten Ay.ssagen" geschrieben zu ha­
ben. 

Zunächst: Der Angeklagte hat nirgendwo eine "Pauschal"-
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Behauptung aufgestellt. Auch nicht, daß in Nürnberg aus­
schließlich so verfahren worden sei. Mein Mandant hat diese 
bezeichneten Ausdrücke auf konkret benannte Personen bezo­
gen oder darauf verwiesen, daß sich das Nürnberger Tribunal 
solcher Anklage-, Verhör- und Entscheidungsmethoden be­
dienthat. Die gesamte inlemationale Literatur über diese Tribu­
nalprozesse ist nahezu ohne Ausnahme voll von solchen Defi­
nitionen und Beweisen. Anders ausgedrückt: Es gibt nahezu 
kein einziges wissenschaftliches Buch über diese Tribunalpro­
zesse, in denen nicht genau dasselbe definiert und angeprangert 
wird, was das Urteil dem Angeklagten mit Gefängnisurteil 
"begründet". So kann man doch wohl in einem Rechtsstaat nicht 
mit Wissenschaftlern verfahren. 

20. 
Wenn dem Angeklagten auf Seite 55 der Urteilsschrift zum 

Strafvorwurf gemacht wurde, er habe darauf verwiesen, daß 
"kein einziger Augenzeugeder behaupteten Vergasungen glaub­
würdige, widerspruchsfreie Angaben gemacht habe", so hätte es 
der Redlichkeit entsprochen, das entsprechende Zitat meines 
Mandanten so zu Ende zu führen, wie er es geschrieben hat: 

"--es traten einige in Prozessen auf, meist blieben siefür die 
Öffentlichkeit anonym -- ... Jedenfalts wurde keiner von ihnen 
einem neutralen Kreuzverhör unterzogen oder einer Meineid­
haftung unterworfen. "(S ~ 20 der Druckschrift) 

Gerade dieser Zusammenhang bei dem erwähnten Zitat 
zeugt von seiner vorangegangenen wissenschaftlieben Untersu­
chung zahlreicher Prozeßverläufe und ihrem Niederschlag in 
der Presse und intemalionalen Literatur. Seine sachlich gehal­
tenen Behauptungen sind nachweislieb erst nach umfassender 
wissenschaftlicher Recherche aufgestellt worden und nichtetwa 
aus Gründen einer volksverhetzenden Meinungsmache oder 
einem Verhannlosungsbemühen. Sie sind sachlich richtig und 
auch vom Urteil nicht widerlegt. Der Grundrechtekatalog ge­
währleistet dem Angeklagten eine sachliche Berichterstattung 
dieses Sachverhaltes und schützt ihn auch vor unberechtigten 
Verfolgungen. 

21. 
Seite 56 der Urteilsschrift verweist auf ein angebliches 

Strafdelikt, Groß- und Fettdruck verwendet zu haben, und 
darauf, "Zeugen, die seine (des Angeklagten) Ansichten teilen, 
von vornherein als ehrlich" bezeichnet zu haben, deren Aussa­
gen glaubwürdig seien. 

Glaubwürdigkeit eines Ze~gen selbst seine Gedanken ma­
chen zu dürfen. Wenn der Angeklagte sich von diesem ihm 
zustehenden Recht Gebrauch gemacht hat, so einmal, weil er 
sich an den Argumenten der von ihm behandelten Personen 
orientiert hat und darüber hinaus sogar die bezeichneten Perso­
nen persönlich kennt und sich sein Urteil daher aus viel mehr 
Einzelheiten zusammensetzt, als ~ie in seiner Druckschrift zum 
Ausdruck kommen konnten. 

22. 
Seite 56 der Urteilsschrift macht dem Angeklagten zum 

gefängnisreifen Straftatbestand, er habe darauf verwiesen, 
"daß es keine Beweise für eine zentrale Vernichtungspla­

nung der Reichsführung gebe, vor allem nicht ein einziger 
Befehl vonHitler, Himmler, HeydrichoderGöring zur Vernich­
tung der Juden gefunden worden sei." 

Der behauptete Sachverhalt ist richtig. Mein Mandant hat 
dafür Beweise angeführt. Sie sind zu ergänzen: 

a) Diejüdische Zeitung La terre retrouvee publizierte am 15. 
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Dezember I 960 eine Erklärung von Dr. Kubowy von der jüdi­
schen Dokumentationszentrale in Tel A viv: 

"Es gibt nicht ein einziges Schriftstück mit der Unterschrift 
Hitlers, Himmlers oder Heydrichs, in dem davon die Rede ist, 
die Juden zu vernichten. In dem Schreiben Görings anHeydrich 
über die Endlösung der Judenfrage kommt das Wort» Vernich­
tung« nicht vor." 

b) Der eh. Direktor des Instituts für Zeitgeschichte in Mün­
chen, ~rof. Dr. Helmut Krausnick schreibt in dem umfangrei­
chen Buch (zus. hrsg. mit Hans-Heinrich Wilhelm) "Die Truppe 
des Weltanschauungskrieges -- Die Einsatzgruppen der Sicher­
heitspolizei und des SD 1938- 1942", Stuttgart 1981 auf Seite 
163 Fußnote: 

" ... , da ein schriftlich fiXierter, genereller Befehl zur Ver­
nichtung der Juden im demnächst besetzten Gebiet sonst nir­
gends (außer -- und hier »äußerst zweifelhaft« durch den eh. 
Leiter der Staatspolizeileitstelle Tilsit) bezeugt ist und auch 
schwerlich existiert haben wird." 

c) Auf Seite 626 heißt es in derselben Untersuchung bei Prof. 
Dr. Krausnick: 
• "Lange Zeit hielt die zeitgeschichtliche Forschung es für 
erwiesen, daß der Fntschluß, sämtliche Juden im deutschen 
Herrschaftsbereich zu vernichten, diesen Befehlen (Einmarsch 
in Rußland, -- d. Ver!) zeitlich vorangegangen sei. Die durch 
Adam (Uwe Dietrich Adam, "Judenpolitik im Dritten Reich", 
Düsseldorf 1972, -- d. Ver.{.) ausgelösle Diskussionführte indes 
zu einer so nachhaltigen Verunsicherung, daß heute nicht mehr 
nur gefragt wird, ob der Entschluß möglicherweise erst später 
gejaßt wurde, sondern ob es einen solchen generellen Befehl 
überhaupt je gegeben hat." 

d) Auf Seite 634 ergänzt dort Prof. Krausnick: 
"Die Nichtexistenz einer einheitlichen Planung, über deren 

Inhalte wir kaum etwas Genaueres wissen, ist letztlichgenauso 
wenig >> beweisbar« wie ihre Existenz . ... 

Ob es einengenerellen Vernichtungsbefehl auchfür >>Reichs­
juden« undfür .luden aus anderen Teilen West- und Mitteleura­
pas 1941 ebenfalls bereits gegeben hat, wie seit Kriegsende 
vielfach unterstellt wurde, ist nicht erwiesen." 

e) In der amtlich, zumindest offiziös herausgegebenen Zeit­
schrift des Instituts für Zeitgeschichte, München, Vierteljahrs­
hefte fürZeit.geschichte heißt es 1977 auf Seile 753 aus der Feder 
seines damaligen Direktors Prof. Martin Broszat: 

"Mir scheint dagegen, daß es überhaupt keinen umfassenden 
allgemeinen Vernichtungsbefehlgegeben hat, das »Programm« 
der Judenvernichtung sich vielmehr aus Einzelaktionen heraus 
bis zum Frühjahr 1942 allmählich institutionell und faktisch 
entwickelte ... " 

Er ergänzte diese Anmerkung: 
"Mit absoluter Sicherheit läßt sichauchdiese Interpretation 

nicht belegen." 
t) Im Jahr 1990 wurde diese Auseinandersetzung weiterge­

führt von Uwe Backes, Eckhard Jcsse und Rainer Zietelmann 
(Hrsg.) in ihrer umfangreichen Untersuchung "Die Schatten der 
Vergangenheit", Berlin - Frankfurt/M, Ullstein Verlag, S. 45-
~6. Bbrt heißt es: 

"Galt es bis dahin als unumstritten, Hitler sei der Initiator 
der >>Endlösung<< gewesen, so kamen die beiden Historiker 
Martin Broszat und Hans MommsenzudemSchluß, dasGesche­
hen habe sich relativ unabhängig von der Person des Diktators 
und wahrscheinlich ohne einen von ihm ausgehenden Befehl 
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entwickelt .. " 
Eine ähnliche Sicht vertritt auch der amerikanische Histori­

ker Arno J. Mayer in seiner vielbeachteten Studie >>Der Krieg als 
Kreuzzug« (genau: "Der Krieg als Kreutt.Ug. Das Deutsche 
Reich, Hitlees Wehrmacht und die >>Endlösung«", Harnburg 
1989, S. 183,207, 250, 401-521, -- d. Verf.) 

Auch er bestreitet, daß Hitler und die Nationalsozialisten den 
»Judeozid« von Anfang an geplant hätten. In den Jahren bis 
1939 habe Hitler in der Judenpolitik »keine klare Linie « 
verfolgt. Für Hitler, Himmlerund Heyclrieh sei die Errichtung 
der Judenreservate nicht die provisorische Vorstufe einer fest 
geplanten »Endlösung« gewesen. 

Der antijüdische Feldi'ug war kein SelbSt7weck und entwik­
kelte sieb nicht in aufeinanderfolgenden Schritten, die voraus­
bestimmt waren und mit Notwendigkeit in der Massenvernich­
tung kulminierten." 

g) In demselben Buch, das von renommierten Historikem 
1usammengestellt und von dem ebenfalls renommierten Ull­
stein Verlag 1990 herausgegeben worden und bis heute unbean­
standet geblieben ist, heißt es weiter auf Seite 176: 

"Die Quellenlage läßt eine eindeutige Klärung jedoch nicht 
zu. Einen schriftLichen BefehL Hitlers zur Ermordung der Juden 
hat es offensichtlich nie gegeben. Und auch für eine bloß 
mündlich erfolgte Befehlsausgabe gibt es bis heute keine Bele­
ge, die über jeden Zweifel erhaben sind." 

h) In demselben Buch heißt es auf den Seiten 408 + 409: 
"Und erst neuerdings häufen sich die Verdachtsmomente, 

daß mit der systematischen Vernichtung der Juden möglicher­
weise erst einige Zeit nach dem Überfall auf die Sowjetunion 
begonnen worden ist. und zwar ohne völlig unmißverständliche 
Direktiven aus Berlin. 

Es gibt recht eindeurige Hinweise darauf, daß erst in Nüm­
berg 1945 >>Sprachregelungen<< verabredet worden sind, nach 
denendie betreffenden Befehle 1941 schon vor demAntreten im 
Osten ausgegeben worden sein sollten. Die Zeugenaussagen 
differieren ganz erheblich. Es gibt Zeugen, die in einer ganzen 
Serie von Prozessen zu den gleichen Fragen immer wieder 
vernommen worden sind und gezwungen waren, in der direkten 
Konfrontation mit ihrenfrüher gemachrenAussagen diese nicht 
nur zu modifizieren, so,uJern völlig umzustoßen. Die sich daraus 
ergebenden que{{enkritischen Probleme liegen auf der Hand." 

Es ließen sieb weitere Belege dafür anführen, daß sich das, 
was dem Angeklagten vom Urteil als gefängnisreife Strafe 
angerechnet worden ist, nicht nur in der in temationalen, son­
dern auch in der amtlichen und offiziösen Literatur der Bundes­
republik Deutschland vielfältig unbeanstandet wiederfindet. 
Der Angeklagte hat also keine eigenen Erfindungen von sich 
gegeben, sondern folgtel ediglieb den ihm sogar von offizieller 
Seite vorgegebenen U ntersuchungsergcbnissen' 

Doch für den einen kann nicht strafbar sein, was den anderen 
als selbstverständliche Sachbeiträge für die historische Wissen­
schaft angerechnet wird. Scbließlich fordert der Art. 4 des 
Grundgesetzes die gleichartige Behandlung eines jeden vordem 
Gesetz. 

Nun gebt es auch nicht an, daß das LG Bielefeld eigenmäch­
tig darüber verfügt, welche Details in der Holocaust-Thematik 
wahrheitsgemäß und welche wahrheitswidrig sind, wenn es 
selbst hierzu nicht sachkundig ist und darüber hinaus auch noch 
die Einvernahme von beantragten Sacbvc·;ständigen ablehnt, 
wie dies mit der Ablehnung des Historikcrs Georg Franz-
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Willing aus Überlingen sogar mit der mündlichen Bemerkung 
des Vorsitzenden Richters geschehen ist, "weil dieser dem 
Angeklagten Qualifikation bescheinigt hat". 

Faßt man die Verurteilungsgründe des Urteils wegen 
Herausgabe der Historischen Tatsachen Nr. 1 "Kriegs-, 
Propaganda- oder Verbrechensopfer" im objektiven Tatbe­
stand zusammen, so ergibt sich: 

»I«: 1n 1 Fall hat das Urteil wahrheitswidrige historische 
Fakten ohne Beweisführung behauptet und hiermit dem Ange­
klagten bei Negieren seiner Beweise wahrheitSwidrige und für 
strafbar erklärte FesLc;tellungen unterstellt. -- Dieser Fall ist im 
vorangegangenen Text dieses Schriftsatzes behandelt im Punkt 
1.; wiederholt zudem aufS . 63 der Urteilsschrift 

»II«. In 7 Füllen hat dasUrteil dem Angeklagten Texte 
unterstellt, die er so, wie vom Urteil ausgeführt, nicht geschrie­
ben bat. -- Diese Fälle sind behandelt in den Punkten 2., 1 0., 12., 
14., 16., 17, 19. 

»lfi«. In 3 Fällen bat das Urteil strafrechtliebe Könsequen­
Len verfügt dafür, daß der Angeklagte historische Untersuchun­
gen falsch gewichtet und gewertet, sich mit international be­
kannten Autoren falsch auseinandergesetzt, sträflicherweise zu 
große Drucktypen verwendet habe. Daß die vom Angeklagten 
veröffentlichten Details falsch seien, hat das Urteil weder be­
hauptet noch nachgewiesen. -- Diese Fälle sind unter den 
Punkten behandelt: 5., 18., 21. 

»IV«. In 10 Fällen hat das Urteil strafrechtliche Konsequen­
zen dafür verfügt, daß der Angeklagte sachlich richtige histori­
sche Feststellungen veröffentlicht hat. Das Urteil hat diese 
Feststellungen des Angeklagtennicht einmal als fal sch behaup­
te4 geschweige denn nachgewiesen. In 2 dieser Fälle wurde 
ohne Beweisführung dem Angeklagten dabei vorgeworfen, da­
mitstrafbare "Ziele verfolgt" zu haben. Auch diese bat das Urteil 
nicht nachgewiesen. -- Diese Fälle sind behandelt unter den 
Punkten 3., 6., 7., 8., 9., 11., 15., 19., 20., 22. Wiederholung 
solcher Vorwürfe aufS . 63 der Urteilsschrift 

»V«. In 5 Fällen bat das Urte il dem Angeklagten Ausdrücke 
für strafbar erklärt, die weder beleidigend, noch hetzerisch noch 
sonst irgendwie strafbar sind und die er z.T., gar nicht verwen­
det, und wenn, dann in anderen Zusammenhängen verwendet 
hat. -- Diese Fälle sind behandelt in den Punkten 7., I 0., 11., 12. 
+ 13. 

«VI«. In 3 Fällen hat das Urteil dem Angeklagten ohne 
Beweisführung strafbare Ziele unterstellt, für die es keine An­
haltspunkte gibt. -- Diese Fälle sind behandelt in den Punkten: 
8. (noch näher nachfolgend ausgeführt unter (4), 9., 10. 

»VII«. In 2 Fällen hat das Urteil sich selbst widersprochen. 
-- Diese Fälle sind behandelt in den Punkten 9. + 10. 

»VIII«. In I 0 Fällen hat das Landgericht den Angeklagten 
wegen seiner Meinung verurteilt. -- Diese Fälle sind behandelt 
in den Punkten: 4., 5., 7., 9., 10., 11., 12., 13., 18., 21. 

»X«. In 15 Fällen bat das Urteil Sachverhalte verurteilt, die 
gar nicht angeklagt waren.-- Die e Fälle sind behandelt in den 
PunkJ_en 1., 3., 5., 6., 7., 8., 11., 13., 15., 16., 17., 18., 20., 21., 
22. 

Zum Vergleich der Texte, die angeklagt waren und jener, 
die, ohne angeklagt gewesen zu sein und die in der Hauptver­
handlung auch gar nicht zur Sprache gekommen waren, wird 
der Einfachheit halber auf die Textmarkierungen verwiesen, die 
dem Revisionsantrag des Rechtsanwalts Hajo Herrmann in 
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derselben Angelegenheit beigegeben sind. 
»Xl«. In keinem einzigen Fall hat das Urteil dem Angeklag­

ten einen falschen Satz nachgewiesen! Oder anders fonnuliert: 
In keinem einzigen Fall istdem Urteil ein Strafrechtfertigungs­
nachweis gelungen! 

(4.) (Giiederungsfortsetzung von Seite 3) 
In mehrfacher Wiederholung wird dem Angeklagten im 

Urteil vorgeworfen-- dies bedarf deshalb einer noch eingehen­
deren Behandlung --, er leugne zwar nicht, daß eine Unzahl von 
Juden im Verlauf des Krieges auch als Folge deutscher Maßnah­
men umgekommen sei (S. 52), doch sei durch Inhalt und 
Aufmachung zu erkennen, daß es dem Angeklagten als dem 
Verfasser und Herausgeber der Schrift Historische Tatsachen 
Nr. 1 nur darum gehe, 

"die systematische Verfolgung und Vernichtung der Juden 
während des Dritten Reiches zumindest in erheblichem Maße ::u 
verharmlosen". (S. 52) 

Hier wird dem Angeklagten -- wie auch in den Fällen der 
Punkte 9 + 10 -- ohne Subsumtion pauschal eine Zielsetzung 
unterstellt, die sich bei einer konkreten Texliiberp~üfung nicht 
nachvollziehen läßt. So ist mit Nachdruck darauf hinzuweisen, 
daß ein solcher Gesamtschluß jedenfalls niemals eine konkrete 
Subsumtion der Einzeltatbestandsmerkmale ersetzen kann. Ein 
solcher Gesamtschluß könnnte nur als Zusatz, nie als Ersatz 
folgen. Denn ein objektiver Betrachter dieses Urteils muß in der 
Lage sein feststellen zu können, was das Urteil im Einzelfall aus 
dem Einzelvorwurf einer strafbaren Handlung hier für straf­
rechtlich relevante Schlüsse gezogen hat. 

Strafbar im deutschen Strafrecht ist immer nur eine konkret 
in einemStrafgesetz dargestellte Art und Weise des Verhaltens 
eines Menschen. Und diese muß durch einen entsprechend 
konkreten Strafrechtstatbestand der ebenso konkreten Eint.el­
handlung eines solchen Menschen gekennLeichnet sein. 

Mit Recht ist in der deutschen Strafrechtswissenschaft nach 
1945 das allgemeine NS-Verfahrensverständnis gerügt worden, 
das damals mit "gesundem Volksempfinden" beteichnet wurde. 
Jedes Abgehen von einem konkreten Straftatbestand ist aber 
stets ein Zugehen auf einen solchen nicht konkret umrissenen, 
im Strafrecht nicht vorhandenen, sozusagen übergeordneten 
verschwommenen Sammelbegriff. Dieses Verhalten steht mit 
dem Gerechtigkeitsideal ebensowenig in Einklang wie mit dem 
althergebrachten Strafrechtsgrundsatz "nulla poena sine lege". 

(5.) 1m NS-Strafrechtsverständnis ist dazu auch noch die 
Lehre vom "Tätertyp" entwickelt worden, die ebenfalls im 
Gegensatz zum althergebrachten Strafrechtsgrundsatz "nulla 
poene sine lege" steht. Der Gesamteindruck, den ein NS-Gericht 
von einem damaligen Täter hatte, reichte für eine Bestrafung 
selbst dann aus, wenn im Einzelfall nicht unbedingt ein be­
stimmtes objektives Tatbestandsmerkmal eines konkreten Straf­
gesetz.es verletzt war, jedoch das Verbalten des Täters in einem 
bestimmten Fall als "tätertypisch" galt. 

Die Verteidigung kann nur mit Nachdruck vor jedem Ver­
such warnen, durch den "Gesamteindruck" von einem Ange­
klagten oder einer Publikation ein strafwürdiges Verhalten für 
den Angeklagten auch dann festzustellen, wenn im Einzelfa ll, 
wie gerade hier, objektive Merkmale des zugrundgelegten Straf­
tatbestandes nicht erfüllt worden sind. 

Wenn ein solcher Gesamteindruck voffi"Täter oder dessen 
Publikation durch Verwirklichung der vorgeworfenen objekti-
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ven Tatbestandsmerkmale getroffen worden wäre, wäre jede 
solcherart gefundene Strafbarkeit Lwar vollauf gerechtfertigt, 
aber immer nur dann. Denn wie sollte sich sonst, wenn nicht an 
Hand von ganz bestimmten objekti ven Tatbestandsmerkmalen 
einer ganz bestimmten Straftat eine Strafbarkeit des Täters wohl 
ergeben? Gerade dies will der althergebrachte Strafrechtsgrund­
satz "nulla poene sine lege" erreichen. 

Die Veneidigung rügt daherdiese strafrechtlich un7ulässige 
Verfahrensweise des angefochtenen Urteils, lediglich aus einem 
allgemeinen Gesamteindruck vom Täter oder dessen Publikati­
on auf einen bestimmten Straftatbestand zu schließen, und den 
Angeklagten auch gleich sogar noch 1.u einer unbedingten 
Gefängnisstrafe zo verurteilen, -- ohne objektive Tatbestands­
merkmale in konkret nachgewiesenen Einzelfällen und einen 
hierfür notwendigen Tex tzusammenhang aufzuzeigen. 

Jedes "t.ätertypische Denken" ist jedenfalls heute mit den 
Grund1ügen des neuen deutschen Strafrechtsverständnisses 
unvereinbar. 

Die Verteidigung weist daher ausdrücklieb darauf1lin, daß 
cf,as angefochtene Urteil diesen beiden Grundbedenken straf­
rechtlicher Wertung im Ral1men des Rechtsstaates nicht Rech­
nung getragen hat, da jede konkrete Subsumtion des Täterver­
haltens auf einen konkreiCn Tatbestand eines konkreten Strafge­
setzes in diesem Fall hier unstreitig vollkommen fehlt und 
strafrechtlich unzulässig allein durch einen "Gesamteindruck" 
vom Täter bzw. seiner Publikation oder auch willkürlich be­
haupteten Zielunterstellungen oder einem mutmaßlichen "Wil­
len" oder/und Textverfälschungen er etLt wird. 

Schon aus diesem entscheidenden Rechtsgrund ist daher das 
angefochtene Urteil aufLuheben, da es, wie dargestellt, im Sinne 
des§ 337 Abs. 2 StPO "ein Recht (hier den§ 130 StGB) nicht 
richtig angewandt" hat. 

(6.) Von der Verteidigung wird auch die Verletzung des 
Grundsatzes "in dubio pro reo" gerügt. Denn wo dem Gericht 
nicht eindeutig ist, ob es den Angeklagten wegen einunddersel­
ben Handlung verurteilen oder freisprechen soll, muß es, da hier 
unstreitig wegen der fehlenden Tatbestandssubsumtion solche 
Zweifel doch bestehen, nach diesem Grundsatz freisprechen. 

II. Die Schrift Historische Tatsachen Nr. 64. 
Auch mit der Druckschrift Historische Tatsachen Nr. 64 

"Immer neue Bildfälschungen II. Teil" soll der Angeklagte 
gegen§ 130 Abs.4 i.V .m. Abs. 2 und 3 owie gegen§ 189 StGB 
verstoßen haben. 

Die Urteilsgründe gegen die Veröffentlichung der Histori­
scben Tatsachen Nr. 64 "Immer neue Bildfälschungen TI. Teil" 
beginnen auf Seite 32 der Urteilsschrift unten: 

-- 1 --
Die Zitierung der Einleitung S. 32 unten ist bereits falsch 

insofern, als die Finna Kölle-Dmck, Pr.Oldendorf, nur deshalb 
sich dem Risiko eines Druckes nicht aussetzen konnte, weil der 
Geschäftsführer Rainer Höke wegen eines Druckes von Kritik­
Heften eine GeHingnisstrafe auf Bewährung erhalten haue und 
ihm während dieser Bewährungs7eit keinerlei Risiko zuzumu­
teJl waf: Er'hat es nicht ahgelehnt, wie es dem Urteil zufolge 
dargestellt war, weil er die hier zur Debatte stehende Druck­
schrift etwa für strafrelevant gehalten hätte. Er hatte sie nie zu 
Gesicht bekommen, weil bereits der Angeklagte ihm dieses 
Risikoangesichts seiner Bewäbrurlgsstrafe gar nichterst zumu­
ten wollte. Der Angeklagte hatte in der Hauptverhandlung 
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diesen Sachverhalt klar dargelegt. Au der Urteilsformulierung 
" ... haue es abgelehnt, diese Zeitschrift zu drucken, da sie 

(die Firma Kölle Druck) für sich streifrechtliche Konsequenzen 
oder zumindest Schwierigkeiten mit den Behörden befürchtete", 

ist herauszulesen, daß der Drucker nach Durchsicht der 
Vorlage bereilS Strafbares befürchtet hätte, was eine Vorweg­
nahme der späteren Verurteilung durch "einen durchschnittli­
chen Leser" implizieren könnte. 

Die Fonnotierung des Urteils ist verfaJschend zum Nachteil 
des Angeklagten verfaßt und wird gerügt. 

-- 2 --
Auf Seite 33 unterstellt das Urteil, daß der Angeklagte mit 

der Nr. 64 
"die systematische Verfolgung und Vernichtung der Juden 

auf Betreiben der Nationalsozialisten zumindest erheblich ver­
harmlost'' 

habe. Auf Seite 57 der Urteilsschrift folge dies "aus dem 
Gesamteirulruck". 

Dem ist entgegenzuhalten, daß der Angeklagte in diesem 
gesamten Heft sich ausschließlich mit Bildanalysen befaßt hat, 
ohne sieb auch nur ein einziges Mal über den historischen 
Geschehenskomplex Judenvernichtung auszulassen. bas Urteil 
bezichtigt ihn somit zu Unrecht, über diesen Geschehenskom­
plex allgemein Stellung geliömrnen, und ihn verharmlosend 
dargestellltu haben. 

Unter dem Begriff "Verharmlosen" ist schließlich alles und 
jedes zu subsumieren, was nicht unkritisch auch absurdeste 
Darstellungen akzeptiert. Werden dann die vorgeworfenen "ver­
hannlosenden" Aussagen noch nicht einmal konkret benannt, 
wie im vorliegenden Fall, um so abwägen zu können, ob 
konkrete Aussagen für einen Wissenschaftler sträflich fal sch 
oder doch sachlich richtig sind, so ist einer Willkürjustiz doch 
Tür und Tor geöffnet! Das Urteil hat weder den Begriff "Ver­
harmlosen" definiert, noch ihn auf einen konkreten Text der 
Drucksehn ft bezogen. So fehlen auch hier wieder die objektiven 
Tatbestandsmerkmale des § 130 Abs.4 i.V.m. Abs. 2und 3 sowie 
des§ 189 StGB. 

Jede konkrete Untersuchung eines speziell vorgestellten und 
analysierten Bildes steht für sich gesondert und ist somit geson­
dert zu beurteilen. Ein behaupteter "Gesamteindruck" eines 
nichtsachkundigen Gerichtskann keine wissenschaftliche wert­
neutrale Beurteilung der wissenschaftlieben Detailanalysen er­
setzen und ein Strafdelikt verfügen. 

-- 3 --
Mit dem weiteren Vorwurf desUrteilsauf Seite 33, durch die 

(angeblichen) Bildfälschungen "werde nach Ansicht des Ange­
klagten", 

"Geschichtsfälschung betrieben mit der Absicht, Soldaten 
des DrillenReiches und das'deutsche Volk zu verunglimpfen und 
zu diffamieren", 

wurde eine Meinung, dazu noch eine sachgerechte, verur­
teilt. 

Die Urteilseiten 33 untere Hälfte bis einschließlich Seite 48 
= 15Y2 Seiten entziehen sich einer Stellungnallme, da sie vom 
Angeklagten kommentarlos abgeschrieben worden sind. Was an 
diesen Ausführungen strafbar sein soll, blieb der Verteidigung 
unerfindlich. 

Die Urteilsgründe in bezugauf die Historische Tatsachen Nr. 
64 setzen sich erst auf Seite 57 der Urteilsschrift fort. 

-- 4 --
. ·' 
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Auf Seite 57 behauptet das Urteil ohne jedwede Beweisfüh­
rung: 

"Keineswegs sind aber alle von dem Angeklagten als ge­
fälscht bezeichneten Fotos gemalte Bilderoder fotomontagen." 

Um welche Bilderes sich hierbei handeln soll, bat das Urteil 
verschwiegen. Auch ist dem LG Bielefeld m unterstellen, zur 
Beurteilung dieser Fragen nichtsachverständig zu sein. Es hätte 
zur Beurteilung einen Fotosachverständigen heranziehen müs­
sen. Es widerspricht jeglicher wissenschaftlichen Praxis, mit 
unkonkreten Behauptungen (z.B. uin welche Bilder es sich 
überhaupt handelt, warum die Analysen des Autoren/ Angeklag­
ten falsch seien) wissenschaftliche Sachnachweise unerwähnt 
zu lassen, sie aber abzuqualifizieren, als fal eh und fehlerhaft zu 
bezeichnen, ganz zu schweigen davon, sie mit einer solchen 
beweislosen Pauschalbehauptung auch noch für strafbar zu 
erklären und den Autoren ins Gefängnis zu verweisen. 

-- 5 --
Auf Seite 57 hält das Urteil für noch entscheidender alseinen 

Fälschungsvorwurf für dieses oder jenes Bild, das Abstreiten, 
"daß sich die abgebildeten Szenen und dargestellten Ereig­

nisse abgespielt haben." 
Dabei ist völlig unerfindlich, wie überhaupt unter teilt wer­

den kann, daß eine wie immer geartete Bildszene, die durch 
nichts anderes als durch einfiktiv gemaltes oderdurch Fotomon­
tage 7osammengesetztes oder zurechtretuschiertes, in Anato­
mie, Perspektive, Lichtverhältnissen unwirkliches Bildwerk, 
zudem noch mit unterschiedlichen, sich gegenseitig widerspre­
chenden Bildunterschriften in die Öffentlichkeit gebracht, ei­
nen nachgewiesenen Tatbestand belegen soll. Das Be treiten des 
auf einem solchen gefälschten Bildwerk gezeigten Sachverhal­
tes ergibt sieb doch für jeden vernünftigen Menschen schon aus 
dem Fälschungsnachweis von selbst. Es hieße die Vernunft des 
Menschen preisgeben, wollte man anders verfahren. Entschei­
dend kann doch nicht "das Bestreiten des dargestellten Ereignis­
ses" sein, sondern die wissenschaftliche Analyse, ob der Fäl­
schungsnachweis gelungen ist, somit eine Fälschung vorliegt 
oder nicht. Und dies muß wis enschaftlich untersucht und kann 
nicht durch ein Gericht pau chal ohne Angaben jedweder De­
tails und gegenteiliger Beweisführung kraft Gefangnisurteil 
verfügt werden. 

Der Angeklagte hat sich nirgendwo dazu geäußert, ob sich 
analoge Szenen, wie auf den Fälschungsbildern dargestellt, 
abgespielt haben oder haben könnten, sondern er hat sich stets 
nur auf das jeweils bezeichnete Bild und die dort mit dem 
Anspruch auf bistorisehe Authentizität vorgetragene Szene 
bezogen. 

-- 6 --
Auf Seite 57 rechnete das Urteil dem Angeklagten zum 

Straftatbestand an, bestritten zu haben, 
"daß in der Kleinstadt Greifenberg in Pommern ein Trans­

parent mit der Aufschrift »Die Juden si1ul unser Unglück« hing, 
so wie es auf dem in der Zeitschrift 'Der Stern', Ausgabe Nr. 61 
1979 veröffentlichten Foto dargestellt ist." 

Der Angeklagte hat in der Druckschrift Nr. 64 S. 14 in 
um(angn!iche·r und überzeugender Begründung nachgewiesen, 
daß jenes Transparent tatsächlich, so wie in dem vorn Urteil als 
"Foto" bezeichneten Bild zu chen, dort aus rein technischen 
Gründen gar nicht gehangen haben konnte: es fehlte nämlich die 
Verschnürung zur Befestigung au( der einen Seite. Das zu 
widerlegen versucht das Urteil nicht einmal, obwohl es die 
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Kennulis dieser Darstellung des Angeklagten hatte. Das Heft 
liegt vor. Das Urteil hat sich nicht mit der Begründung des 
Angeklagten befaßt, sie also auch nicht widerlegt, sondern hat 
kurzerhand ein Strafmandat verfügt. So aberkann man nicht mit 
wissenschaftlichen Untersuchungen verfahren. Ein solches Ver­
halten mißachtetdieauch dem Angeklagten zustehenden Grund­
rechte und seine Menschenwürde. 

-- 7 --
Auf Seite 57 stellt das Urteiltextverfälschend eine unwahre 

Behauptung auf: 
"Weiter behauptet er (der Angeklagte, -- d. Verf), daß auf 

den Straßen in Deutschland während des Dritten Reiches keine 
Bilder mit der Aufschrift »Juden betreten diesen Ort auf eigene 
Gefahr« oder ähnlichen Aufschriften gestanden hätten, wie es 
auf dem Seite 17 der Druckschrift abgedruckten Bild zu sehen 
ist." 

Nicht diese Formulierung des Urteils hat er Angeklagte 
geschrieben, sondern: 

"Für alle die neuerdings mit ähnlichen Schildern auftau­
chenden Bilder gilt: Zur Zeit des Dritten Reiches hat niemand 
solche Schilder gesehen und fotografiert, weder ein 'Wider­
standskämpfer' noch ein ausländischer Journalist, noch hat ein 
Jude jemals ein analoges Foto während der dreißiger Jahre der 
ausltindischen Presse zugeleitet und dieses dann veröffentlich!. 
Bilder analoger Art, die erstmals Jahrzehnte nach Kriegsende 
das Licht der Welt erblicken, habenangesichtsder modernen 
Bildfälschungsmöglichkeiten keinerlei historischen Wert!" 

Dieser wissenschaftlich korrekte und sachlich ausgedrückte 
Text istetwas grundsätzlich anderes, als das, was das Urteil dem 
Angeklagten unterstellt! 

Dazu fallt im Urteilstext noch ergänzend auf, daß hier nicht 
ein ein7iges konkretes Beispiel fü r solche angeblichen Schilder 
mit derartigen Aufschriften vorgetragen wird. Die bloße Be­
hauptung von einer solchen Existenz allein ist dafür aber noch 
kein Beweis. 

-- 8 --
Der weitere Strafvorwurf (S. 57 /58) des Urteils bezieht sich 

auf die Bilder S. 10 und 11 der Druckschrift Nr. 64. Mit keinem 
Wort geht das Urteil auf den dargestellten Sachverhalt ein, ob 
diese Bilder nun authentische Fotografien oder gefalschte 
Bildwerke seien. Strafrelevant sei offenbar lediglich die (nach 
konkreten, vorgetragenen Analysen gefolgerte) Feststellung, 
daß diese Szene frei erfunden ist. Dabei hat das Gericht nicht 
behauptet, das inkriminierte Bild sei ein echtes Foto, die darge­
stellte Szene also historisch authentisch. Auch hier also erklärt 
es etwas zum Straftatbestand ohne den geringsten Nachweis. 

Strafrelevante Vorwürfe ohne jedwede Auseinandersetzung 
mit den wissenschaftlichen Analysen· des Autoren sind rechts-
staatswidrig. · 

Das angefochtene Urteil stellt sogar selbst ausdrücklich fest, 
die zur Prüfung herangezogenen Fotos, die der Angeklagte als 
Fälschung bezeichnet, schlössen nicht aus, 

"daß es sich bei einzelnen der abgedruckten Bilder tatsäch· 
lieh nicht um authentische Fotografien handelt". 

Wenn das Urteil dann aber fortfährt, daß 
"keinesfalls aber alle von dem Angeklagten als gefälscht 

bezeichneten Fotos gemalte Bilder oder Fotomontagen sind", 
so fehlt hier -- wie bereits moniert -- jeder Hinweis über­

haupt, welches konkreteBild denn keine Fotomontage, alsoeine 
authentische, echte Fotografie sein soll und warum das. Bloße 
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Behauptungen sind für Fe tstellungen eines Straftatbestandes, 
der durchgängig mit derlei pauschalen Formulierungen des 
Gerichts definiert wird, nicht ausreichend. 

-- 9 --
Der weitere Vorwurf des Urteils (S. 58) bezieht sich auf den 

Ausdruck "Gafferszene", den der Angeklagte verwendet hat. 
Diesen Ausdruck hat der Angek tagte vom Oberstaatsanwalt von 
der Zentralstelle der Landesjustizverwaltungen in Ludwigsburg 
Willi Dreßen entlehnt, und 7war dessen Büchern "»Schöne 
Zeiten« -- Judenmord aus der Sicht der Täter und Gaffer" und 
»GOtt mit uns« -- Der deutsche Vernichtungskrieg im 0 ten 
1939 -1945", Frankfurt/M 1988 + 1989. Willi Dreßen hat dort 
nicht nur diesen Bcgri IT in seinen Buchtitel geprägt, sondern ihn 
für zahlreiche der von ihm abgedruckten Bilder verwendet. Das 
alles war aber schon in früheren Texten des Angeklagten 
nachzulesen . Da dieser Begriff weder angeklagt noch in der 
Hauptverhandlung zur Sprache gekommen war, konnte die 
Verteidigung auf diese früheren Texte nicht hinweisen. 

Da die Machart zahlloser Bildfälschungen so gestaltet ist, 
möglichst viele. das ge7cigte Geschehen billigend, ja begrü­
ßend, ansonsten untätig i'uschauende deutsche Soldaten oder 
Zivilisten im Bildwerk sichtbar werden zu lassen, hat sich 
i'wischenzeitlich in der Literatur für diese geschilderte Darstel­
lungsart gemäß der von Willi Dreßen eingeführten Vokabel der 
Begriff "Gafferszene" eingebürgert. Der Angeklagte hat diesen 
Begriff nicht erfunden, ihn auch nicht diffamierend verwendet, 
sondem dem vorgenannten Buchtitel und den Bildunterschrif­
ten der vorgenannten Bücher entnommen, dies sogar durch 
Anführungszeichen gekennzeichnet, um auf diese Quelle, die er 
auch bezeichnet hat, hin1.uweisen. Die von Herrn Dreßen mit 
diesem Ausdruck gebrachten Bilds7enen entsprechen genau 
denen, die auch der Angeklagte veröffentlicht hat. Herr Dreßen 
hat für diesen Ausdruck keinerlei Strafmandant erhalten. War­
um auch. 

-- J() --

Auf Seite 58 hat das Urteil dem Angeklagten erneut eine 
falsche Darstellung mit folgender Formulierung unterstellt: 

"Der Angeklagte hält auch nicht nur das auf Seite 28 
abgedruckte Foto, das in einer Senke von Babi Jar bei Kiew 
zusammengepferchte Juden vor ihrer Ermordung durch den 
deutschen SD z.eigt,fiir eine Fälschung, sondern bestreitet, daß 
dort von den Dewschen ein Massaker an Juden verübt worden 
sei. " 

Demgegenüber hat der Angeklagtedie Echtheit dieses Fotos 
gar nicht bestritten und geschrieben: 

"Die Lügen um Babi Jar sind in HT Nr. 51 aufgeklärt. J::s 
bedarfdafürkeiner Bildanalyse. Die nebenstehende Fotografie 
ergibt keinerlei Nachweisfür eine beabsichtigt gewesene oder 
anschließende Ermordung der hier rastenden Menschen. " 

Diesem Text zufolge hat er nicht bestritten, daß in Babi Jar 
ein Massaker an Juden verübt worden sei, sondern lediglich 
darauf hingewiesen, daß die Lügen um dieses Thema in HT Nr. 
51 aufgeklärt sind. Was an Wahrheit zu diesem Thema übrig­
bleibt, wurde gar nicht angeschnitten. Und daß das Foto keinen 

, Nae'l'tWeis für die beabsichtigte Ermordung der hier rastenden 
Menschen liefert, ist sachlich richtig festgestellt. 

-- 11 --
Der nächste Strafvorwurf des Urteils (S . 58) bezieht sich 

unter Außerachtlassung der ü6'rigen Texte der vorliegenden 
Bildanalyse auf "zynisch" formulierte Begriffe wie "fantasie-
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reich gemalte St.ene" und "sauber weiß gewaschene Leichen", 
wobei die Anführungszeichen noch zusätzlich gravierend ins 
Gewicht fallen sollen. 

Erst der ausgelassene Analysetext erklärt jedoch sowohl die 
Anführungszeichen als auch die "sauber weiß gewaschenen 
Leichen", die nach Darstellung des Angeklagten schon der 
konturlosen Anatomieverhältnisse und auch der gleichartig 
bellen Farbgebung wegen gar keine Leichen sein konnten, 
sondern solche nur imitierten und in einem unrealistischen 
Lichtvcrhälwis zum linken dunklen Bildteil zudem wie hell 
bestrahlt erscheinen. 

Das Urteil nimmt zur Frage, ob das Bild nun eine Fälschung 
ist oder nicht, gar nicht Stellung. Es sei die Ausdrucksweise im 
Analysetex t, die sträflich sei. Doch der Analysetext wird mit 
Ausnalune der oben bezeichneten Ausdrücke gar nicht berück­
sichtigt. Nach sorgfaltiger Analyse dieses Bildes, die auch noch 
mit einer Ausschnittvergrößerung zusätzlich durchgeführt wur­
de (was das Urteil auch verschwiegen bat), wird indessen 
bestätigt, daß es sich tatsächlich um eine Fälschung handelt. Es 
i t dieser Sachverhalt der Fälschung, der für die Hersteller eines 
solchen Bildwerks den Begriff "tynisch" angebracht sein läßt. 
Einem neutralen Gutachter, der sich schon des vorgegebenen 
Platzmangels wegen plastisch auszudrücken genötigt ist, ist 
sicher nicht vorzuwerfen, daß er bei dem Anblick der vorgeleg­
ten Bildszene mit den gleichartig und unrealisLisch weißen 
angeblichen Leichen auch auf das Waschen aufmerksam macht, 
um den Betrachter auch sogleich auf diese Erklärungsmöglich­
keit für das gleichartige Weiß hinzuweisen. Diffamierung oder 
Zyni mus ist daraus nicht zu folgern, Strafbarkeit schon gar 
nicht. 

-- 12 .. 
Auf Seite 58 folgert das Urteil aus einer konkret beschriebe­

nen Bildszene entgegen den dortgemachten Ausführungen, daß 
der Angeklagte 

"zu erkennen gebe, daß er bestreitet, daß sich in Konzentra­
tionslagern während des Zweiten Weltkrieges solche oder ähn­
liche Szenen ereignet haben, wie sie auf dem abgedruckten Foto 
abgebildet sind." 

Hier behauptet das Urteil wiederum etwas, was der Ange­
klagte nicht geschrieben hat! Es erübrigt ich, daraufhintuwci­
scn, daß das Urteil für diese Behauptung keinen Nachweis 
geführt hat. 

.. 13 --
"dem Leser unTerschweLlig der Eindruck vermittelt wird, als 

ob die Häftlinge in den Konzentrationslagern während des 
Dritten Reiches zum Arbeitseinsatz interniert waren und nicht, 
um dort vergast oder auf sonstige Weise ermordet zu werden." 

Tm •• vom Urteil ~iederum unterschlagenen -- Begleittcxt 
dieses Vergleichsfotos wird jedoch nicht auf den Kontrast 
zwischen Arbeit hier und Mord dort verwiesen, sondern darauf, 

"wie Menschen, Gebäude, Schatten, Bodenverhältnisse und 
Wagen aussehen, aberauch wie groß Menschen im Himergrwui 
bei wachsender Entfernung gestaltet sind." 

Es ist also ein Vergleichsbild ausgewählt worden, das in 
zahlreichen Merkmalen einen Vergleich zwischen dem als 
autJlentisch nachweisbaren und international bekannten Foto 
aus Dachau und dem Fälschungsbild ermöglicht. Nichts weiter 
war ausgesagt oder beabsichtigt. Die strafbewehrende Unterstel­
lung des Urteils hat keinerlei sachliche Slütze. 

Es bleibtjedoch im Urteil nicht bei der strafverurteilenden 

Anprangerung falscher V crglcichsbilder ohne Sachbegründung: 
Schlimmernoch wird der Angeklagtedavon betroffen, daßauch 
daraus gleichermaßen wieder die pauschal verfaßte Stereotype 
gegen ihn vorgebracht wird, er habe dadurch "die systematische 
Judenverfolgung im Dritten Reich angezweifelt und zumindest 
in erheblichem Umfang minimiert". Solche Folgerungen gehen 
an den einzeln konkret dargestellten Sachverhalten völlig vor­
bei. Nicht einmal mit der Thematik der "systematischen Juden­
verfolgung" oder ihrem" Umfang" haben sie überhaupt etwas zu 
tun. 

Da'> angefochtete Urteil gebt zudem einfach ohne Beweis­
führung davon aus, daß die KZ-Lager im Dritten Reich nur zur 
Vernichtung der Häftlinge geschaffen worden seien. Ist diese 
Unterstellung schon in der Sache an sich falsch, so ist insbeson­
dere im vorliegenden Fall zu rügen, als mit diesem fa lschen 
Bezug in Verbindung mit ei ner falschen Absichtsunterstellung 
dem Angeklagten daraus ein Straftatbestand konstruiert wird. 

.. 14 .. 
Auf Seite 59 des Urteils wird dem Angeklagten strafbe­

schwerend vorgeworfen, er habe echte Vergleichsfotos in die 
Druckschrift eingebracht, auf denen "keinerlei Greueltaten ;:u 
sehen sind". 

Hier~:u ist festzustellen, daß Vergleichsbilder nur dann einen 
Sinn haben, wenn authentische St.enen den gefälschten gegen­
übergestellt werden können, die möglichst viele Übereinstim­
mungs- bzw. Vergleichsmerkmale enthalt.en, es also darauf 
ankommt, ob die Uniformen stimmen, Lichtverhältnisse und 
Perspektive, die anaLOrniseben Verhältnisse der Menschen rich­
tig sind oder nicht und vieles mehr. Wenn der Angeklagte keine 
den Vorstellungen des Gerichts gemäßen Vergleichsbilder ge­
funden oder verwendet hat, so ist daraus kein Straftatbestand 
herzuleiten. 

-- 15 --
Auf Seite 59 unterstellt das Urteil dem Angeklagten wiede­

rum eine falsche Sachlage bzw. verfälscht seinen publizierten 
Tex t, indem es formuliert: 

"Der Angeklagte nennt die Vernichtung des Warschauer 
Ghettos verharmlosend »eine Entflechtung bzw. Räumung« und 
rechtfertigt sie als notwendig, um >>die Keimzelle des milittiri­
scherz Widersta~uies<< aufzulösen." 

Demgegenüber hat der Angeklagte geschrieben: 
"Hatte die Reichsfiihrung anfangs die Korz:emriertmg pol­

nischer Juden u.a. auch im Warschauer Ghello aus Sicherheits­
gründen beschlossen ... , so erwies sich in den nachfolgenden 
Kriegsjahren gerade diese Konzentrierung als gefährlich wer­
dende Keimzelle militärischen Widerstandes . ... 

Sowohl aus diesem Grunde, als auch aus Gründen wirt­
schaftlicher Produktionsrationalisierungen und notwendig ge­
wordener ... Überwachung sah sich die Reichsführung zum 
Jahreswechsel 1942/1943 angesichtsdes mit der Stalingrad­
Katastrophe verbundenen Vormarsches der Roten Armee ge­
zwungen, nach wui nach eine Emflechtung bzw. weitgehende 
Räumung des Warschauer Gheuos durchzuführen." 

Nicht also der Angeklagte hat die Vcmichtung des War-
• sch~er Ghettos verharmlosend als "Entflechtung bzw. Räu­

mung genannt" und sie als "notwendig gerechtfertigt", sondern 
er hat als Historiker die Beweggründe der damaligen Reichsfüh­
rung geschildert. Das ist etwas grundsätzlich anderes und völlig 
legitim' " 

.. 16 .. 
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Als weiteren Strafvorwurf verweist das Urteil (S. 59) auf die 
mehrfache Betonung des Angeklagten, 

"daß mittels der behaupteten Bildfälschungen die deutsche 
Geschichte verfälscht und das deutsche Volk verunglimpft 
werde." 

Diese sachlich richtigen Feststellungen können nicht straf­
bar sein. 

•• 17 .. 
Der nächste Strafvorwurf des Urteils aufS. 59 verweist ohne 

Beweisführung darauf, daß der Angeklagte die systematische 
Judenverfolgung im Dritten Reich anzweifelt und zumindest in 
erheblichem Umfang minimiert, sie damit verharmlost und 
falsch darstellt. 

Wiederholt sei hierzu gesagt -- denn es handelt sich in den 
Urteilsgründen um eine Wiederholung ··, daß sich der Ange­
klagte in diesem Heftgar nichtmit diesem Sachkomplex ausein­
andergesetzt hat, sondern nur mit konkreten Bildfälschungs­
nachweisen. 

.. 18 .. 
Auf Seite 61 wirft das Urteil dem Angeklagten strafbeweh­

rend vor, er hätte sich "mit den zahlreichen Dokumenten, die die 
Tatsache der Judenvernichtung sowie ihren Umfang belegen", 
nicht sachlich auseinandergesetzt. 

Es gibt keine Bestimmung, die einen Forscher zwingt, sich 
mit seiner Auffassung entgegengesetzten Dokumenten und son­
stigen Ansichten auseinanderzusetzen oder sich gar mit The­
men zu befassen, die nicht Gegenstand seiner Arbeit sind. 

Vielmehr gilt auch hier wieder ausdrücklich die Freiheit der 
Wissenschaft. Schon von daher kann dieser Vorwurf niemals 
strafbegründend wirkeiL Zudem ist die Auseinandersetzung mit 
anderen Dokumenten, Zeugen, Autoren oder Sachverhalten 
allenfalls wissenschaftlich von Interesse, nicht jedoch straf­
rechtlich zu klassifizieren. 

.• 19 -· 
Auf Seite 62 wirft das Urteil dem Angeklagten vor: 
"Er reiht viele Bilder von Greueltaten der Deutschen wäh· 

rend des Driuen Reiches aneinander und bezeiclmet sie sämt­
lichals gefälscht, wobei er nicht nüchtern und sachlich darlegt, 
aus welchen Gründen sie seiner Meinung nach gefälscht sind, 
sondern unsachlich und zum Teil polemisch und diffamierend 
argumentiert. Dabei zieht er vielfach die Greueltaten und die 
Schicksale der Opfer, die auf den Bildern dargestellt sind, ins 
Uicherliche." 

Es folgen Wiederholungen hinsichtlich der Seite 20 der 
Druckschrift. 

Das Urteil verfügthier pauschal für sämtliche Bildanalysen, 
daß sie nicht nüchtern und sachlich vorgenommen worden sind, 
sondern unsachlich und z.T. polemisch und diffamierend. Eine 
solche Pauschaldiffamierung de$ Angeklagten bei gleichi'eiti­
ger Aussparungjeglicher von ihm formulienerTextestellteinen 
rechtsstaatswidrigen Angriff auf die Menschenwürde des Ange­
klagten dar. Sie zeugt in Verbindung mit den zahlreichen 
Textverfälschungen und vermiedenen Auseinanderseuungen 
mitden übrigen Texten voneiner grundsätzlichen Befangenheit 
des LG dem Angeklagten gegenüber. 

.. 20 .• 
Gleichermaßen deutlich wird diese Bef~u1genheit des LG bei 

der Feststellung des Urteils auf Seite 61, daß die Druckschriften 
1 + 64 meines Mandanten, "nicht das Ergobnis eigener wissen­
schaftlicher Tätigkeit des Angeklagten darstellen" , ihr Inhalt 
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"kein Produkt wissenschaftlicher Betätigung" sei und "erwiesen 
unwahre Tatsachenbehauptungen enthalte" (S. 63 Urteilsgrün­
de). Sie würden daher weder durch das Grundrecht aufWissen­
schaftsfreiheit noch durch jenes der Meinungsfreiheit gedeckt 

In der Tat wird hiermit die Ernstl1aftigkeit einer sachlichen 
Beurteilung verlassen. 

.. 21 •. 
Weiter heißt es dann im Urteil S. 62: 
"Der Angeklagte set:_t sich auch hier nicht mit den zahlrei­

chen Dokumenten, die die Tatsachen der Judenvernichtung 
sowie ihren Umfang belegen, sachlich auseinander." 

Dieses war auch nicht Thema des Heftes Nr. 64. Eine 
VerpOichtung, daß der Autor dieses Thema hier hätte abhandeln 
müssen, kann das Urteil dem Angeklagten nicht auferlegen . Für 
ein Strafmandat ist dergleichen ohnehin abwegig. 

FalH man die Verurteilungsgründe wegen Herausgabe 
der Historischen Tatsachen Nr. 64 " Immer neue Bildfäl­
schungen ß . Teil" im objektiven Tatbestand zusammen, so 
ergibt sich: 

l. ln 3 Fällen hat das LG Bielefelcl dem Angeklagten Texte 
unterstellt, die er so, wie vom Urteil ausgeführt, nicht geschrie-
ben hat --Diese Fälle sind behandelt in den Punkten •• 7 --, --
10 ---. -- 15 --. 

II. In l Fall hat das Urteil strafrechtliche Konsequenzen 
dafür verfügt, daß der Angeklagte sachlich richtige Feststellun­
gen veröffentlicht hal. Das LG hat diese Feststellungen meines 
Mandanten nicht als falsch behauptet. geschweige denn nachge­
wiesen. -- Dieser Fall ist behandelt im Punkt-- 8 ••. 

III. In 2 Fällen hat das Urteil dem Angeklagten Ausdrücke 
für strafbar erklärt, die weder beleidigend, noch hetzerisch noch 
sonst irgendwie anrüchig sind. --Diese Fälle sind behandelt in 
den Punkten -- 9 --, -- 11 --. 

IV: In 3 Fällen hat das Urteil dem Angeklagten unterstellt, 
eine Thematik behandelt und hiert.u verharmlosende Äußerun­
gen gemacht oder entsprechende Eindrücke hinterlassen zu 
haben, mit der er sich gar nicht befaßt hat. •• Diese Fälle sind 
behandelt in den Punkten-- 2 --, -- 17 --, -- 21 -·. 

V: In 5 Fällen hat das Urteil dem Angeklagten vorgeworfen, 
er befasse sich mit bestimmten Untersuchungen, ohne Hinweis 
darauf, warum das strafbar sein soll. •• Diese Fälle sind behan­
delt worden in den Punkten·· 3 ··, •• 8 --, -- 13 --, -- 14 --. -- 16 

VI: In 6 Fällen hat das Urteil dem Angeklagten bei Negieren 
seiner detaillierten Ausführungen falsche Behauptungen unter­
stellt, ohne hierfür einen Beweis anzutreten. -- Diese Fälle sind 
behandelt in den Punkten -- 4 --, •· 5 ·-, -- 6 --, ·- 7 --, -- 12 -­
,--19--. 

VII.ln 8 Fällen hat das Landgericht den Angeklagten wegen 
seiner Meinung verurteilt -- Diese Fälle sind behandelt in den 
Punkten: -- 3 --, -- 8 --, -- 9 --. -- II -·, ·• 13 --, -· 14 ··, •· 16 · 
-, -· 21 --. 

VIII: In 15 Fällen hat das LG Bietefeld den Angeklagten für 
Sachverhalte verurteilt, die gar nicht angeklagt waren.·· Diese 
Fälle sind behandelt in den Punkten-- 3 --, -- 4 --, -- 5 --, -- 6-
; •.• .-,. .. , :_ 8 -·, -· 9 --, -- 11 --, -- 12 ·-, -- 13 ·-, .. 14 ·-, •• 15 
--, -- 16--, -- 19 --, ·- 20--. 

Zum Vergleich der Texte, die angeklagt waren und jener, 
die, ohne angeklagt gewesen Lu sein und die in der Hauptver­
handlung auch gar nicht zur Sprache gekommen waren, wird 
der Einfachheil halber auf die Textmarkierungen verwiesen, die 
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dem Revisionsantrag des Rechtsanwalts Hajo Herrmann in 
derselben Angelegenheit beigegeben sind. 

IX. In keinem einzigen Fall hat das Urteil dem AngekJagten 
einen falschen SalZ nachgewiesen! Oder anders formuliert: In 
keinem ein1igen Fall ist dem Urteil ein Strafrechtfertigungs­
nacbweis gelungen! 

Auch im Fall der Druckschrift Nr. 64 gebt das Gericht von 
einem "GesamteitUiruck" aus (S. 57 des Urteils), ohne im 
einzelnen zu subsumieren, und zwar die einzelnen Tatsachen 
mit den zugrundegelegten objektiven Straftatbeständen der §§ 
130 oder 189 StGB. Der "Gesamteindruck aller Hat1dlungswei­
sen" darf nicht zum Strafdelikt erklärt werden. Ein Verhalten 
kann immer nur dann strafbar sein, wenn es ein konkretes 
StrafgeselZ durch einen konkreten Tatbestand verwirklicht hat. 
Hier wird dal1er ausdrück lich dieses Verfahren des angefochte­
nen Urteils als deutliches Beispiel für das in§ 337 Abs. 2 StPO 
angeführte Tatbestandsmerkmal der "nicht richtigen Anwen­
dung" des Geseu.es gerügt. 

Besonders krass erweist sich dieses Verhalten des Gerichts 
in seinen Urteilsgründen auf Seite 59 unten, wo es rügt, der 
Angeklagte habe mehrfach betont, daß mittels der behaupteten 
Bildfalschungen die deutsche Geschichte verfeilscht und das 
deutsche Volk verunglimpft werde. (Was hieran stralbar sein 
soll, istohnehin unerfindlich). Und in unmittelbarer Anbindung 
an diesen nicht verständ lichen Strafvorwurffolgt ohnejeglichen 
Zusammenhang hierzu die offenbar als "Folgerung" deklarierte 
Behauptung, 

"ItUiem er die systematische Judenverfolgung im Dritten 
Reich anzweifelt utUJ zumitUiest in erheblichem Umfang mini­
miert, verharmlost er eine historisch gesiche rte Tatsache und 
stellt sie falsch dar. Wie bereits ausgeführt, sitUJ die systemati­
sche .Judenverfolgung im Dritten Reich und der Massenmord an 
den Juden in den Gaskammern von Konzentrationslagern offen­
kutUiige Tatsachen; eine Beweiserhebung ist deshalb überflüs­
sig." 

Weder folgt dieser Urteilstext aus einem sachbewgenen 
Übergang einer vorangeganen Analyse, noch hat sich der Ange­
klagte in dem gesamten Heft überhaupt mit dieser Thematik 
befaßt. Und die Erwähnung von Gaskammern-kann man noch 
nicht einmal als an den Haaren herbeigezogen bezeichnen, denn 
hierfür hatte der Angeklagte nun wirklich nicht einmal die 
geringsten Anhaltspunkte geliefert. 

Doch selbst wenn die Verteidigung den soeben vorgetrage­
nen Urteilstext unabhängig vom vorangegangenen Absatz als 
summarische Zu ·ammenfassung noch weiter zurückliegender 
Passagen auf1ufassen versucht, so bleibtdoch dieser Urteilstext 
unsubstantiiert ohne den geringsten BeLUg, wo sich der Ange­
klagte denn nun so vergangen haben soll. 

Auch gibt dieser Urteilstext nichts für einen Hinweis her, 
inwieweit hier überhaupt "verharmlost" wurde. Es wird nicht 
einmal der Versuch unternommen, zu definieren, was "Ver­
harmlosung" in der Sicht des Gerichts sein sollte. 

Ein Gesamteindruck ersetzt jedenfalls niemals die dabei 
fehlende Subsumtion des Tatbestandsmerkmals, das den objek­
tiven Tatbestand der zugrundegelegten Strafrecbtsnorm, also 
hier der§§ 130 und 189 StGB erfüllt 

Daher wird auch hier erneut insoweit im angefochtenen 
Urteil Verletzung von§ 337 Abs. 2 StPO gerügt, also das Fehlen 
jeder Subsumption des objektiven Tatbestands eines Strafgeset­
zes, hier der§§ 130 und 189 StGB. 

Hutorioch e Totooch<'n Nr G!l 

C. Die objektive Tatbetandsmäßigkeit des§ 189 StGB. 

1. Der Angeklagte ist auch wegen Verunglimpfung des 
Andenken Ver torbener nach § 189 S tG B verurteilt worden, die 
durch die Her tellung und den Vertrieb des Heftes Historische 
Tatsachen Nr. 64 verwirklicht worden sein soll. 

2. Für diese Strafe gilt das gleiche wie das unter B li. 
Beschriebene. 

Auch unter diesem Be7ug fehlt im Urteiljeglicher Versuch, 
die objektiven Tatbestandsmerkmale des§ 189 StGB zu subsu­
mieren. Der§ 189 wird in dem insgesamt70Seiten umfassenden 
Urteil, davon sind 35 Seiten dem Heft Nr. 64 gewidmet, nur in 
10 Zeilen auf Seite 64 abgehandelt. In diesen 10 Zeilen gibt es 
keinen einzigen konkreten Bezug auf irgendeine vom Ange­
klagten verfaßte Aussage, dafür jedoch einengleichartig fonnu­
lierten V erurteilungstext, der wortidentisch istmitdem auf Seite 
57 der Urteilsgründe mit Bezug auf den "Gesamleindruck". 

Der Hinweis auf eine Fundstelle aus der Sammlung BGHSt 
kann die konkrete Subsumtion eines ebenso konkreteR Tatbe­
standes für den hier vorliegenden Einzelfall nicht ersetzen. Sie 
kann vielmehr erst nach der Subsumtion zurweiteren ergänzen­
den Prüfung de objektiven Tatbestandes in Betracht kommen. 

Im übrigen war, wie bereits eingehend dargelegt, der hier 
zusammenfassend geschlußfolgerte, jedoch nicht im einzelnen 
subsumierte Tatbctand von § 130 Abs. 4 i.V.m. Abs. 3 und 2 
StGB nicht einmal erfüllt, denn der Angeklagte hatte sich im 
Heft Nr. 64 "mit der systematischen Judenverfolgung und -
vernichtung" gar nicht befaßt. Schon aus diesem Grunde kann 
daher eine Anwendbarkei 1 von§ 189 StGB gar nicht in Betracht 
kommen. 

Daher ist auch die Verurteilung des Angeklagten wegen 
Verletzung dieses Strafgesetzes(§ 189 StGB)keineimSinnedes 
§ 227 Abs. 2 StPO "richtige Rechtsanwendung". 

D. Rechtswidrigkelt des Tatvorwurfs. 

I. Die Freiheit der Wissenschaft. 
1. Nach Art. 5 Abs. 3 des GrundgeselZes sind Kunst und 

Wissenschaft, Forschung und Lehre frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. Nach Ansichtdes 
angefochtenen Urteils (S . 60) wird jedenfalls die Verbreitung 
der Druckschriften Hi torisehe Tatsachen Nr. 1 und Nr. 64 nicht 
durch Art. 5 Ab . 3 de GG geschützt Zwar gesteht auch das 
Urteil ausdrücklich 7u, daß dieses Grundrecht jedem, der in 
Wissenschaft , For chung und Lehre tätig ist, ein individuelles 
Freiheitsrecht 7ubilligt, das als Abwehrrecht die wissenschaft­
liche Betätigung ogar mit Verfassungsrang gegen unzulässige 
staatliebe Eingriffe schützt. Dabei erstreckt sieb auch nach 
Darstellung de Urteil diese Freiheitsgarantie des Art. 5 Abs. 3 
des GG auf jede wi senschaftliehe Tätigkeit, 

"d.ll. auf alles, was nach Inhalt und Form als ernsthafter, 
planmäßiger Versuch zur Ermittlung der Wahrheit angesehen 
wird." 

2. Diese Garantie kommtjedoch nach Ansichtdes angefocb­
te;1en-tlrtei1s dem Angeklagten für die vorgenannten beiden 
Hefte nicht zu, 

"da sie nichl das Erzeugnis eigener wissenschaftlicher Tä­
tigkeit des Angek/aglen darstellen". (S. 61) 

Diese pau chal abgefaßte Vefl1rteÜung wird lediglich mit 
der Behauptung "begründet", daß der historische Bezug dieser 
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beiden Hefte 
"nicht ausreiche, ihren Inhalt zu einem Produkt wissen­

schaftlicher Betätig ung zu machen, das den Schutz des Art. 5 
Abs. 3 GG genießt". 

Denn, so das Urteil, diese Druckschriften seien 
"nach Inhalt und Form nicht als ernsthafter, planmäßiger 

Versuch anzusehen, die Wahrheit überdie Judenverfolg ung und 
-Vernichtung im Drillen Reich zu ermitteln". 

Diese Sätze sind jedoch keine Begründungen und erbringen 
keinerlei Beweis. Sie wiederholen lediglich in anderen Worten 
die Eingangsbehauptung. Dem Angeklagten werden mit ande­
ren Worten auf Grund bloßer Behauptungen des Gerichts ganz 
wesentliche Rechte, nämlich die Grundrechte als Bürger, Publi­
zist und Wissenschaftler entzogen. 

Auch gibt das Urteil nicht an, wie ein "crnstl1after, planmä­
ßiger Versuch" auszusehen hälle, wenn er den Schutz des Art. 
5 Abs. 3 GG genießen sollte oder könnte. Ein Maßstab zur 
Beurteilung dieser "Emslhaftigkrit und Planmäßigkeit" ist nicht 
vorhanden. 

Schon wegen dieser vollkommen unsubstantiierten Begrün­
dung und Ablehnung des Schutzes von Art. 5 Abs. 3 GG ist dem 
Urteil vorzuwerfen, im Sinne des § 377 Abs." 2 StPO die 
Rechtsnorm nicht richtig angewandt zu haben. 

3. Das Urtcildiffcrcnzi"ertnichtzwischen HeftNr. 1, das sich 
mitder Judenverfolgungs-thematik befaßt hat, unddem lieft Nr. 
64, das sich mit dieser Thematik überhaupt nicht befaßt hat und 
sprichllnitder soeben genannten Feststellung beiden gleichzei­
tigden WissenschaftsschutzrnitderBegründung ab, wedernach 
Inhalt und Form stellten sie einen Versuch ;ur Ermittlung der 
Wahrheit über die Judenverfolgung im Dritten Reich dar. Diese 
fehlende Rechtsdifferenzierung fühnc jedoch zu einer V crurtei­
lung des Angeklagten auch im Fall des Heftes Nr. 64, für die der 
objektive Straftatbestand generaliter fehl t, da er sich in diesem 
Heft mit dieser Thematik überhaupt nicht befaßt bat. 

4. Und was das Heft Nr. I anbetrifft, so zeugt allein der 
Quellennachweis von 106 in- und ausländischen Literaturhin­
weisen, aber auch die Textverarbeitung davon, daß in diesem 
Heft alle Kriterien dafür erfüllt sind, um sowohl den wissen­
schaftlichen Anforderungen in bezugauf "Inhalt und Form" als 
auch in bezugauf den "planmäßigen Versuch, die Wahrheit zu 
erforschen" zu genügen. Wenn der Angeklagte wegen der 
teilweise vollkommen widersprüchlichen Aussagen vieler Zeu­
gen zu keinem dem Landgericht genehmen Ergebnis kommen 
konnte, zu mal etliche dieser Aussagen sogar naturgesetzliehen 
Notwendigkeiten zuwiderliefen, so kann daraus kein Straftatbe­
stand für den Angeklagten erwachsen. Jeder Wissenschaftler 
bat grundsätzlich das Recht, seinen Forschungsgegenstand 
selbst zu betimmen und nach dem Wert auszugestalten, den er 
auf Grund der Sachlage· für ange01essen hält. Eine bestimmte 
Art und Weise der Ausführung von Wissenschaft zu verlangen 
und deren Nichterfüllung etwa noch mit Strafe zu belegen, 
verbietet dasWesenjeder Wissenschaft überhaupt und ist daller 
immer nur ein Verstoß gegen Art. 5 Abs. 3 GG. 

Wer wollte denn auch eine solche Richtlinie für "einen 
planmäßigen Versuch, die Wallrheit zu erforschen" aufstellen? 
Das Urteil sieht diese Unmöglichkeit selbst wohl ein, denn es 
gibt selbst keine solche Richtlinie und versucht das auch zu 
Recht gar nicht erst. 

Darüber hinaus hat der Angeklagte, "'Wie schon aus den 
Literaturangaben der beiden Hefte ersichtlich ist, jede Menge 
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wissenschaftlicher Literatur 7u der behandelten Thematik auch 
sei bstan geführt. Und deren Auswertung ihrerseits crstreckt sich 
über viele Seiten in beiden Heften, wie jederzeit nachlesbar ist. 
Dort hat er sich dann auch im einzelnen mit verschiedenen 
Zeugenaussagen auseinandergesel7t. Die entgegenstehende Be­
hauptung des Urteils entspricht damit nicht einmal den Tatsa­
chen. 

5. Gleiches gilt entsprechend für die Ausführungen des 
Urteils zu Art. 5 Abs. I S. I GG. Das Urteil gesteht dazu sogar 
selbst zu, 

"der Angeklagte hat die allgemeinen Judel!vernichtungsak­
tionen im Drillen Reich gar nicht generell bestriften". (S. 63) 

Er habe sie jedoch "in erheblichem Maße verharmlost". Die 
Verharmlosung von Völkermord im Sinne von § 130 Abs. 3 
StGB wird im Urteil jedoch in keiner Weise substantiiert und 
daher auch nicht subsumiert: Es ist nicht ersichtlich, wie, d.h. 
auf welche Weise der Angeklagte eine solche Verharmlosung 
von Völkennord vorgenommen haben könnte oder sollte. 

Darüber hinaus ist dem Urteil hierzu ohnehin schon grund­
sätzlich vorzuwerfen, daß es nicht einmal versucht, den Begriff 
der "Verharmlosung des Völkermordes" in diesem Sinn über­
haupt zu be~timmen. Strafdelikte ohne feste Definition sind 
immer ein deutlicher Verstoß gegen den Grundsatz "nulla poene 
sine lege". Wenn das Gesetz diesen Begriff selbstnichtdcfiniert, 
obliegt dies dem Richter. Er hat die Aufgabe, den Angeklagten 
in jedem Fall wissen zu lassen, warum im einzelnen er wegen 
Verbannlosung des Völkennordes bestraft wurde. 

Der Begriff "Verharmlosung" al s solcher im Kant'schcn 
Sinne reichtjedenfalls für eine strafrechtliche Relevanz niemals 
aus, denn diese verlangt konkrete TatbestandsmäßigkeiL 

Der Angeklagtehat niemalsdie "systematische Judenverfol­
gung und -vernichtung im Dritten Reich" bestritten , was ihm 
sogar das Urteil ausdrücklich zubilligt. Ihm ist im konkreten 
Einzelfall durch keines der von ihm in den beiden Heften 
vorgeführten Fotos nachgewiesen worden, daß und wie er 
verharmlost haben sollte. Auch hier ist daher der Strafrechts­
grundsatz "nulla poena sine lege" in Anwendung zu bringen. 

Um den Begriff "Verharmlosung" auf strafrechtliche Rele­
vanzhin zu untersuchen, mußdaraufverwiesen werden, daßseit 
1990 auf internationaler Ebene eine "Minimierung" der jüdi­
schen Verlust:.,ahlen in Höhe mehrererMillionen vorgenommen 
worden ist (man denke allein an die Beseitigung der 4-Millio­
nen-Gedenkt.afcln von Auschwitz), ohne daß sich in der Bundes­
republik Deutschland darüber jemand offiziell wegen "Ver­
harmlosung" entrüstet häue. Vergleichbare "Minimierungen" 
hat der Angeklagte nirgendwo vorgenommen. Eine "Verbann­
losung" kann ohnehin nur gemessen werden, wenn eine amtli­
che Detinition darüber vorliegen würde, was m1 Umfang, Art 
und Weise und an Einzelheiten zu den bezeichneten "Offenkun­
digkeiten" gehört und welche konkreten Beweise hierzu L.ählen. 
Doch weder gibt es eine mntliche Zahl über den Umfang, noch 
eine amtliche Definition über die Einzelheiten eines umfangrei­
chen Geschehcnskomplcxes, die nicht "verharmlost" werden 
dürfen. 

WM das Urteil dem Angeklagten bereits als "Minimierung" 
angelastet hat, sind Hinweise auf jene vorgenannten ausländi­
schen Vorgänge sowie entsprechende Untersuchungen auslän­
discher Autoren. Das sind jedoch keine Eigeninitiativen des 

?. . . 
Angeklagten zur "Verharmlosung", sondem solches g11t m der 
internationalen Öffentlichkeit als eine selbstverständliche wis-

\. 
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senschaftliehe Berichterstattung und Auseinandersetzung über 
eine bistorisehe Faktenlage. Auch Nachweise über Bildfäl­
schungen zu diesem Thema sind legilim und können wahres 
historisches Geschehen gar nicht beeinträchtigen. Wo also soll 
hier der Begriff "Verharmlosen" überhaupt ansetzen, um nicht 
in Willkür zu verfallen? 

Der Angeklagte macht jedenfalls auch in diesem Punkt die 
Mißachtung des Grundsatzes "nulla poena sine lege" durch das 
angefochtene Urteil geltend, also auch insoweit wieder die 
"nicht richtige Anwendung" des Rechts im Sinne von§ 337 Abs. 
2 StPO. 

6. Zusammenfassend kann daher festgestellt werden: dem 
Angeklagten ist nicht begründet zu widerlegen, daß er die hier 
zur Strafrechtsprüfung vorliegenden Hefte selbständig auf wis­
senschaftliche Art und Weise konzipiert und auch als solche 
veröffentlicht hat. 

n. Meinungsfreiheit. 
Nach Art., 5 Abs. 2 S. l des Grundgesetzes hat jeder das 

Recht, seine Meinung in Wort und Sch_rift und Bild frei zu 
äußem und zu verbreiten sowie sich aus allgemein zugänglichen 
Quellen ungehindert zu unterrichten. 

Das Urteil gesteht selbst zu, daß auch scharfe und überstei­
gerte Äußerungen im öffentlichen Meinungskampf grundsätz­
lich zu den Meinungsäußerungen gehören und in den Schutzbe­
reich des Art. 5 Ab . 1 S. 1 GG fallen. (S. 62) 

Zu den Meinungsäußerungen gehören in dieser Sichtjedoch 
nicht Tatsachenbehauptungen. Mitteilungen von Tatsachen sind 
daher in dieser Sicht nur geschützt, wenn sie Voraussetzungen 
für die Bildung von Meinungen sind, die Art. 5 Abs. 1 S. l GG 
insgesamt gewährleistet. 

Die Grenze dieses Rechts ist nach Darstellung des Urteils 
dort erreicht, wo Tatsachenbehauptungen nichts zur Meinungs­
bildung beitragen können. Erwiesene oder bewußt unwahre 
Tatsachenbehauptungen werden daher nicht vom Schutz der 
Meinungsfreiheit mit umfaßt. (S. 63) 

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen: 
1. Der nicht genau definierte Begriff der "Verharmlosung", 

dessen Verwirklichung durch den Angeklag!en unter Hinweis 
auf das zuvor Vorgetragene ohnehin bestrillen wird, gehört 
zumindest zu jenen Tatbandlungen, mit denen nicht nur eine 
Tatsache, sondern auch eine Wertung, also eine Meinung, 
verbunden ist. Es geht also nicht an, unter Hinweis auf falsche 
Tatsachenbehauptungen --zu mal sie im vorliegenden Fall nicht 
nachgewiesen worden sind-- dem Angeklagten die Grundrechte 
sowohl der Wissenschaftsfreiheit als auch der Meinungsfreiheit 
in bezugauf Texte, in denen selbst nach Auffassung des Gericht 
viel Meinungen enthalten waren, zu entziehen. So hat das 
Gerichtaus zahlreichen·Texten dem Angeklagten "Ziele", einen 
"Willen" unterstellt, Wortwahl und Fettdruck, eine rhetorische 
Frage vorgeworfen, ihm auch vorgeworfen, er habe zahlreichen 
"publizistischen Erlebnisberichten, Tagebüchem" usw. Aut­
hentizitätswert abgesprochen, Professor Rassin ier "einen relat.i v 
großen Raum" ;-ur Darstellung seiner Ansicht eingeräumt, er 
habe einige Zeugen als glaubwürdig eingestuft, er habe seiner 
Meinung oder Zielvorstellung gemäße Vergleichsbilder einge­
fügt u .. ä. Diese Vorwürfe des Urteils sind doch nur aus zum 
Ausdruck gebrachter Meinung ableitbar und können nicht we­
gen unterstellter "falscher Tatsachenbeh~ptungen" zum Ent-
7ug des Meinungsfreiheitsrechtes und zur Strafverurteilung, 
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ganz zu schweigen von einer Gefangnisstrafe, führen. (Die 
Punkte, in denen der Angeklagte wegen seiner Meinung verur­
teilt worden ist, sind bei der jeweiligen Zusammenfassung der 
beiden Hefte zusammengestellt worden <S. 13 + 21 dieses 
Scbriftsaues> ). 

In diesem Zu ammenbang istauf die Abgrenzungsmaßstäbe 
des BVerfG (NJW 1993, 1845; BVerfGE 85,1 = NJW 1992, 
1439) zu verweisen, nach denen z.B. die Aussagen "Das Kreis­
krankenhaus S ist durch Dr. M heruntergewirtschaftet worden" 
oder ''Mißliebige Kritiker werden vom X-Konzern bespitzelt 
und unter Druck geselZt", nicht mehr als Tatsachenbehauptun­
gen, sondern bereits als Meinungsäußerungen eint.Uordnen 
sind. 

Da Art. 5 I 1 eine von staatlicher Lenkung unabhängige 
Meinungsbildung garantiert, darf er nicht durch den Grund­
rechten untergeordnete Strafparagraphen und womöglich noch 
falscher Interpretation durch Gerichte zur Bekämpfung uner­
wünschter Meinungen unterhöhlt werden. 

lll. Höherrangiges Verfassungsrecht 
1m übrigen wird mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß alle 

Erklärungen von Strafgerichten, die einen historischen V erbre­
chenskomplex in Verbindung mit Völkermord als "offenkun­
dig" darlegen, also als nicht beweiswürdig ansehen, immer 
unter dem Vorbehalt stehen, daß die Rechtsprechung al solche 
in jedem Fall dem Verfassungsrecht untergeordnet ist. 

E. Das Verschulden im Tatgesamtzusammenhang. 
Nachfolgende Feststellungen werden hilfsweise getroffen. 
I. 
Zur Schuldfrage bat das angefochtene Urteil nur lakonisch 

festgestellt (S. 63), 
"der Angeklagte hat in beiden Fällen vorsätzlich gehan­

delt". 
Auf Grund seiner Ausbildung als Diplorn-Politologe und 

seiner jahrzehntelangen intensiven Beschäftigung mit der NS­
Zeit und dem Zweiten Weltkrieg "wußte er", die Judenverfol­
gungen und -vemichtungen seien aufBetreiben der regierenden 
Nationalsozialisten erfolgt und haben "Millionen Menschen 
betroffen". 

Damit widerspricht sich das Urteil schon selbst, da es auf 
Seite 52 zuge~teht, der Angeklagte habe "die systematische 
Verfolgung und Vernichtung von Millionen Juden durch die 
Nationalso7ialisten" gar nicht ausdrücklich geleugnet. 

"So räumt der Angeklagte :..8. aufSeire 38 der Druckschrift 
(Historische Tatsachen Nr. 1) ein, daß unzählige Juden im 
Verlauf des Krieges auch als Folge deutscher Maßnahmen 
umgekommen seien". 

Den dennoch hier als vorliegend erachteten Vorsatz des 
Angeklagten leitet das angefochtene Urteil aus folgenden Um­
ständen ab: 

a) "Gesamtfnhalt urui Aufrnaclumg der Druckschriften", 
b) "der einseitigen Gewichtung und Wertung der wiederge­

gebenen Zeugenaussagen urui Ausführungen aruierer Histori­
fer:..~- · 

c) der "Hervorhebung der Aussagen, in denen Massenver­
gasungen in Auschwitz und anderen Konzentrationslagern ge­
leugnet werden", 

d) der "Deportationen der JCiden im Dritten Reich als eine 
nach internationalen Völkerrechtsregeln rechtmäßige, kriegs-
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bedingte Reaktion auf die angebliche Kriegserklärung des 
internationalen Judentums an Deutschland" und durch 

e) die "optische Hervorhebung von bestimmtenAussagen in 
Groß- und Feudruck". 

Daraus folgert da angefochtene Urteil (S. 52), dem Ange­
klagten gebe es darum, 

"die systematische Verfolgung und Vernichtung der Juden 
während des Dritten Reiches zumindest in erheblichem Umfang 
zu verharmlosen". 

2. 
Dazu ist zunächst grundsätzlich zu betonen, daß, wie bereits 

ausgeführt, kein Wissenschaftler verpflichtet werden kann, 
seine wissenschaftliche Untersuchung eines bestimmten Objek­
tes nach einer ganz bestimmten Art und Weise durchzuführen. 
Es wäre einVerstoß gegen den V erfassungsrechtsgrundsalz des 
Art. 5 Abs. 3, wollte man Wissenschaftlern in dieser Beziehung 
ein Zwangskorsett verordnen.-- Die genannten Begründungen 
des angefochtenen Urteils (a- c) belegen kein Verschulden für 
die vorgeworfenen angeblich strafbaren Handlungen des Ange­
klagten: 

Zu a) Gesamtinhalt und Aufmachung der Druckschriften 
hätte allenfalls, falls überhaupt, nur dann eine Bestrafungs­
grundlage geboten, wenn ein Schuldvorwurf wenigstens sub­
stantiiert gewesen wäre, was er aber nicht ist. Dieser Vorwurf 
konnte daher vom Urteil auch gar nicht subsumiert werden. 

Denn nur die Verwirklichung der einzelnen objektiven 
Merkmale eines Tatbestandes erzeugt erst dessen Vorwerfbar­
keit, nicht etwa schon ein "Gesamteindruck" ohne jedwede 
solche Subsumtion. Es ist also nicht ersichtlich, woran konkret 
das angefochtene Urteil hier im einzelnen dieangebliche Schuld 
des Angeklagten ablesen will. 

Zu b) Wie bereits dargelegt, ist es allein Sache des forschen­
den Wissenschaftlers, wie er nach eigenem Gutdünken eine 
Zeugenaussage wertet, da auch dies ibm von keiner staatlieben 
oder anderen Institution vorgeschrieben werden kann und schon 
gar nicht mit Strafandrohung bei Nichteinhaltung einer solchen 
Vorgabe. 

Das gleiche gilt für andere Aussagen von Historikern, die 
nicht die Meinung des forschenden Wissenschaftlers teilen. 
Auch hier wieder ist Grundlage für eine solche Auswertung der 
entsprechenden Aussagen das wissenschaftliche Grundprinzip 
der Freiheit der Wissenschaft, wie es verfassungsrechtlich von 
Art. 5 Abs. 3 GG garantiert wird. Von Strafbarkeit kann dabei 
daher keine Rede sein. 

Zu c) Da es allein der Wertung des forschenden Wissen­
schaftlers obliegt, wie er Zeugenaussagen einordnen will, kann 
er einzelne solcher Au sagen hervorheben, andere abwerten. 
Eine strafrechtliche Relevanz bierfür ist aber schon deswegen 
gar nicht denkbar, w~il hier lediglich ein Verfassungsrechts­
grundsatz ausgeführt wird, nämfich der der Freiheit der Wissen­
schaft aus Art. 5 Abs. 3 GG. Der aber liegt in jedem Fall immer 
rangmäßig über dem Strafrecht. 

Zu d) Wenn sich eine bestimmte Volksgruppe offen als 
Kriegs-gegner deklariert, gilt sie nach geltendem Kriegsvölker­
recht als Kombattant. Der Angeklagte hat nur diese nun einmal 
objektiv bestehende Lehre des Kriegsvölkerrechts vorgetragen. 
Die gegenteilige Rechtsansicht im Urteil, ist dal1er abwegig. 
Auch hat der Angeklagte in diesem Zusammenhang nur die 
Deportationen angesprochen, nicht etwa)/emichtungsmaßnah­
men; ein beachtlicher Unterschied. 

38 

Zu e) Unverständlich ist, inwieweit mit dem hier dazu 
Dargelegten Groß- und Fettdrucke bestimmter Aussagen Be­
weisstücke für eine angebliche Schuld des Angeklagten sein 
sollen. Der Angeklagte hat nichts anderes getan, als von seinem 
Verfas ung recht Gebrauch gemacht, wenn er in seiner Sicht 
glaubte, bestimmte Tatsachen besonders hervorbeben zu sollen. 
Auch hier feh lt wieder jede strafrechtliche Relevan7 eines 
solchen Vorwurfs, zumal im Urteil nirgendwo vennerkt ist, aus 
welchen achliehen Erwägungen solche Hervorbebungen unan­
gebracht, volksverhe12end oder sachlich falsch gewesen wären. 

Abschließend wirft das angefochtene Urteil dem Angeklagte 
Verschulden dadurch vor, er habe keine "Beweise für eine 
zentrale Vernichtungsplanung der Reichsführung angegeben 
(S. 56), weil es eine solche in seiner Sicht gar nicht gegeben 
habe. 

Eine Strafzumessung mit dieser Begründung setzt voraus, 
daß das Urteil zumindest auf belegende Dokumente für eine 
gegenteilige Tatsachenfes tstellung hätte binweisen und rügen 
müssen, daß der Angeklagte solche nicht ausgewertet habe. 
Weder verweist das Urteil auf solche Dokumente, noch macht es 

· dem Angeklagten zum Vorwurf, diese nicht verwertet zu haben. 
Zeugen hierfür gibt es bekanntlich nicht. So blieb es hier dabei, 
ihm etwas nur deshalb zur Strafe anzurechnen, weil er Gegen­
teiliges ebensowenig belegen konnte, wie das Gericht. 

3. 
Diese hier im einzelnen aufgeführten Vorwürfe dienen dem 

angefochtenen Urteil aber dazu, Schuldvorwürfe und daraus 
folgernd Gefangnisstrafe zu begründen. Das deutsche Straf­
recht ist nach 1945 nicht mehr "Gesinnungsstrafrecht". Es stellt 
seitdem vielmehr wieder wie vor 1933 allein auf die Erfüllung 
konkreter Straftatbe-standsteileab. Im vorliegenden Fall ist dies 
jedoch in keiner Weise erfolgt. Weder können Groß- und 
Fettbuchstabcn, noch bemängeltes Fehlen an Auseinanderset­
zung mit anderen, nicht genannten Zeugen, Autoren oder 
Gerichtsentscheidungen, noch ein "Gesamteindruck", noch vom 
Urteil vorgenommene Unterstellungen von Texten, die der 
Angeklagte so gar nicht geschrieben hat, Straftatbestandsteile 
ersetzen. 

4. 
Wegen FehJens jeder Subsumtion im einzelnen auch hin­

sichtlich des Schuldvorwurfs ist auch aus diesem Grund das 
Urteil aufzuheben. 

F. 
Es wird daher abschließend gebeten, das Urteil insgesamt 

aufzuheben, da es weder die Voraussetzungen der§§ 130 und 
189 StGB erfüllt noch die des § 337 Abs. 2 StPO, der eine 
richtige Anwendung des Rechts verlangt, und den Angeklagten 
wegen erwiesener Unschuld freizusprechen. 

Rechtsanwalt 

Beschluß Bundesgerichtshof 
17 . Deze mbe r 1996 eins timmig -- 4 S tR 524/96: 

"Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des 
Landgerichts Bietefeld vom 17. Mai 1996 wird als unbegrün­
de~erworfen, da die Nachprüfungdes UrteilsaufGrund der 

' Revisionsrechtfertigung keinen Rechtsfehler zum Nachteil 
des Angeklagten ergeben hat. 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels 
zu tragen. "' 

Meyer-Goßner, Steindorf, Tepperwien, Kuckein, Solin­
Stojanovic" 
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Beschlußbegründungen des Amtsgerichtes Bietefeld 
zur Beschlagnahme der Historischen Tatsachen-

Ausgaben Nr. 44, 66, 67 + 68 (in charakteristischen Auszügen) 

HT-Nr. 44 "Der Fall Treblinka" 

Az: Amtsgericht ßielcfcld: 9 Cs B 54/96; 
Staatsan waltschafl. ßiclefeld: 46 ,Js 168/96 
Für strafwürdig befunden wurden: 
-- Der wissenschaftliche Nachweis, daß in der inter­

nationalen Presse für Treblinka bereits Massenmorde 
zu einer Zeit öffentlich behauptet worden sind, als das 
Lager noch gar nicht bestanden hatte. -- Eine Prüfung 
des Sachverhaltes hat das Amtsgerich·t Bielefeld nicht 
durchgeführt. 

-- Der wissenschaftliche Nachweis, daß die Bücher 
von Wassilij Grossmann :'Die Hölle von Treblinka" und 
Fran~oi s Steiner "Treblinka -- Die Revolte eines Ver­
nichtungslagers" keinen historischen Beweiswert ha­
ben. 

-- Sodann sei strafbar, die offiziellen Beschreibungen 
über den geografischen Standort des Lagers "Treblinka 
B" als widersprüchlich und unzutreffend festzustellen. 
Denn hiermit verfolgt der Verfasser letztendlich eine 
strafbare Intention. 

--Allein der Vorwurf gegen den ehemaligen Behör­
denleiter der Zentralen Stelle der Landesjustizverwal­
tungen in Ludwigsburg, Adalbert Rückerl, sich un­
glaubhafter Aussagen von Zeugen und Angeklagter 
bedient zu haben, wurde für strafbar befunden, ohne die 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit eines solchen Vorwurfes 
einer Prüfung unterzogen zu haben. . 

-- Vorgelegte Luftbilder mit amtlichem US-Quellen­
nachweis werden als "angeblich neu aufgefunden" be­
zeichnet und die sich daraus ergebenden und erläuter­
ten Erkenntnisse für strafbar erklärt, weil sie den 
"geschichtlich gesicherten gegenteiligen Bekundungen" 
widersprechen. 

Zur Sachklärung, ob also die in der HT-Nr. 44 
vorgetragenen Begründungen zutreffen oder nicht, hat 
das Amtsgericht Bielefeld keinen einzigen Satz ausge­
führt. 

Mitder Heiligen Schriftdarfman sich in der Bundes­
republik Deutschland kritisch auseinandersetzen, je­
doch nach Ansicht des Amtsgerichtes Bielefeld nicht 
mit Kri egs- und Nachkriegspropagandabüchern kom­
munistischer und ähnlicher Provenienz. Die neuen 
Kriterien über eine erlaubte oder unerlaubte wissen­
schaftliche Analyse so lcher Bücher werden in der Bun­
desrepublik Deutschland offensichtlich nicht mehr an 
den Grundrechten der Meinungs-, Presse-, Informati­
ons- und Wissenschaftsfreiheit bemes$.en, sondern an 
nachfolgenden Richtersprüchen, die sich ausschließlich 
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an der "Verminderung des Holocaust" ausrichten und 
wissenschaftliche Untersuchungen und Ergebnisse 
unter Strafe stell en, die nachweisbare Einwände gegen 
selbst willkürliche Behauptungen von Anklägern 
Deutschlands vortragen. Damit ist historische Wissen­
schaft kraft Richterspruch trotz Grundrechtekatalog 
zum Strafdelikt erklärt. Das erfährtder "mündige Bür­
ger" jedoch erst nach Veröffentlichung der von ihm 
durchgeführten Beweisführung. 

HT-Nr. 66 
"Notwendige Forschungsanliegen" 

Az: Amtsgericht Bielefeld: 9 Cs 1279/96 
Staatsanwaltschaft. Bielefeld: 46 Js 73/96 

Für strafbar wegen Volksverhetzung, Beleidigung 
und Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener be­
funden wurde: 

-- Die wissenschaftliche Untersuchung der Befehls­
gebung und Handhabung der in Auschwitz durchge­
führten oder angeblich durchgeführten Tätowierungen 
an Häftlingen, also auch darüber, daß die bisher vorlie­
genden Schilderungen in der diesbezüglichen Literatur 
vielfältig widersprüchlich sind und keinen schlüssigen 
Nachweis für einen deutschen Befehl dieser Art er­
bracht haben. 

-- Der Nachweis selbst wurde in der Sache nicht 
geprüft. Auch aus unglaubwürdigen Schilderungen von 
Häftlingen sachgerechte Folgerungen zu ziehen, sei 
strafbar, zumindest soweit sie den "geschichtlich gesi­
cherten gegenteiligen Bekundungen widersprechen". 

-- Strafbar seien auch die Hinweise, daß "uns nicht 
bekannt ist, daß eine Bundesregierung jemals etwas 
unternommen hat, um einmal wissenschaftlich zu über­
prüfen, was denn nun von den Vorwürfen gegen Dr. 
Josef Mengele nun eigentlich stimmt", oder: "Ein sol­
cher Einsatz zur Ehrenrettung des deutschen Volkes ist 
bei keinem einzigen Anklagethema bekannt geworden. " 

-- Eine wissenschaftliche Untersuchung über die 
Zusammensetzung der Über lebenden-Zahlen wurdeals 
Zielverfolgung zur Herabminderung und Verharmlo­
sung eegangener Morde ausgelegt. 

' -- Der Abdruck eines Artikels der Baseler Nach­
richten wurde als Straftatbestand bewertet, da zuvor 
genannte Äußerungen belegen, daß die Ausführungen 
der Baseler Nachrichten def'eigenen Auffassung des 
Beschuldigten entsprechen. 
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HT-Nr. 6 7 
"Kriminalisierte Geschichtsforschung'' 

Az: Amtsgericht Biclefeld: 9 Gs 1325/96 
Staatsanwaltschaft. Bielefeld: 46 Js 72196 

Für strafbar wegen Volksverhetzung, Beleidigung 
und Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener er­
achtet wurden: 

--Die Feststellung, die Bundesrepublik Deutschland 
werde seit Ende des Zweiten Weltkrieges durch die 
Siegermächte bevormundet, "so daß" -- was in dieser 
Form der Verfasser jedoch nicht so formuliert hat -­
"Politiker, Richter und Medien unter dem Einfluß der 
Siegermächte in deren Sinne gegen die Ehre des deut­
schen Volkes handeln würden". 

-- Den Siegermächten Sprachregelungen hinsicht­
lich deutscher Kriegs- und Verbrechensschuld zuzu­
schreiben. 

--Die Feststellung, daß Historiker wesentliche Tat­
bestände nicht mehr ehrlich, sachgerecht zum Aus­
druck, geschweige denn zu Papier bringen dürfen. "Tun 
sie es dennoch, so erhalten sie Strafverfahrerr, oder ihre 
Literatur wird vernichtet." 

-- Sachaussagen, aus denen das Gericht Folgerun­
gen mitHinweis aufLeugnung oder Verminderung des 
Holocaustes zog oder dem Beschuldigten eine entspre­
chende Intention unterstellte. 

--Oder Sachaussagen, die im Urteil nur kommentar­
los zitiert wurden und aus denen nicht zu erkennen ist, 
was daran strafbar sein soll. 

-- Die Feststellung, daß Germar Rudolf selbständig 
gedacht und wissenschaftlich unabhängigrecherchiert 
hat, galt als Identifizierung mit Inhalt und Ergebnis 
seines Gutachtens und damit offensichtlich als straf­
bar. 

--Die wissenschaftlichen Ermitt-

HT-Nr. 68 
"US-Amerikanische Kriegsverbrechen" 

Az: Amtsgericht Bielefeld: 9 Gs 1331/96 
Staatsanwaltschaft Bielefeld: 46 Js 71196 

Für strafbar wegen Volksverhetzung, Beleidigung 
und Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener er­
achtet wurden: 

-- Die Nachweise über die realen Kriegführungsme­
thoden us-amerikanischer Generale, Admirale, Publizi­
sten und Poli tiker. 

-- Hinweise, daß es analoge rassistische Befehle auf 
deutscher Seite nicht gegeben hat und daß "deutsche 
Geheimmaßnahmen" deutlich machen, daß hier nie­
mand wagen konnte, eigene Verbrechenspolitik der 
deutseihen Öffentlichkeit bekanntzumachen und daß 
solche Geheimmaßnahmen heute noch nicht vorurteils­
los aufgeklärt sind, sei strafbar, weil damit deutsche 
Verbrechen an den Juden geleugnet würden. 

-- Der Vorwurf, daß bundesdeutsche Gesetzgebung 
und Justiz gewaltig aufgeblähte Kriegs- und Nach­
kriegslügenpropaganda schütze und eine sachlich kor­
rekte Geschichtsschreibung verhindere, sei strafbar. 

-- Vorwürfe und Nachweise über die menschenver­
achtende US-Kriegsgefangenenpolitik nach Kriegsen­
de in Europa und Zeugenschilderungen über die Zu­
stände einzelner solcher Gefangenenlager wurden vom 
Amtsgericht nicht überprüft, sondern kurzerhand z um 
Straftatbestand erklärt. Der Beschu ldigte habe mit 
dieser Berichterstattung, so heißt es in dem Amtsge­
richtsbeschluß ohne Begründung, die Intention ver­
folgt, die ns-Morde herabzumindern. 

Tatsachenberichterstattung ist so mit strafbar. Sie­
he das Beispiel Udo Walendy mit inzwischen 12 be­
schlagnahmten und vernichteten Ausgaben seiner Hi­
storischen Tatsachen . 

lungen, daß es weder , wie es in ei­
nem polnischen Film mit histori­
schem Anspruch behauptet wurde, 
eine» Himmlerstadt<< je gegeben hat­
te, noch je erwogen wurde, Zamocz 
mit jenem Namen zu belegen, und 
daß es dort auch kein "Massaker der 
SS an 45.000 Kindern" gegeben hat­
te, wurde als Straftat benannt, die 
utn so schwerwiegender sei, als die­
ses Forschungsergebnis in Fettdruck 
und Ausrufezeichen g~setzt worden 
war. 

Rechtspraxis demgegenüber im Jahre 1990: 

--Die Information über die Fest­
stellungen des eh. Österreichischen 
Präsidenten der Ingenieurskammer 
Walter Lüftl, der nach Prüfung sei­
ner Ausführungen vom Österreichi­
schen Landgericht für Strafsachen 
einenBescheid über die Niederschla­
gung eines staatsanwaltliehen Er­
mittlungsverfahrens erhielt, avan­
cierte zur Straftat. 
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Am 20.12.1990 hatte die Staatsanwaltschaft Bielefeld das 
Ermittlungsverfahren gegen Historische Tatsachen Nr. 44 mit der 
Begründung eingestellt: 

" ... Der Beschuldigte nimmt in der Druckschrift Stellung w verschiedenen 
Veröffentlichungen über das Vernichtungslager (Treblinka) und versucht, die dort 
aufgestellten Behauptungen zu entkräften. Darüber hinaus versucht er anhand 
angeblich neuaufgefundener Lagerskizzen und Luftaufnahmen von dembetreffenden 
Gebiet zu belegen, daß eine Massenvernichtung im Lager »Treblinka B« nicht 
stattgefunden haben kann. 

Auch in dieser Druckschrift arbeitet der /Jeschuldigle mit einer Fülle von 
Wnzelbehauptungen, diejedefür sich kaum zu widerlegen sind. Zumindest kann dem 
Beschuldigten nicht nachgewiesen werden, daß er die Behauptungen vorträgt, alme 
wirklich von deren Ricluigkeil überzeugt w sein. An keiner Stelle wird von dem 
Beschuldigten die Behauptung au.fgeslellt, daß es in Treblinka keine umfangreichen 
Tötungen durch die Nationalsozialisten gab. Lediglich der Umfang und die Art und 
Weise der Verbrechen werdenanders dargestellt als in der heute als sicher geltenden 
GeschichtJforschung. Dadie_:it:.rbr.echen amjiidischen Volk durch Nationalsozialislen 
nicht grundsätztich in dfeser Druckschrift geleugnet werden, läßt sich eine konkrete 
Beleidigung nicht nachweisen. 

Einstellung des Verfahrens gem. § 170 Abs. 2 StPO. Kein Bescheid, amtliches 
Verfahren. " ~ 

Hilltorioch e Tatoach en Nr. 69 


